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Teil A 
Überblick (Zusammenfassende Gesamtdarstellung) 

I. Politikziel: „Schlanker Staat" 

Die Bundesregierung hat in ihrer Koalitionsvereinba-
rung für die 13. Legislaturpe riode die Verschlankung 
des Staates als innenpolitisches Kernziel festgelegt. 
Staatliches Handeln ist danach im normativen, admi-
nistrativen und gerichtlichen Bereich auf das not-
wendige Maß zurückzuführen. Schon in der Regie-
rungserklärung vom 23. November 1994 sind diese 
Ziele durch einen konkreten Maßnahmenkatalog 
ausgefüllt worden. 

Nunmehr, gegen Ende dieser Legislaturpe riode, ist 
auf dem Weg zum „Schlanken Staat" bereits ein gu-
tes Stück zurückgelegt. Der vorliegende Bericht wi ll 

 über den aktuellen Sachstand der Realisierung des 
„Schlanken Staates " einen Überblick geben, der so-
wohl eine Gesamtschau der Fortschritte vornimmt als 
auch eine Vielzahl einzelner Maßnahmen, Projekte 
und Umsetzungen exemplarisch aufführt. Erstmalig 
wird der Modernisierungsstand der gesamten Bun-
desverwaltung erfaßt. Trotzdem muß darauf hinge-
wiesen werden, daß der Bericht keine abschließende 
Aufzählung der umgesetzten Maßnahmen geben 
kann. Eine solche Darstellung mit dem Anspruch auf 
Vollständigkeit würde den Rahmen des vorliegenden 
Berichts bei weitem sprengen. Insoweit wird auf den 
Generalkalender "Schlanker Staat" verwiesen, der 
nunmehr schon in dritter Auflage über 800 Moderni-
sierungsmaßnahmen und -projekte dieser Legislatur-
periode einzeln dokumentiert. 

1. Stärkung des Wi rtschaftsstandortes Deutschland 

5.

Ein schlanker, aber leistungsfähiger Staat und mehr 
Freiräume für Private sind für die Erschließung neuer 
Beschäftigungs- und Wachstumspotentiale sowie die 
Stärkung des Standortes Deutschland von entschei-
dender Bedeutung. Der verschärfte internationale 
Wettbewerb eröffnet weltweit neue Chancen für 
mehr Wachstum und Arbeitsplätze. Deutschland hat 
hervorragende Voraussetzungen im internationalen 
Standortwettbewerb: ein innovatives Unternehmer-
turn und hoch qualifizierte Arbeitskräfte, eine ausge-
wogene Wirtschaftsstruktur mit einem innovativen 
Mittelstand, eine moderne Infrastruktur, ein hohes 
Maß an Rechtssicherheit und ein gutes soziales K li

-ma. 

Deutschland ist nach den USA der zweitstärkste In-
novationsstandort der Welt. Bei den besonders wich-
tigen Weltmarktpatenten nimmt unser Land wieder 
einen Spitzenplatz ein. Deutschland ist nach den 
USA zweitgrößte Exportnation der Welt. 1997 hat un-
sere Exportwirtschaft erstmals seit vielen Jahren wie-
der Weltmarktanteile zurückgewonnen, besonders 
bei den Hochtechnologieprodukten. 

Die Bundesregierung hat mit ihrem konsequenten 
Reformkurs den Standort Deutschland gestärkt und 

auf die Herausforderungen der Zukunft vorbereitet. 
Beispiele dafür sind die Bahn- und Postreform, die 
Privatisierung von Telekom und Lufthansa, die Ab-
schaffung der Vermögen- und Gewerbekapitalsteuer, 
die Senkung des Solidaritätszuschlags, die Gesund-
heitsreform, die Rentenreform und das geänderte 
Arbeitsförderungsrecht, Vereinfachungen und Be-
schleunigungen bei den Planungs- und Genehmi-
gungsverfahren sowie die Reform des Energiewirt-
schaftsrechts. Ganz oben auf der wirtschaftspoliti-
schen Agenda bleibt die am Bundesrat gescheiterte 
große Steuerreform. 

Zur Verbesserung der Rahmenbedingungen für Inve-
stitionen und Arbeitsplätze in Deutschland gehören 
nicht zuletzt auch die von der Bundesregierung ein-
geleiteten Maßnahmen zur Beschränkung der Staats-
tätigkeit auf ihren Kernbereich, die Durchforstung 
der Rechts- und Verwaltungsvorschriften sowie die 
Verschlankung und Modernisierung der öffentlichen 
Verwaltung. 

Die eingeleiteten Reformen haben zu greifen begon-
nen. Auch am Arbeitsmarkt ist im Verlaufe dieses 
Jahres mit einer Wende zum Besseren zu rechnen. 
Aber die Reformanstrengungen müssen fortgesetzt 
werden, vor allem mit Blick auf das Steuersystem, 
aber auch bei den Bemühungen um mehr Effektivität 
und Wirtschaftlichkeit der Bundesverwaltung. Der 
Jahreswirtschaftsbericht 1998 der Bundesregierung 
hat hinsichtlich der bereits umgesetzten Reformvor-
haben Bilanz gezogen und weitere Perspektiven für 
eine Stärkung der Wirtschaftsdynamik aufgezeigt. In 
diesem Zweiten Bericht zum Aktionsprogramm zur 
weiteren Steigerung von Effektivität und Wirtschaft-
lichkeit der Bundesverwaltung geht es ebenfalls dar-
um, Bilanz zu ziehen und weitere Perspektiven der 
Politik für einen „Schlanken Staat" aufzuzeigen. 

2. Die Verschlankung des Staates mit einer 
modernisierten Verwaltung 

„Schlanker Staat" bedeutet im besonderen Maße 
eine effiziente und leistungsstarke Verwaltung. Die 
Modernisierung des Staates, die Neustrukturierung 
der Verwaltung für die Zukunft wird begleitet von 
einem starken Druck zum Sparen. Dazu gehört auch 
die Bereitschaft, verfestigte Strukturen auf den Prüf-
stand zu stellen und - wenn sie als starre, gleichblei-
bende Mechanismen einer Modernisierung der Ver-
waltung im Wege stehen - aufzugeben. 

Voraussetzung für das Gelingen der Neuorientierung 
ist weiterhin, daß diesem Prozeß mit Aufgeschlossen-
heit begegnet wird. Aufgeschlossenheit ist nötig in 
der Staatsverwaltung selbst, so daß die Mitarbeiter 
der Bundesverwaltung die Änderungen annehmen 
oder - besser - aktiv mittragen und mitgestalten. 
Aber auch in der Bevölkerung ist Verständnis dafür 
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nötig und vorhanden, daß die Steigerung der Effekti-
vität staatlichen Handelns eine konsequente und um-
fassende Modernisierung der öffentlichen Verwal-
tung und eine Beschränkung auf die Kernaufgaben 
des Staates bedingt. 

Ziel ist es dabei, bis zum Jahr 2000 die Staatsquote 
von rund 50 % im Jahr 1996 auf das vor der Wieder-
vereinigung erreichte Niveau von rund 46 % zurück-
zuführen. Untrennbar verbunden ist damit eine Re-
duzierung der Personalausgaben des Staates. So hat 
der bisherige Personalabbau schon zur erfolgreichen 
Senkung der Staatsquote einen entscheidenden Bei-

trag geleistet. Der nach der Wiedervereinigung von 
rund 300 000 Bediensteten im Jahr 1989 auf 381 000 
im Jahr 1992 angestiegene Personalstand des Bundes 
ist bereits mit dem Bundeshaushalt 1998 auf rund 
310 000 Planstellen reduziert worden, und zwar trotz 
einer nachhaltigen einigungsbedingten Aufgaben- 
und Volumenvermehrung. Für die Bundesverwal-
tung bedeutet die Stellenreduzierung von 1993 bis 
Ende 1998 ein Weniger von ca. 65 000 Stellen. Dies 
entspricht einem Einsparvolumen von 5,4 Mrd. DM. 
Das Verteidigungsressort hat hierzu mit seinem Per-
sonalabbau (ohne Soldaten) von rund 57 000 Stellen 
einen erheblichen Beitrag (rund 85 %) geleistet. 

Für die Bundesministerien wird es Ende 1998 ca. 
18 250 Stellen geben. Seit 1993 sind in diesem Bereich 
rund 3 400 Stellen sozialverträglich abgebaut worden. 
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Den Veränderungsprozessen, die sich überall im Ar-
beitsleben und im gewerblichen Bereich vollziehen, 
verschließt sich der öffentliche Dienst nicht. Dazu ge-
hört, daß sich die öffentliche Verwaltung stärker nach 
wirtschaftlichen Grundsätzen ausrichtet. Budgetie-
rung, Controlling und die Einführung von Kosten- 
und Leistungsrechnung lassen das Kostenbewußt-
sein in der öffentlichen Verwaltung erstarken. Bei al-
ler Konsequenz der Modernisierungsprozesse darf je-
doch nicht außer acht gelassen werden, daß die Ver-
waltung - anders als die Privatwirtschaft - dem 
Wohle des Gemeinwesens verpflichtet ist. 

3. Verwaltungsmodernisierung im internationalen 
Kontext 

Verwaltungsmodernisierung ist nicht nur ein natio-
nales Thema, denn zahlreiche Industrienationen ste-
hen vor vergleichbaren Herausforderungen. Die 
Bundesregierung nutzt im Rahmen ihrer Mitglied-
schaft bei der Organisa tion für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung (OECD) regelmäßig 
die Möglichkeiten zum Erfahrungsaustausch. So le-
gen beispielsweise angloamerikanische Länder bei 
ihrer Verwaltungsmodernisierung großes Gewicht 
auf betriebswirtschaftliche Gesichtspunkte. Der Ge-
neralsekretär der OECD, Donald Johnston, hat in sei-
nem Redebeitrag auf dem Kongreß des Sachverstän-
digenrats „Schlanker Staat" im vergangenen Jahr in 
Düsseldorf die zentrale Bedeutung der Reformen in 
Deutschland sowohl für die OECD als Ins titution als 
auch für die Mitgliedstaaten hervorgehoben. 

11. Bilanz der 13. Legislaturperiode 

1. Der Weg der Restrukturierung der Bundes-
verwaltung 

Ein innenpolitisches Kernziel der 13. Legislaturperi-
ode ist die Verschlankung des Staates. Bei der Reali-
sierung kommt dem von der Bundesregierung durch 
Kabinettbeschluß vom 18. Juli 1995 eingesetzten 
Sachverständigenrat „Schlanker Staat" unter Vorsitz 
des stellvertretenden Vorsitzenden der Fraktion 
CDU/CSU, Dr. Rupe rt  Scholz, MdB, erhebliche Be-
deutung zu. Der Sachverständigenrat - eine Kom-
mission von Experten aus Politik und Wissenschaft, 
aus den Bundesländern und den Kommunen, aus der 
Wirtschaft und den Gewerkschaften - hat die Bun-
desinitiativen zum Thema ;,Schlanker Staat/Abbau 
überflüssiger Bürokratie" fachlich und politisch be-
gleitet und durch zusätzliche Impulse gefördert. Der 
Sachverständigenrat hat im September 1997 seine 
Arbeit beendet und einen ausführlichen Abschluß-
bericht vorgelegt. Im Laufe seiner gut zweijährigen 
Beratungen hat das Gremium 15 sachbezogene Be-
schlüsse verabschiedet, die von der Bundesregierung 
noch während der Arbeit des Sachverständigenrats 
aufgegriffen und in weitem Umfang bereits umge-
setzt werden konnten. Auf diesem Weg konnten die 
ersten Ergebnisse schon im Abschlußgutachten des 
Sachverständigenrats aufgeführt werden. 

Parallel dazu hat die Bundesregierung die Etappen 
des Weges „Schlanker Staat" festgelegt. Einer der 
zentralen Schritte zur Verschlankung der Verwal

-

tung wurde durch den Kabinettbeschluß vom 7. Fe-
bruar 1996 getan. Die Bundesregierung hat darin die 
Auflösung, Zusammenlegung und Neuorganisation 
zahlreicher Bundeseinrichtungen festgelegt und dar-
über hinaus acht konkrete Maßnahmen zur Verbes-
serung der inneren Verwaltungsstruktur des Bundes 
benannt. 

Um den Prozeß der Verwaltungsmodernisierung an-
gesichts der Vielzahl der Behörden der Bundesver-
waltung ressortübergreifend steuern zu können, ist 
durch Kabinettbeschluß vom 18. Juni 1997 der Len-
kungsausschuß Verwaltungsorganisation eingesetzt 
worden. Unter Vorsitz von Dr. Eckart Werthebach, 
Staatssekretär im Bundesministerium des Innern, 
sind Staatssekretäre des Finanz-, Verteidigungs-, 
Wirtschafts-, Landwirtschafts-, Bau- sowie des Bil-
dungs- und Forschungsministeriums Mitglieder die-
ses Gremiums. Der. Lenkungsausschuß fördert und 
koordiniert die Modernisierung der Bundesverwal-
tung unter gesamtheitlichem Blickwinkel. Gleichzei-
tig forciert er die weitere Umsetzung der vom Sach-
verständigenrat „Schlanker Staat" empfohlenen 
Maßnahmen. 

Nach dem Aktionsprogramm zur weiteren Steige-
rung von Effektivität und Wirtschaftlichkeit der 
Bundesverwaltung ist der Lenkungsausschuß Ver-
waltungsorganisation verpflichtet, im Bundeskabi-
nett jährlich über den Stand der Umsetzung des Ak-
tionsprogramms sowie der darüber hinaus ergriffe-
nen Maßnahmen zu berichten. Der Erste Bericht für 
das Jahr 1997 ist durch Beschluß vom 10. Februar 
1998 vom Bundeskabinett verabschiedet worden. In 
dem Bericht hat der Lenkungsausschuß Verwal-
tungsorganisation schwerpunktmäßig die Moder-
nisierung der Ministerialverwaltung dargestellt. Dar-
über hinaus wurden die vom Lenkungsausschuß aus-
gewerteten Empfehlungen des Sachverständigenrats 
„Schlanker Staat" in einem Katalog von Maßnahmen 
zusammengefaßt, die gezielt kurzfristig umsetzbar 
sind. 

Der Lenkungsausschuß Verwaltungsorganisation 
kommt nunmehr - nach der 5. Sitzung seit seiner 
Konstituierung am 10. Oktober 1997 - seiner Be-
richtspflicht für das Jahr 1998 nach. Der Schwer-
punkt des vorliegenden Berichts liegt dabei auf der 
Darstellung der Modernisierungserfolge der gesam-
ten Bundesverwaltung unter Einbeziehung der nach-
geordneten Behörden. Im Teil C enthält der Bericht 
die Darstellung der nach dem Regierungsumzug an-
gestrebten Organisationsstrukturen der Ministe rien. 

2. Veränderte Verwaltungsstrukturen in der 
Bundesverwaltung 

Am Ende dieser Legislaturpe riode gewinnt das Bild 
einer schlanken Bundesverwaltung zunehmend an 
Konturen. Die Bundesregierung hat sich ganz be-
wußt dafür entschieden, zunächst kein abstraktes 
Reformkonzept für alle Behörden zu erarbeiten, son-
dern schrittweise vorzugehen. Dieses Vorgehen hat 
es jedem Ministerium und jeder Behörde ermöglicht, 
einen individuellen Weg für das jeweils passende 
Modernisierungskonzept zu entwickeln. Lediglich 
gewisse Rahmenbedingungen wurden vorgegeben, 
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wie z. B. der Leitfaden zur Aufgabenkritik, das Hand-
buch für Organisationsuntersuchungen oder das 
Handbuch für die Personalbedarfsberechnung in der 
Bundesverwaltung. Eine erste engere Zielsetzung er-
gibt sich aus dem Kabinettbeschluß vom 7. Februar 
1996, mit dem bestimmte Eckpunkte, so z. B. die Ver-
ringerung von Bundesbehörden in konkreten Fällen 
oder die Straffung der Ministe rien, festgelegt wur-
den. 

Die Zusammenführung dieser Einzelmaßnahmen 
führte im Ergebnis zum Gesamtbild „Verwaltungsre-
form Bundesverwaltung". Für dieses Zusammen-
wachsen ist die Bündelung durch die Struktur der 
Berichte des Lenkungsausschusses Verwaltungsor-
ganisation von besonderer Bedeutung. Mit seiner 
vergleichenden Darstellung zwischen den Resso rts 
wird nicht nur belegt, daß dieses Vorgehen das Rich-
tige ist, sondern es trägt durch seine wettbewerbsför-
dernde Gestaltung dazu bei, daß der Prozeß zuneh-
mend beschleunigt wird, wie die Entwicklungs linien 
seit der Verabschiedung des Aktionsprogramms zei-
gen. So führt die gegenseitige Orientierung dazu, 
daß ein wechselseitiges Lernen durch Erfahrungen 
erfolgt. Gerade um diesen Prozeß des Erfahrungsaus-
tausches zusätzlich zu forcieren, hat der Lenkungs

-

ausschuß Verwaltungsorganisation beschlossen, daß 
über alle Modernisierungsprojekte eine Informati-
onsdatenbank für das regierungsinterne Intranet er-
stellt wird, in der jede Behörde anhand von Stichwor-
ten recherchieren kann, wo welche Projekte bereits 
mit welchem Stand durchgeführt werden und wer als 
Ansprechpartner für Hilfestellungen in Frage kommt. 
Diese Datenbank wird z. Z. vom Bundesverwaltungs-
amt aufgebaut. 

Mit dem jetzt vorgelegten Bericht zeigt sich für die 
Ministerien, die an diesem vergleichenden Verfah-
ren teilnehmen, daß sich, unabhängig vom Aus-
gangspunkt des Modernisierungsprozesses, zuneh-
mend gleiche, moderne Strukturen entwickeln. So 
belegen die Überprüfungen der Organisationsstruk-
turen z. B., daß mehr und mehr eine Konzentration 
auf ministerielle Fachaufgaben bei gleichzeitiger Re-
duzierung der Verwaltungsaufgaben in den Ministe-
rien erfolgt. Alle Ministe rien bekennen sich zu der 
Einführung neuer Steuerungs- und Führungsinstru-
mente. Controlling, Qualitätsmanagement und Ko-
sten- und Leistungsrechnung finden Eingang in die 
Ministerialverwaltung. Die Konzentration auf mini-
sterielle Tätigkeit hat in weitem Umfang nicht nur in 
der Konzeption, sondern bereits in der Durchfüh-
rung, zu nachhaltigen organisatorischen und struktu-
rellen Straffungen geführt. 

Für die gesamte Bundesverwaltung ergibt sich schon 
allein aufgrund ihrer Komplexität ein noch eher diffe-
renziertes Bild. Während manche Bereiche sehr kon-
sequent mit der Einführung neuer Führungs- und 
Steuerungsinstrumente, wie z. B. Qualitätsmanage-
ment, Kosten- und Leistungsrechnung und Control-
ling begonnen haben, gibt es andere Bereiche, in de-
nen man zunächst zu einer Restrukturierung durch 
Organisationsuntersuchungen oder Personalbedarfs-
berechnungen gelangt ist. An dieser Stelle sieht der 
Lenkungsausschuß Verwaltungsorganisation seine 
Aufgabe, den Modernisierungsprozeß in allen Berei-
chen der Bundesverwaltung weiter zu forcieren. 

3. Technologieeinsatz als Mittel zur weiteren 
Effizienzsteigerung 

Ein wichtiges Mittel zu mehr Effizienz und Effektivi-
tät ist für die Bundesverwaltung der Einsatz von 
Informationstechnik, um den Wandel zur Informati-
onsgesellschaft zu vollziehen. Durch den Bedeu-
tungszuwachs globaler Informations- und Kommuni-
kationsnetze hat die Entwicklung zur Informations-
gesellschaft neue Perspektiven eröffnet und eine 
zusätzliche Dynamik gewonnen. In diesem Zusam-
menhang ist der Bericht der Bundesregierung „Info 
2000 - Deutschlands Weg in die Informationsgesell-
schaft" mit seinen Fortschreibungen zu sehen. 

In der Bundesverwaltung ist zwischenzeitlich ein ho-
her Ausstattungsgrad der Arbeitsplätze mit PC er-
reicht. Die Erreichbarkeit der Bediensteten über 
elektronische Post im Bereich der obersten Bundes-
behörden liegt inzwischen bei weitgehend 80 % - 
teilweise bei 100 %. Verbesserungen in den Arbeits-
abläufen, insbesondere im Zusammenhang mit der 
Verkürzung der Transportzeiten, sind bereits wirk-
sam geworden. Hinsichtlich der Aufteilung der Re-
gierungsfunktion auf die Standorte Berlin und Bonn 
und der damit verbundenen erhöhten organisatori-
schen und technischen Anforderungen an die Kom-
munikation ist die erste Stufe des Informationsver-
bunds Berlin-Bonn (IVBB) in Betrieb. Sie umfaßt ins-
besondere ein Intranet für die obersten Bundesbehör-
den. Dieser Verbund wird darüber hinaus als Aus-
gangsbasis für eine Kommunikationsinfrastruktur 
der Bundesverwaltung dienen und in einen Informa-
tionsverbund der gesamten Bundesverwaltung ein-
münden. 

Das weitere Vorgehen auf dem Weg zur Effizienz- 
und Effektivitätssteigerung in der öffentlichen Ver-
waltung durch den Einsatz von Informationstechnik 
wird geprägt sein durch den Umstieg von Papierdo-
kumenten auf das beweissichere elektronische Do-
kument mit zertifizierter digitaler Signatur im Behör-
denverkehr, auf der Basis des Signaturgesetzes. Der 
Rahmen hierfür ist mit dem Maßnahmepapier 
„Schlanker Staat": Die nächsten Schritte bereits fest-
gelegt. 

4. Flexible Haushaltsinstrumente 

Wesentlicher Bestandteil einer modernen, effizient 
arbeitenden Verwaltung ist kostenbewußtes und 
wirtschaftliches Handeln. Mit der Koalitionsverein-
barung für diese Legislaturpe riode war konkret fest-
gelegt worden, im Rahmen der Reform der öffentli-
chen Verwaltung das Haushaltsrecht zu überprüfen 
und Anwendungsmöglichkeiten für flexible und 
schlankere Formen der Bewirtschaftung öffentlicher 
Mittel zu finden. Dementsprechend ist ein Modell-
vorhaben zur Erprobung flexibler Budgetierungsin-
strumente mit dem Haushaltsgesetz 1995 für einen 
Zeitraum von drei Jahren initiiert worden. Im Ergeb-
nis haben sowohl die Pilotbehörden als auch das 
Bundesministerium der Finanzen festgestellt, daß die 
Erprobung flexibler Budgetierungsinstrumente ein 
positiver Versuch war, neue Haushaltsinstrumente 
auf ihre Tauglichkeit hin zu prüfen. Die Flexibilisie-
rungsinstrumente haben dazu beigetragen, durch 
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eine Dezentralisierung der Finanzverantwortung die 
Eigenverantwortung des jewei ligen Mittelbewirt-
schafters und damit auch die Motivation der Mitar-
beiter zu stärken. 

Die Erfahrungen sind in das zum 1. Januar 1998 in 
Kraft getretene Haushaltsrechts-Fortentwicklungs-
gesetz eingeflossen. Mit ihm ist die breite Basis für 
wirtschaftlicheres Handeln in der öffentlichen Ver-
waltung geschaffen worden. Haushaltsgrundsätze-
gesetz und Bundeshaushaltsordnung eröffnen nun-
mehr verstärkte Möglichkeiten, die Bewi rtschaftung 
der zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel flexib-
ler zu gestalten. Auf diese Weise ist es gelungen, 
einen Mittelweg zwischen den Forderungen der Be-
wirtschafter nach größtmöglicher Freiheit und dem 
Interesse des Parlaments an strikten Vorgaben zu fin-
den. Für den Bund sind mit dem Haushaltsgesetz 
1998 die flexibleren Haushaltsinstrumente dieses Ge-
setzes auf den Bereich der Verwaltungskapitel des 
Bundeshaushalts übertragen worden. 

5. Modernes Personalmanagement 

Aufgrund der erheblichen Veränderungen, die sich 
z. Z. für die Strukturen in der öffentlichen Verwal-
tung ergeben, ist es notwendiger denn je, die Verän-
derungsmaßnahmen gemeinsam mit den Beschäftig-
ten zu verwirklichen. Gerade in einer modernen 
Gesellschaft wird ein von Partei- und Gruppeninter-
essen unabhängiger öffentlicher Dienst, der durch 
die besondere Verpflichtung auf das Gemeinwohl 
Gerechtigkeit, Zuverlässigkeit und Kontinuität des 
demokratischen Rechtsstaats verbürgt, gebraucht. 
Dienstleistungsorientierte Strukturen können nur 
dann realisiert  werden, wenn der Wechsel von der 
Personalverwaltung zum Personalmanagement ge-
lingt. In der gesamten Bundesverwaltung wird des-
halb z. Z. die Personalverwaltung zu einem moder-
nen und leistungsfähigen Personalmanagement wei-
terentwickelt. Wesentliche Bestandteile sind dabei 
aktuelle Personalentwicklungskonzepte, ein verän-
dertes Beurteilungswesen, das gleichzeitig intensive 
Mitarbeitergespräche einschließt, sowie bedarfsge-
rechte Fortbildungsmaßnahmen. In allen Ministe rien 
wird schon jetzt wenigsten ein Prozent der angefalle-
nen Arbeitszeit für Fortbildungsmaßnahmen verwen-
det. 

Um die Erarbeitung von Personalentwicklungskon-
zepten zu erleichtern, aber auch um sie zu verein-
heitlichen, ist auf Initiative des Lenkungsausschusses 
Verwaltungsorganisation mit der Bundesakademie 
für öffentliche Verwaltung ein Leitfaden zur Perso-
nalentwicklung erarbeitet worden, der allen Behör-
den zur Verfügung gestellt wird. 

Die Einbeziehung aller Beschäftigten ist auch unter 
dem Gesichtspunkt, das in den Köpfen vorhandene 
Kreativitätspotential in die tägliche Arbeit und in die 
Abläufe der Behörde zu integrieren, von besonderer 
Bedeutung. Unter diesem Aspekt ist das vom Len-
kungsausschuß Verwaltungsorganisation initiierte 
Projekt „Neugestaltung des Vorschlagwesens" zu 
sehen. Unter Einbeziehung der Ideen und schöpferi-
schen Kräfte aller Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
soll hier das klassische Vorschlagwesen umgestaltet 

werden zu einem modernen Ideenmanagement, auf 
dessen Basis ein kontinuierlicher Verbesserungspro-
zeß erreicht wird. 

Modernes Personalmanagement bedeutet schließlich 
im besonderen Maße auch, auf die individuellen Be-
lange der Beschäftigten einzugehen, insbesondere 
im Hinblick auf eine im Einvernehmen mit dem 
Arbeitgeber gestaltete individuelle Arbeitszeit. Dem-
entsprechend werden Teilzeitarbeit, Flexibilisie-
rung der Arbeitszeit und Telearbeitsplätze beson-
ders gefördert. 

Ein wichtiges Element in diesem Zusammenhang 
ist daneben die Modernisierung des öffentlichen 
Dienstes und des Berufsbeamtentums. Mit dem 
Dienstrechtsreformgesetz ist der erste Schritt zu einer 
anforderungsgerechten Weiterentwicklung des 
öffentlichen Dienstrechts getan. Durch die neuen 
dienstrechtlichen Instrumentarien, die das Reform-
gesetz bietet, werden das Wettbewerbs- und 
Effizienzbewußtsein der öffentlichen Verwaltung ge-
steigert und der leistungsorientierte und effektive 
Personaleinsatz verbessert. 

6. Deregulierung 

Für den Wirtschaftsstandort  Deutschland ist von be-
sonderer Bedeutung der Abbau von Bürokratie und 
damit in besonderem Maße ein Weniger an gesetzli-
chen Vorgaben. Aufgrund von gesellschaftlichen 
und politischen Forderungen wächst die Regelungs-
dichte ständig und erzeugt zwar so eine scheinbare 
Sicherheit, die aber oft den Raum für eigene Ent-
scheidungen immer mehr reduziert. Dadurch wird es 
dem Normanwender weniger ermöglicht, gelebte 
Wirklichkeit und Regelungsgehalt in Übereinstim-
mung zu bringen. 

Die Bundesregierung hat sich in dieser Legislaturpe-
riode diesem Problem mit besonderer Intensität ge-
widmet und strengere Eckpfeiler gesetzt, um zu einer 
Reduzierung der Normen zu kommen: Mit der Än-
derung ihrer Gemeinsamen Geschäftsordnung im 
März 1996 hat sich die Bundesregierung verpflichtet, 
die Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit aller Ge-
setzentwürfe der Bundesregierung konsequent zu 
überprüfen. Jedes Ministerium ist aufgefordert, ei-
nen in seinem Bereich entstehenden Gesetzentwurf 
nur nach Überprüfung anhand eines festgelegten 
Testkataloges, mit dem für jedes Gesetz eine qualifi-
zierte Legitimierungs- und Begründungsprüfung 
durchgeführt werden muß, dem Kabinett vorzulegen. 
Die Ergebnisse dieser Überprüfung sind in der Be-
gründung zum Gesetzentwurf darzustellen. Erste Er-
gebnisse zeigen, daß die neuen Instrumentarien grei-
fen. Beispielhaft für die erfolgreiche Normenreduzie-
rung sind das Zivilschutzneuordnungsgesetz, der 
Gesetzentwurf zur Änderung der Gewerbeordnung 
oder die Reform des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe-
schränkung und des Energiewirtschaftsrechts. 

Die Notwendigkeitsprüfung beinhaltet heute für die 
Bundesregierung auch eine konsequente Gesetzes-
folgenabschätzung. Sie umfaßt nicht mehr nur wie 
bisher den Mehrbedarf von Haushaltsmitteln, son-
dern den gesamten Vollzugsaufwand bei Bund, Län- 
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dern und Kommunen sowie in der Wirtschaft. Sub-
stantiiert darzulegen sind vor allem die Kosten, die 
bei Wirtschaftsunternehmen, insbesondere auch bei 
mittelständischen Unternehmen entstehen können. 
Eine in Zusammenarbeit mit Baden-Württemberg 
entstandene Arbeitshilfe zur Ermittlung der Kosten-
folgen von Rechtsvorschriften soll diese Berechnun-
gen erleichtern. 

7. Justizentlastung 

Die Vorschläge des Sachverständigenrats „Schlanker 
Staat" zur Entlastung der Justiz sind als wertvo lle 
Hinweise anerkannt und in unterschiedlichem Aus-
maß in die Gesetzgebungsarbeit eingeflossen. Einige 
Vorschläge sind bereits vom Gesetzgeber umgesetzt: 

• Das Gesetz zur Neuregelung des Schiedsverfah-
rensrechts, durch das insbesondere Bestimmun-
gen aufgehoben wurden, die die Schiedsgerichts-
barkeit unangemessen eingeschränkt haben. 

• Das Gesetz zur Änderung des Gesetzes über Ord-
nungswidrigkeiten, in dem als Vereinfachungs-
maßnahmen u. a. für den Betroffenen die Möglich-
keit vorgesehen ist, den Einspruch auf bestimmte 
Beschwerdepunkte zu beschränken oder die Wirk-
samkeit eines Fahrverbotes hinauszuschieben, um 
so Rechtsbehelfe zu vermeiden. 

• Das Gesetz zur Vereinheitlichung des Unterhalts-
rechts minderjähriger Kinder, mit dem die Mög-
lichkeit geschaffen wurde, Unterhaltsansprüche 
entsprechend der Nettolohnentwicklung zu dyna-
misieren. Auf diese Weise kann automatisch der 
Unterhaltsanspruch verändert werden ohne Ge-
richte oder Behörden zu beteiligen. 

• Das Zweite Gesetz zur Änderung zwangsvoll-
streckungsrechtlicher Vorschriften, mit dem u. a. 
die Gerichtsvollzieher als Vollstreckungsorgan ge-
stärkt werden. 

Weitere auch vom Sachverständigenrat befürwortete 
Projekte zur Entlastung in der Justiz befinden sich im 
Gesetzgebungsverfahren. Es handelt sich um Vor-
schläge zur Steigerung der Effizienz und Entlastung 
der Zivilrechtspflege mit der Öffnungsklausel für ein 
obligatorisches Schlichtungsverfahren, der Möglich-
keit von Modellversuchen zur Übertragung des Han-

dels- und Genossenschaftsregisters von den Gerich-
ten auf die Industrie- und Handelskammern, ggf. un-
ter Einbeziehung der Handwerkskammern, sowie 
um Vorschläge zum Anwalts- und Notarrecht und 
zum Kostenrecht. 

Die vom Sachverständigenrat geforderte Überprü-
fung des Rechtsmittelsystems wird sowohl im Zivil

-

als auch im Strafverfahrensrecht durch entsprechen-
de Forschungsaufträge vorbereitet. 

III. Perspektive 

Vorrangiges innenpolitisches Ziel bleibt es auch wei-
terhin, ein Weniger an Staat und ein Mehr an Selbst-
verantwortung der Bürger zu erreichen. Um das zwi-
schenzeitlich mit Leben gefüllte Bild des „Schlanken 
Staates " zu gebrauchen, ist der Staat als Pa rtner zum 
Bürger gefragt, der ausschließlich originäre staatliche 
Verantwortung trägt und nicht mehr umfassend für-
sorgliche. 

Dementsprechend wird die Verwaltung der Zukunft 
deutlich weniger öffentliche Aufgaben zu erfüllen 
haben, als sie dieses heute noch tut. Ein entscheiden-
der Schritt hierbei ist die Fortsetzung der konsequen-
ten Privatisierungspolitik der Bundesregierung. Über 
die weitere Privatisierung des Beteiligungsbesitzes 
hinaus wird künftig die Privatisierung öffentlicher 
Aufgaben einen weiteren Schwerpunkt bilden. Da-
bei geht es nicht nur um eine formale Privatisierung, 
d. h. um die Überführung der Aufgaben in eine pri-
vatrechtliche Gesellschaft, die im Eigentum der öf-
fentlichen Hand verbleibt, sondern es muß sich um 
eine materielle Aufgabenprivatisierung handeln. Die 
privatisierte Aufgabe muß dem Wettbewerb ausge-
setzt sein. 

Mit der Fortsetzung der Privatisierungen muß eine 
breitangelegte Deregulierungspolitik Hand in Hand 
gehen, um die Handlungsspielräume der Verwaltung 
und der Unternehmen zu vergrößern. Auf der Grund-
lage des Abschlußberichts des Sachverständigenrats 
hat die Bundesregierung in ihrem Maßnahmepapier 
„Schlanker Staat": Die nächsten Schritte vom 
19. März 1998 eine Vielzahl einzelner Maßnahmen 
festgeschrieben, die den weiteren Weg der Dauer-
aufgabe „Schlanker Staat" vorzeichnen. 
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Teil B 
Bilanz 

Der vorliegende Bericht bilanziert die Modernisie-
rung der gesamten Bundesverwaltung für die 13. Le-
gislaturperiode. Mit diesem Bericht werden die fol-
genden Berichtspflichten zusammengefaßt: 

• Fortschreibung des Berichtes zur Umsetzung des 
Kabinettbeschlusses vom 7. Februar 1996; 

• Zweiter Bericht zum Aktionsprogramm zur weite-
ren Steigerung von Effektivität und Wirtschaftlich-
keit der Bundesverwaltung; 

• Bericht der Resso rts zum Stand der Umsetzungs-
empfehlungen der Pilotprojekte in den Servicebe-
reichen; 

• Verpflichtung der Ressorts, dem Bundesministeri-
um der Finanzen eine Übersicht der Pläne für die 
nach dem Regierungsumzug angestrebten Orga-
nisationsstrukturen bis zum 30. Juni 1998 vorzule-
gen; 

• Bericht des Bundesministeriums der Justiz über 
den Stand der Umsetzung des entsprechenden Be-
schlusses des Sachverständigenrats „Schlanker 
Staat" . 

I. Verschlankung der Ministerien 

1. Neue Strukturen im Hinblick auf Berlin 

Rund ein Jahr vor dem anstehenden Regierungsum-
zug sind die Weichen für eine Modernisierung der 
Ministerialverwaltung gestellt. Die den Änderungen 
der Organisationsstrukturen vorausgehenden Unter-
suchungen sind weitgehend abgeschlossen; fast 
überall ist schon mit der Umsetzung der Umorganisa-
tion begonnen, teilweise sogar die Zielstruktur er-
reicht worden: 

Organisationsuntersuchung/Umorganisation 
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a) Der erste Schritt zur Verschlankung der Ministe-
rien ist die Durchführung der Aufgabenkritik, bei 
der die für eine Abschichtung in Betracht kom-
menden Aufgaben sowie das für einen Aufgaben-
wegfall in Betracht kommende Potential erkannt 
werden. Zur Abschichtung gehört auch, daß die 
Zuständigkeitsregelungen im Verhältnis zum 
nachgeordneten Bereich überprüft und ggf. aufge-

hoben werden. Noch stärker als bisher müssen da-
zu bei den obersten Dienstbehörden die Delegati-
onsbefugnisse ausgeschöpft werden. 

Die jedoch auch jetzt schon erheblichen Fo rt
-schritte in dieser Phase haben dazu geführt, daß 

der Prozeß der Abschichtung in fast allen Ministe-
rien aktiv durchgeführt wird: 

Abschichtung nicht-ministerieller Aufgaben/Aufgabenwegfall (Aufgabenkritik) 

1) Aufgabe vor Personalwirksamkeit abgeschichtet. 

2) Nicht unmittelbar quantifizierbar. 

3) Zur Zeit nicht quantifizierbar. 

Beispiele für abgeschichtete Aufgaben: 

• Das Bundesministerium des Innern hat 1997 
die gesamte Abwicklung der Personalkosten, 
Personalnebenkosten, die Beihilfeberechnung 
sowie die Herausgabe und Aktualisierung von 
Verzeichnissen, Informationspapieren, Schrif-
tenreihen und Dokumentationssammlungen an 
das Bundesverwaltungsamt abgegeben. 

• Das Bundesministerium der Finanzen hat be-
reits im Jahr 1994 damit begonnen, die Zustän-
digkeiten zwischen dem Bundesministerium 
der Finanzen und den nachgeordneten Oberfi-
nanzdirektionen neu abzugrenzen. Im Rahmen 
dieser Aktion ist es gelungen, in den Bereichen 
Organisation, Personal, Haushalt sowie Bundes-
vermögensverwaltung zahlreiche Aufgaben ab-
zuschichten (z. B. selbständige Bearbeitung von 

Beschwerden ohne Rechtsmittelcharakter durch 
die Oberfinanzdirektionen, Entscheidungen 
über Ausnahmebewertungen von Dienstposten 
bis BesGrA 13g durch die Oberfinanzdirektio-
nen, eigenständige Planstellenbewirtschaftung 
bis BesGrA 13g durch die Oberfinanzdirekti-
onen). Darüber hinaus konnten Aufgaben defi-
niert werden, die nicht mehr erforderlich waren 
und deshalb weggefallen sind. Außerdem wird 
die Beihilfebearbeitung in der 2. Jahreshälfte 
1998 in den nachgeordneten Bereich verlagert. 

• Im Bundesministerium für Wirtschaft wurden 
seit 1996 zahlreiche administrative Durchfüh-
rungsaufgaben, vor allem aus dem Bereich 
Wirtschaftsförderung an nachgeordnete Behör-
den, insbesondere das Bundesamt für Wi rt

-schaft übertragen. Darüber hinaus wurden Auf-
gaben aus dem Bereich der Verbraucherpolitik, 
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der Energiesparberatung sowie der Statistik ab-
geschichtet. 

• Das Bundesministerium für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten hat bisher eine Vielzahl 
nicht-ministerieller Aufgaben auf nachgeord-
nete und sonstige Einrichtungen verlagert, und 
zwar insbesondere in folgenden Bereichen: 
Projektträgerschaft Agrarforschung und Agrar-
ökologie, Nachwachsende Rohstoffe, Hilfsmaß-
nahmen für MOE- und NUS-Staaten; sonstige 
Mittelverwaltung, Durchführung von Spezial-
gesetzen, Statistik. 

• Die Zuständigkeit für die Regelung der Versi-
cherungszugehörigkeit von Arbeitnehmern 
durch Einzelvereinbarung im Rahmen bilatera-
ler Sozialversicherungsabkommen wird zur Zeit 
vom Bundesministerium für Arbeit und Sozial-
ordnung auf die Deutsche Verbindungsstelle 
Krankenversicherung -- Ausland, Bonn, über-
tragen. Die Osteuropaberatung des BMA erfolgt 
durch einen Projektträger auf der Grundlage 
von öffentlichen Aufträgen auf Jahresbasis. 

• Durch Beschränkung auf Planung, Lenkung 
und Kontrolle sowie mit Hilfe von Controlling 
wird das Bundesministerium der Verteidigung 
auf die Unterstützung des Bundesministers in 
seinen Aufgaben als Kabinettsmitglied, Ressort-
chef, Inhaber der Befehls- und Kommandoge-
walt und als Spitze der Wehrverwaltung ein-
schließlich des Rüstungsbereichs sowie seinen 
Verantwortlichkeiten in den Bereichen der 
Rechtspflege und der Militärseelsorge ausge-
richtet. Rund 2 200 zivile und militärische 
Dienstposten werden insgesamt entfallen, da-
von mehr als die Hälfte durch Konzentration der 
Aufgabenwahrnehmung. Außerdem wurden 
alle nicht zwingend im Ministerium wahrzuneh-
menden Aufgaben auf nachgeordnete Dienst-
stellen delegiert. Neben umfangreichen Dele-
gationen in den Bereichen Personalführung, 
Wehrersatzwesen, Bekleidung, Verpflegung, 
Übersetzerdienste wurde im Rahmen der Straf-
fung der Rüstungsaufgaben das Management 
für über 100 Rüstungsvorhaben nachgeordne-
ten Dienststellen übertragen. 

• Im Bundesministerium für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend wurde im Anschluß an die 
Aufgabenkritik, die eine Projektgruppe im Rah-
men der Entwicklung einer Ziel- und Pro-
grammstruktur durchgeführt hat, eine Arbeits-
gruppe Abschichtung eingerichtet, deren Auf-
gabe es ist, konkrete Umsetzungsvorschläge 
zur Abschichtung von Aufgaben zu erarbeiten. 

• Das Bundesministerium für Verkehr hat seit 
1995 etliche Aufgaben auf nachgeordnete Be-
hörden delegiert, so z. B. die Genehmigung und 
Überwachung von Beförderungsentgelten im 
Luftverkehr auf das Bundesamt für Güterver-
kehr, die Erteilung verkehrsrechtlicher Geneh-
migungen und Erlaubnisse im Luftverkehr und 
die Überwachung der Luftverkehrssicherheit 
ausländischer Luftfahrtunternehmen auf das 
Luftfahrt-Bundesamt sowie dienstrechtliche 

Befugnisse für Dienstposten bis BesGr A 15/ 
BAT I a an alle nachgeordneten Behörden. Die 
Delegation weiterer Aufgaben wird z. Z. vorbe-
reitet. 

• Im Zuge der umzugsbedingten Neuorganisation 
des Bundesministeriums für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau werden dem Bundes-
amt für Bauwesen und Raumordnung als weite-
re Aufgaben die Durchführung der Ressortfor-
schung und Modellvorhaben, technische Fra-
gen des Städtebaus, die Förderung der Baufor-
schung einschließlich Fragen der Kostensen-
kung und Baurationalisierung, Fragen der Stan-
dardleistungen in Bauverträgen und der Elek-
tronik im Bauwesen, die Durchführung von 
Münz-Wettbewerben, Beratungsaufgaben im 
internationalen Bereich sowie die Erstellung 
wohnungs- und baupolitischer Analysen über-
tragen. Außerdem wurde mit Inkrafttreten des 
Bau- und Raumordnungsgesetzes am 1. Januar 
1998 dem Bundesamt für Bauwesen und Raum-
ordnung neben der dort  schon eingerichteten 
Führung eines räumlichen Informationssystems 
auch die eigenverantwortliche Erarbeitung und 
Vorlage der Bundesraumordnungsberichte 
übertragen. 

• Das Bundesministerium für Bildung, Wissen-
schaft, Forschung und Technologie setzt seit 
langem konsequent auf die Unterstützung 
durch überwiegend privatrechtlich organisierte 
Projektträger (einschließlich zunehmend belie-
hener Einrichtungen), insbesondere bei der 
Durchführung der Projektförderung. Dies er-
setzt in der Größenordnung eines Resso rts Per-
sonal auf ministerieller Ebene. 

b) Ziel der Privatisierungspolitik der Bundesregie-
rung ist die Rückführung staatlichen Handelns auf 
einen Kernbestand seiner hoheitlichen Aufgaben, 
denn es ist grundsätzlich nicht Aufgabe des Staa-
tes unternehmerisch tätig zu sein. Der Bund hat 
gerade im Bereich der Rückführung staatlicher 
Aktivitäten beachtliche Erfolge vorzuweisen. Die 
Zahl seiner Unternehmensbeteiligungen ist 
zwischen 1982 und 1996 um gut die Hälfte auf 424 
gesunken. Diese von der Bundesregierung lang-
jährig verfolgte Privatisierungspolitik wird durch 
regelmäßige Fortschreibungen des Berichts zur 
Verringerung von Beteiligungen des Bundes 
(aktuell: Fortschreibung 1997) konsequent weiter-
verfolgt. Seit der Fortschreibung 1995 wurden 
- neben einer Vielzahl einzelner Privatisierungs-
maßnahmen - u. a. mit der Teilprivatisierung der 
Deutsche Telekom AG (1996) und der Restprivati-
sierung der Deutsche Lufthansa AG (1997) inner-
halb eines Jahres auf den Kapitalmärkten der Welt 
zwei Privatisierungstransaktionen von internatio-
naler Dimension und Bedeutung erfolgreich abge-
schlossen. Mit der „Fortschreibung 1997" wird ein 
neues Privatisierungspotential insbesondere durch 
den umfassenden Einstieg in die Privatisierung 
der Bundesanteile an Flughäfen erschlossen. 

Die von IWF, OECD, Sachverständigenrat 
„Schlanker Staat" und Monopolkommission aner- 
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kannte und gestützte Privatisierungspolitik der 
Bundesregierung nimmt in der Privatisierungs-
statistik der OECD weiterhin eine Spitzenposition 
ein. 

Über die Privatisierung des Beteiligungsbesitzes 
hinaus, wird künftig die Privatisierung öffent-
licher Aufgaben einen Schwerpunkt der Privati-
sierungspolitik der Bundesregierung bilden. 

Privatisierung (Aufgabenkritik) 

1 ) Noch nicht quantifizierbar. 

Beispiele der Ressorts zur Privatisierung von Auf-
gaben aus den Ministerien: 

• Im Bundesministerium für Wirtschaft wurden 
u. a. die Aufgabe der Erdölbevorratung für Kri-
senzeiten, die Durchführung der EU-Transfer-
richtlinien für Elektrizität und Gas, die Durch-
führung der Kohlesubventionsprogramme, die 
statistische Erfassung im Braunkohlebereich zu 
großen Teilen und die Schulungsveranstaltun-
gen im IT-Bereich privatisiert. 

• Die Beratungstelefone für Bürger („Bürgertele-
fon") des Bundesministeriums für Arbeit und 
Sozialordnung zu den Themen Rente, Pflege-
versicherung, Mobilzeit, Arbeitslosenhilf en/ 

 Einstellungshilfen und Haushaltsscheck wer-
den über ein p rivates Unternehmen betrieben; 
für das Bundesministerium für Bildung, Wissen-
schaft, Forschung und Technologie informiert 
der Projektträger BEO im Forschungszentrum 
Jülich umfassend über alle Förderaktivitäten 

und -regularien (Auskunftsstelle BMBF Förde-
rung). 

• Im Bundesministerium für Arbeit und Sozialord-
nung und im Bundesministerium für Fami lie, 
Senioren, Frauen und Jugend werden Werbe- 
und PR-Agenturen mit der Erstellung von Infor-
mationsmaterial und Broschüren beauftragt. 
Der Druck sämtlicher Informationsschriften und 
Broschüren erfolgt über p rivate Druckereien. 
Der Broschürenversand wird weitestgehend 
über private Versandunternehmen durchge-
führt. 

• Die Betreuung der im Bundesministerium für 
Arbeit und Sozialordnung eingesetzten Infor-
mationstechnik (Systembetreuung) und die Be-
treuung der Beschäftigten in der Nutzung der 
IT (Anwenderbetreuung) wird zu ca. 80 % von 
Mitarbeitern externer Unternehmen wahrge-
nommen. Im Bundesministerium für Familie, 
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Senioren, Frauen und Jugend wurden die Schu-
lungsveranstaltungen im IT-Bereich privatisiert. 

• Die Betreuung des im Rahmen des Europä-
ischen Sozialfonds errichteten regionalisie rten 
EDV-Netzes (Kommission/Bund/Länder) wurde 
vom Bundesministerium für Arbeit und Sozial-
ordnung auf eine EDV-Firma übertragen. 

• Die Prüfung, Bewilligung und Abrechnung von 
Projekten, die aus dem Europäischen Sozial-
fonds finanziert wird, insbesondere für die EG-
Programme „Beschäftigung" und „ADAPT", 
wird nicht mehr vom Bundesministerium für Ar-
beit und Sozialordnung, sondern von p rivaten 
Dienstleistern durchgeführt. 

c) Ein wichtiges Potential im Rahmen der Aufgaben-
kritik stellt die Privatisierung von Serviceberei-
chen der Ministerien dar, insbesondere im Hin-
blick auf den Regierungsumzug nach Ber lin. Mit 
dem Ersten Bericht und der Fortschreibung des 
Aktionsprogramms zur weiteren Steigerung von 
Effektivität und Wirtschaftlichkeit der Bundesver-
waltung sind die Bereiche festgelegt worden, für 
die in Berlin keine neuen Strukturen aufgebaut 
werden. 

Im weiteren hat der Lenkungsausschuß Verwal-
tungsorganisation die Umsetzungsempfehlungen 
für die Pilotprojekte in den Servicebereichen er-
gänzt durch die Zusammenfassung benachbarter 
Ressorts zu „Clustern". Ziel dieser Clusterbildung 
ist es, in den Bereichen Druckerei- und Großko-
pierwesen (Vergabe nach Rahmenvertrag), Ob-
jektschutz und Gebäudebewirtschaftung eine 
Bündelung der Nachfrage nach gleicha rtigen Lei-
stungen sowie eine ressortübergreifende Aufga-
benerledigung zu erreichen, um so in eine stärkere 
Verhandlungsposition am Markt zu kommen. Im 
Hinblick auf die sehr unterschiedlichen Größen-
verhältnisse der Leistungsnachfragen einzelner 
Ressorts können so erhebliche Synergieeffekte er-
zielt werden. Ein weiterer Effekt der Aufteilung in 
Cluster ist, daß vielfältige Erfahrungen durch die 
den unterschiedlichen Bedürfnissen angepaßten 
Vorgehensmodelle gesammelt werden. 

Zwischenzeitlich sind erste Ergebnisse über die 
Umsetzung der Empfehlungen des Lenkungsaus-
schusses zur Privatisierung der Servicebereiche er-
reicht worden: 

• Im Bereich Dienstreisewesen werden das Bun-
desverwaltungsamt und das Bundesamt für 
Finanzen noch in diesem Jahr die Reisekosten-
abrechnungen zunächst für das BMI und BMF 
sowie sechs nachgeordnete Behörden überneh-
men. Eine Arbeitsgruppe unter Federführung 
des Bundesministeriums des Innern prüft dar-
über hinaus Privatisierungsmöglichkeiten in der 
Reisevorbereitung. 

• Für den Bereich Haustechnik hat das Bundes-
ministerium für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau entsprechend dem Vorhaben und 
nach Beratung mit den Resso rts die Unterlagen 
für die Ausschreibung und zentrale Beauftra-
gung eines privaten Dienstleisters erarbeitet, 

der den Betrieb der gebäudetechnischen 
Anlagen in den Berliner Liegenschaften der 
Bundesministerien übernehmen soll. Die da-
nach vorgesehene Privatisierung umfaßt - un-
ter Berücksichtigung der unterschiedlichen 
Baufertigstellungszeitpunkte - die Betreuung 
der Haustechnik aller Ministerien bis auf das 
Bundesministerium der Verteidigung, das seine 
Liegenschaften durch die Standortverwaltung 
in Berlin betreuen läßt, und bis auf das Bundes-
ministerium des Innern, das seine Liegenschaft 
angemietet hat. Auch eine Einbeziehung der 
Liegenschaften weiterer Verfassungsorgane in 
Berlin wird angestrebt. Nach Billigung durch 
das Kabinett erfolgen die Ausschreibung und 
Leistungsvergabe zum 1. Januar 1999. Es ist mit 
erheblichen Kosteneinsparungen zu rechnen. 

• Für den Bereich „Gebäudebewirtschaftung" 
(ohne Haustechnik), der in standortbezogener 
Zusammenarbeit (Clusterbildung) koordiniert 
wird, wird als Endergebnis die Privatisierung al-
ler Gebäudebewirtschaftungsleistungen ange-
strebt. Unter Berücksichtigung der personal-
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen ist die 
Umsetzung in folgenden Phasen vorgesehen: 

- Optimierung der heutigen Organisation der 
Gebäudebewirtschaftung, 

- Teilprivatisierung, aufbauend auf der Opti-
mierung, 

- Vollprivatisierung (hierbei werden die Erfah-
rungen aus dem Bereich Haustechnik be-
rücksichtigt) . 

In der ersten Phase können trotz des bereits vor-
handenen Personals Optimierungen sowie in 
geringerem Umfang Synergieeffekte erreicht 
werden. 

• Beim Bundesministerium der Verteidigung wer-
den eigene Servicekapazitäten aufgegeben, so-
weit sich die Leistungserbringung durch Privat-
unternehmen als wirtschaftlicher erweist. So 
wurden bereits die Kfz-Werkstatt, Tankstelle, 
Waschanlage aufgelöst. Weitere Prüfungen sind 
eingeleitet. 

d) Im Rahmen der Organisationsuntersuchungen 
sind Personalbedarfsermittlungen bei der effizi-
enten Gestaltung der Organisationsstrukturen und 
Arbeitsabläufe sowie einer adäquaten Verteilung 
der Arbeit in der Regel unverzichtbar. Aufgabe 
der Personalbedarfsermittlung ist es, die notwen-
dige Personalausstattung für die Erfüllung vorge-
gebener Aufgaben festzustellen. Im einzelnen hat 
die Personalbedarfsermittlung u. a. folgende Ziel-
setzung: 

- die Aufgabenerledigung in einer angemesse-
nen Zeit sicherstellen, 

- eine angemessene Verteilung der genehmigten 
Personalausstattung, 

- den Personalbedarf schnell und sicher an verän-
derte Arbeitssituationen anpassen, 
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- Orientierungs- und Entscheidungshilfen für 
den Haushaltsgesetzgeber liefern. 

Bei bestehenden Aufgaben ist deshalb eine umfas-
sende - vorgeschaltete oder zeitgleich durchge-
führte - Personalbedarfsermittlung unabdingbar. 
Verfahren der Personalbedarfsermittlung werden 

somit zu einem wichtigen Instrument bzw. Auslö-
ser für Organisationsprüfungen, für die Aufgaben-
kritik und das verwaltungsinterne Controlling. Bei 
der Umsetzung der Personalbedarfsberechnungen 
ergibt sich für die Ministe rien z. Z. folgender Sach-
stand: 

Personalbedarfsberechnung 

1) Soll-Festlegung für alle Organisationsbereiche im Rahmen der Prioritätsfestlegung mit der neuen Organisationsstruktur des 
BMBF im November 1997. 
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e) Auch bei der Erstellung der organisatorischen Ziel-
struktur „Regierungsumzug" wurden Fortschritte 
erzielt: 

Aufbauorganisation (Zielstruktur Regierungsumzug) 

Im Rahmen der Umorganisation der Ministe rien 
spielt die ressortübergreifende Zusammenarbeit 
eine große Rolle. Über die schon angesprochenen 
Cluster und die zur Privatisierung geeigneten und 
vorgesehenen Bereiche hinaus ist auch in anderen 
Bereichen eine gemeinsame Neustrukturierung 
sinnvoll. So hat z. B. der Lenkungsausschuß 
Verwaltungsorganisation beschlossen, die Spra-
chendienste der Ministerien durch ressortüber-
greifenden Personaleinsatz und dadurch mögliche 
Minimierung der Fremdvergaben von Dolmet-
scher- und Übersetzungsaufträgen zu optimieren. 

Ein weiteres Beispiel ist die Schaffung eines Zen-
tralen Postaustausches an den Standorten Bonn 
und Berlin. Aufgrund des Kabinettbeschlusses 
vom 7. Februar 1996 wurden Möglichkeiten zur 
Optimierung und Privatisierung des Botendien-
stes/Postaustausches in einem Pilotprojekt ge-
prüft. Gegenstand der Untersuchung war u. a. 
auch der zentral organisierte Postaustausch der 
Bundesverwaltung in Bonn. 

Auf der Basis der hierzu gewonnenen Erkennt-
nisse hat der Lenkungsausschuß Verwaltungsor-
ganisation die Einrichtung einer zentralen Post-
austauschstelle aller Resso rts auch am Standort 
Berlin beschlossen. Gleichzeitig soll eine Reorga-
nisation des zentralen Postaustausches in Bonn 
nach den Empfehlungen des Gutachtens unter-
nommen werden. Entsprechende Konzepte wer-
den derzeit in einer Arbeitsgruppe unter Feder-
führung des Bundesministeriums des Innern erar-
beitet. Die Arbeitsgruppe beabsichtigt, bis zum 
Sommer 1998 die notwendigen Erhebungen in 
den Ressorts und die Detailplanung soweit abzu-
schließen, daß ein umsetzungsfähiges Konzept für 
beide Standorte sowie für den standortübergrei-
fenden Postaustausch vorgelegt werden kann. 

f) Die Bundesministerien haben die sich aus der Auf-
gabenabschichtung und -privatisierung ergeben-
den Möglichkeiten zu einer strukturellen Verän-
derung und einer deutlichen Personalreduzierung 
genutzt: 
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Verschlankung der Strukturen der Bundesministerien 

Realisierungsgrad 

Abteilungen Unterabteilungen Referate Stellenumfänge 

Ministerium 1991 1998 1991 1998 1991 1998 1991 1998 

AA 1 8 10 19 20 107 112 7032,0 6628,0 

BMI 13 11 16 16 139 118 1843,0 1460,0 

BMJ 7 7 13 14 102 88 740,0 657,0 

BMF 9 2) 10 24 2 ) 26 3) 167 2)  173 3) 2 251,0 2 073,5 3) 

BMWi  7 9 4) 26 261 185 1691 1814,0 1 594,5 1 

BML 7 6 16 15 91 85 1003,0 920,0 5) 

BMA 9 9 19 16 118 95 1009,5 946,2 

BMVg 13 11 61 41 405 280 5 412,0 4 005,0 

BMFSFJ 6) 6 6 11 6 66 43 464,0 432,5 

BMG 5 5 7) 10 10 7) 73 75 7) 501,5 495,0 7) 

BMV 8 8 8 6 110 8) 97 8) 1285,0 1161,0 

BMU 6 6 14 13 86 80 833,0 739,7 

BMBau 4 4 11 10 68 55 537,0 507,0 

BMBF 9 7 20 15 127 93 1200,0 1040,0 

BMZ 3 4 12 9 67 60 1 572,0 531,5 

BPA 4 5 8 0 47 39 743,0 674,0 

Summe 118 118 288 243 1958 1662 27 240 10) 23 864,9 10) 

1) Zum 1. Juli 1998 wird sich die Anzahl der Organisationseinheiten bereits auf 17 Unterabteilungen und 92 Referate verringert 
haben. 

2) Organisationsmaximum wurde im Jahr 1993 erreicht (10 Abteilungen, 26 Unterabteilungen, 177 Referate). 

3) Einschl. 1 Unterabteilung, 7 Referaten, 69 Stellen aus dem ehemaligem BMPT. 

4) Einschl. 1 Abteilung, 2 Unterabteilungen, 11 Referaten, 83 Stellen aus dem ehemaligem BMPT. 

5) Ohne Abzug der Einsparungen 1998 und einschließlich Ersatzplanstellen. 

6) BMFSFJ ist mit Organisationserlaß vom 17. November 1994 durch Zusammenlegung von BMFJ und BMFuS entstanden, An-
gaben beziehen sich auf das Jahr 1995, da Angaben für das Jahr 1991 wegen der mangelnden Vergleichbarkeit nicht sinnvoll 
sind. 

7) Die nahezu unverände rten Angaben zu Abteilungen, Unterabteilungen, Referaten und Stellenumfängen sind auf die 1994 
erfolgte Übernahme der Zuständigkeit für die Sozialhilfe aus dem damaligen Bundesministerium für Familie und Senioren 
zurückzuführen. 

8) Einschl. Leitungs- und Reformstab. 

9) Plus Projektteam Strukturreform. 

10) Die hier genannten abweichenden Summen zu den Angaben von A.I.2 „Stellenentwicklung der Bundesministerien" beruhen 
insbesondere darauf, daß beim AA die Stellen der Auslandsvertretungen und beim BMVg militärische Stellen eingerechnet 
sind. 

2. Neue Steuerungs- und Führungsinstrumente in 
den Bundesministerien 

Die Einführung neuer Steuerungs- und Führungsin-
strumente gewinnt im Rahmen der Strukturverän-
derungen und -verbesserungen an Bedeutung. Die 
Ministerien orientieren sich hierbei an dem gewan-
delten Verständnis der Verwaltung, wonach die Ver-

pflichtung zur effektiven und effizienten Dienstlei-
stung orientiert am Gemeinwohl besteht. 

a) Handlungs- und Orientierungsrahmen hierbei bil-
det das Leitbild. Es führt zu mehr Handlungssi-
cherheit und zu mehr vertrauensvollem Miteinan-
der. Entsprechend den Festlegungen im Aktions-
programm wird von den Resso rts individuell ein 
Leitbild erarbeitet: 
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Steuerungs- und Führungsinstrumente: Leitbild 

Als Beispiel sei hier das Leitbild des Bundesmini-
steriums für Bildung, Wissenschaft, Forschung 
und Technologie aufgeführt, das in der Ziel- und 
Programmstruktur des BMBF („Produktive und 
weltoffene Wissensgesellschaft in Deutschland") 
mit folgenden Hauptfeldern definie rt  ist: 

- Politik und Gesellschaft für Zukunftsaufgaben 
gewinnen 

- durch Innovationen Wettbewerbsvorteile errei-
chen 

- durch Wissenschaft und Forschung das Wissen 
für morgen gewinnen 

- durch Bildung Kompetenz und Orientierung 
der Menschen fördern. 

Im Bundesministerium für Fami lie, Senioren, Frau-
en und Jugend sind mit der Ziel- und Programm-
struktur entscheidende Grundlagen für die Ent-
wicklung eines Leitbildes gelegt worden. Unter 
Hinzuziehung erster Erfahrungen mit der Anwen-
dung eines politik- und programmbezogenen 
Controllings soll die Entwicklung eines Leitbildes 
vorangetrieben werden. 

b) Die neuen Steuerungs- und Führungsmodelle se-
hen als wichtiges Element Zielvereinbarungen 
vor. Zielvereinbarungen sind hervorragend geeig-
net, den Übergang von der Verfahrens- zur Er-
folgskontrolle entscheidend zu gestalten. Zusätzli-
che Bedeutung erlangen Zielvereinbarungen 
durch den Umstand, daß mit der Einführung der 
Budgetierung und Flexibilisierung im Haushalts-
recht die Steuerungsmechanismen über den je-
weiligen Kapitelhaushalt und dessen Titelansätze 
an Bedeutung verlieren. 

Steuerungs- und Führungsinstrumente: 
Zielvereinbarung 

Im Auswärtigen Amt beispielsweise existiert seit 
Januar 1998 ein Zielvereinbarungs- und Zielkon-
trollverfahren für Leiterinnen und Leiter von Aus-
landsvertretungen. Nachdem die zuständigen 
Fachreferate einen Prioritätenkatalog für ausrei-
sende Behördenleiter erarbeitet haben, findet ein 
Entsendegespräch unter Vorsitz des Staatssekre-
tärs statt, dessen Ergebnis in Erlaßform festgehal-
ten wird. Sechs Monate nach Amtsantritt legen die 
jeweiligen Behördenleiter Einzelziele und Hand-
lungsoptionen vor, auf deren Grundlage der 
Staatssekretär nach Abstimmung in den Fachab-
teilungen Weisungen erteilt. Dieses Verfahren 
wird zunächst für die Dauer von 2 Jahren getestet. 

Zur Förderung von Zielvereinbarungen hat der 
Lenkungsausschuß Verwaltungsorganisation mit 
der Bundesakademie für öffentliche Verwaltung 
einen Leitfaden für Zielvereinbarungen bearbei-
tet. Dieser Leitfaden soll allen Resso rts zu Schu-
lungszwecken zur Verfügung gestellt werden. 

c) Ganz entscheidend für die Funktionsfähigkeit 
neuer Steuerungs- und Führungsinstrumente ist 
die Einführung von Controlling und der Kosten- 
und Leistungsrechnung. Aufgabe des Controllings 
ist die Versorgung der Verantwortungsträger mit 
wichtigen Steuerungs- und Schlüsselinformatio-
nen, um bei erkennbaren Veränderungen von 
Prioritäten, Zielen, Ressourcenlage oder bei neuen 
Aufgaben zeitnah reagieren zu können. Dement-
sprechend wächst der Bedeutungskreis des Con-
trollings in den Ministe rien. 

Zentraler Bestandteil eines umfassenden Control

-

lings ist eine Kosten- und Leistungsrechnung 
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(KLR), um zu einer besseren Kostentransparenz zu 
gelangen und auf dieser Grundlage effizient pla-
nen und steuern zu können. Damit bei der Einfüh-
rung aber nicht für alle Bereiche Mehrfachent-
wicklungen mit den entsprechenden Kosten 
durchzuführen sind, ist unter Zugrundelegung der 
Erfahrungen aus zahlreichen Projekten in der 
Bundesverwaltung vom Bundesministerium der 
Finanzen in Zusammenarbeit mit einem externen 
Berater ein KLR-Handbuch für die Bundesverwal-
tung entwickelt worden. Das Handbuch ist aus-
führlich im Ersten Bericht und Fortschreibung des 
Aktionsprogramms zur weiteren Steigerung von 
Effektivität und Wirtschaftlichkeit der Bundesver-
waltung vorgestellt worden. Das Handbuch ist in 
der Vorschriftensammlung der Finanzverwaltung 
veröffentlicht, auf das alle Bundesbehörden, aber 
auch interessierte Dritte, Zugriff haben. Damit 
wird der gesamten Bundesverwaltung eine verläß-
liche Arbeitsgrundlage für die Neueinführung 
eines Kosten-/Leistungs- und Rechnungssystems 
geboten. Bestehende Systeme sollen mittelfristig 
angepaßt werden. 

Um die gleichmäßige, flächendeckende Anwen-
dung der KLR-Standards in geeigneten Bereichen 
zu gewährleisten, unterstützt das Bundesministeri-
um der Finanzen etliche Einführungsprojekte. Ein 
durch das Bundesministerium der Finanzen und 
die FH-Bund entwickeltes Schulungskonzept für 
zielgruppenspezifische Seminare mit internen 
Lehrkräften liegt als Angebot für alle Bundesbe-
hörden vor. 

Steuerungs- und Führungsinstrumente: 
Controlling/Kosten-Leistungsrechnung 

Ein bedeutendes Beispiel in diesem Zusammen-
hang ist z. B. die Kosten- und Leistungsrechnung 
im Presse- und Informationsamt der Bundesregie-
rung (BPA), das einschließlich eines Controlling

-

Systems am 1. Januar 1998 in den sogenannten 
Wirkbetrieb gegangen ist. Seine Entwicklung ist 
ausführlich im Anhang des Ersten Berichts darge-
stellt. Im Ergebnis hat sich gezeigt, daß der vom 
BPA freiwillig und in einer „Vorreiterrolle" auf der 
Ebene der obersten Bundesbehörden eingeschla-
gene Weg richtig war. Aufgrund des Wirkbetrie-
bes haben sich neue Erkenntnisse ergeben, die in 
Probedurchläufen in abgegrenzten, kleineren Ar-
beitseinheiten nicht zu erhalten waren. Es kann 
bereits jetzt festgestellt werden, daß der KLR-Be-
trieb funktioniert und auf breite Zustimmung im 
Presse- und Informationsamt der Bundesregierung 
gestoßen ist, auch wenn sich damit viele Neuerun-
gen und Anpassungsprobleme für die Beschäftig-
ten, insbesondere auch durch viele Dezentralisie-
rungsmaßnahmen, ergeben haben. 

Es wird nun darauf ankommen, das Controlling-
System um weitere Bestandteile fortzuentwickeln 
und den Prozeß des Controllings im Sinne seiner 
Philosophie der Lernorientierung weiter bei den 
Beschäftigten, insbesondere auch bei den Füh-
rungskräften, durch geeignete Schulungsmaßnah-
men zu verankern. Dieser gewünschte Prozeß ist 
in Gang gekommen; seine Fortsetzung wird eine 
vorrangige Aufgabe bleiben. 

Ebenso erfolgreich ist das Projekt Controlling im 
Auswärtigen Amt durchgeführt worden. Es ist 
gleichfalls ausführlich im Anhang des Ersten Be-
richts dargestellt. Weitere Resso rts werden folgen, 
so plant das Bundesministerium des Innern die 
Einführung von Kosten- und Leistungsrechnung 
im Ministerium bis zum Jahr 2001. Mit Teilberei-
chen wird es bereits an den Einführungspilotpro-
jekten des Bundesministeriums der Finanzen teil-
nehmen. 

Ein weiteres Beispiel ist Controlling im Verteidi-
gungsressort. Es soll die Führung auf allen Ebe-
nen - im Ministerium, den Dienststellen der obe-
ren, mittleren und unteren Führung der Streit-
kräfte sowie den Oberbehörden, Mittelbehörden 
und Ortsbehörden der Bundeswehrverwaltung, 
insbesondere bei der Zielbildung und Planung, 
der begleitenden Kontrolle der Realisierung und 
ggf. korrigierenden Steuerung unterstützen. Es 
liefert Steuerungs- und Schlüsselinformationen für 
die Entscheidungsträger. Als ganzheitlicher An-
satz schließt es Contro lling im Rahmen der Ko-
sten- und Leistungsverantwortung (KLV) mit ein. 
Es zielt damit in besonderem Maße auf die Wi rt

-schaftlichkeit der Aufgabenwahrnehmung ab. 
Controlling bezieht sich auf Aufwandsbegrenzung 
bei bedarfsbegründenden Forderungen, Maßnah-
men- und Vorhabenrealisierung sowie auf Bet rieb 
und Nutzung. 

Das Bundesministerium für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend arbeitet an der Einführung 
eines politik- und programmbezogenen Control-
lings mit dem Ziel, 

- die politische Leitung durch zukunftsgerichtete, 
entscheidungsunterstützende 	Informationen 
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über die Umsetzung der Ressortziele und Maß-
nahmen zu unterstützen, sowie 

- den Fachverantwortlichen die Aufgabenwahr-
nehmung durch die Zielsteuerung ihrer Aufga-
benbereiche auf der Grundlage eines einheitli-
chen, formalisierten Instrumentariums zu er-
leichtern. 

Damit soll die Grundlage für eine neue Form der 
Information, Koordination und Steuerung geschaf-
fen werden. Sie zielt darauf ab, durch einen konti-
nuierlichen Soll-/Ist-Abgleich Entscheidungs-
grundlagen für eine Optimierung der Aufgaben-
wahrnehmung zu liefern. Durch die zielgenauere 
Steuerung von Projekten und Maßnahmen können 
Ressortziele besser durchgesetzt, das Ressortprofil 
geschärft sowie die ressortpolitischen Wirkungen 
gesteigert werden. Die Steuerung im Controlling-
prozeß setzt auf Planungen auf, die mit der politi-
schen Leitung des BMFSFJ verbindlich verab-
schiedet werden. Zudem wird eine eigenverant-
wortliche Steuerung der Planumsetzung auf den 
verschiedenen Hierarchieebenen ermöglicht und 
gefordert. Das einheitliche Steuerungsmodell soll 
auch zu einer besseren Integration von politischer 
Führungsebene und Fachebene führen. Das Con-
trollingverfahren soll bis August 1998 in einer 
Pilotphase erprobt und danach ressortweit einge-
setzt werden. 

d) Schließlich ist ein wichtiger Aspekt bei der Einfüh-
rung betriebswirtschaftlicher Managementkon-
zepte die dezentrale Ressourcenverantwortung. 
Ziel ist es, die Fachverantwortung und die Res-
sourcenkompetenz für Finanzen, Personal sowie 
Organisation ganzheitlich zusammenzuführen. 
Die Einführung in den Ministerien beginnt: 

Steuerungs- und Führungsinstrumente: 
Dezentrale Ressourcenverantwortung 

Für die Zentrale des Auswärtigen Amts sowie für 
die Auslandsvertretungen ist, beispielsweise die 
dezentrale Ressourcenverantwortung für die Fi-
nanzen, zumindest im Bereich der Verwaltungska-
pitel, weitgehend realisiert . 

e) Ein weiteres wichtiges Steuerungsinstrument der 
modernen Verwaltung ist die Innenrevision. Die 
Innenrevision ist eine behördeninterne Prüfin-
stanz, die delegierte Führungsaufgaben der Über-
wachung wahrnimmt. Sie führt innerhalb einer 
Behörde prozeßunabhängige Prüfungen zur Funk-
tionsfähigkeit, Zweckmäßigkeit, Wirtschaftlichkeit 
sowie Recht- und Ordnungsmäßigkeit des Verwal-
tungshandelns und der organisatorischen Vorkeh-
rungen durch. Ziel der Prüfung ist es, Schwach-
stellen, Mängel und ggf. Fehlverhalten aufzudek-
ken sowie Abhilfe-/Verbesserungsmaßnahmen zu 
initiieren. Der Innenrevision kommen auch prä-
ventive Aufgaben zu, um (latente) Risikopotentiale 
aufzudecken und Fehlentwicklungen von vornher-
ein zu verhindern. Die Zuständigkeit erstreckt sich 
auf sämtliche Organisationseinheiten und Funk-
tionen der Behörde. Zu den Aufgaben der Innen-
revision gehört es danach, durch systematische 
Prüfungen festzustellen, ob 

- alle geltenden Vorschriften eingehalten wer-
den, 

- die Zielvorgaben der Behördenleitung zweck-
mäßig umgesetzt und ordnungsgemäß erfüllt 
werden, 

- die Grundsätze wirtschaftlichen Handelns gesi-
chert sind, 

- die Vermögenswerte ausreichend gesichert 
sind, 

- die internen Vorschriften zweckmäßig sind, 

- das interne Kontrollsystem sowie die Informati-
ons- und Vorgangsabläufe lückenlos aufgebaut 
sind und zuverlässig arbeiten. 

Mit dem Ersten Bericht und der Fortschreibung 
des Aktionsprogramms haben sich alle Resso rts 
bereiterklärt, kurzfristig zu prüfen, inwieweit die 
Einrichtung von Innenrevisionen zum Ziel der 
weiteren Steigerung von Effektivität und Wi rt

-schaftlichkeit in der Bundesverwaltung möglich 
und sinnvoll ist. Zwischenzeitlich haben nahezu 
alle Ministerien begonnen, bzw. stehen unmittel-
bar davor, Innenrevisionen einzuführen. Von den 
Ressortaktivitäten werden beispielhaft erwähnt: 

• Im Bundesministerium des Innern wird eine 
„Projektgruppe Neue Steuerungsinstrumente" 
eingerichtet, die neben der Inneren Revision 
auch die neuen Steuerungsinstrumente Kosten- 
und Leistungsrechnung sowie Controlling kon-
zipiert und einführt. 

• Im Bundesministerium der Finanzen wurde mit 
Wirkung vom 1. Februar 1998 ein neues Referat 
„Innenprüfung" eingerichtet. Die Aufgaben 
dieses Referates sind: 

- Maßnahmen zur Leistungssteigerung/Ko-
stensenkung, 
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- Grundsätze des Controllings im BMF; Ein-
führung der Kosten- und Leistungsrechnung 
im BMF, 

- Prüfung von Arbeitsabläufen, Kommunikati-
ons- und Abstimmungssystemen einschließ-
lich des Personaleinsatzes, 

- Prüfung der Ordnungsmäßigkeit haushalts-
wirtschaftlicher Verfahrensweisen sowie der 
internen Vorkehrungen und Kontrollen im 
Rechnungs-, Vergabe- und Leistungswesen; 
Entwicklung und Umsetzung präventiver 
Maßnahmen zur Korruptionsbekämpfung, 

- Prüfung der Voraussetzungen von Zahlun-
gen (soweit künftig noch erforderlich). 

Die Innenprüfung wirkt bei der Gestaltung der 
Aufbau- und Ablauforganisation sowie bei der 
Einführung neuer Techniken beratend mit. Sie hat 
grundsätzlich ein uneingeschränktes Informati-
onsrecht in allen Bereichen des Ministe riums. Es 
wird ein jährlicher Prüfungsrahmenplan erstellt, 
außerdem können Untersuchungen aufgrund ge-
zielter, situationsgebundener Aufträge durchge-
führt werden. Neben einzelnen Berichten über je-
de Untersuchung legt die Innenprüfung jährlich 
einen zusammenfassenden Bericht über das abge-
laufene Arbeitsjahr vor. 

• Als Führungs- und Kontrollinstrument der Lei-
tung wurde im Bundesministerium der Verteidi-
gung bereits 1981 das Referat „Revision" einge-
richtet. Unter der heutigen Bezeichnung „In-
terne Revision" hat es die Aufgaben 

- Kontrolle der Ressortaufgaben auf zielgerich-
tete, wirtschaftliche und zweckmäßige Erfül-
lung sowie der angewendeten Verfahren und 
Vorgehensweisen einschließlich der Pla-
nungs- und Kontrollinstrumente, 

- Erarbeitung von Entscheidungshilfen. 

Prüfaufträge erteilt in jedem Einzelfall die Lei-
tung. Insoweit hat der Leiter der Internen Revi-
sion unmittelbares Vortragsrecht. Ergebnisse 
werden der Leitung vorgelegt. Zum Aufgaben-
spektrum der Internen Revision zählen System-
prüfungen von bereichsübergreifenden Aufga-
ben (z. B. Rüstungsvorhaben), Verfahren (z. B. 
Logistik, Forschung und Technologie) und Or-
ganisations- und Auslastungsprüfungen. 

Im BMVg wurde im Mai 1994 ein Sonderbeauf-
tragter Aufwandsbegrenzung und Rationalisie-
rung im Betrieb eingerichtet. Er unterstützt mit 
einem kleinen Stab die zur zentralen Planung, 
Steuerung und Durchsetzung zur Aufwandsbe-
grenzung im Betrieb erforderlichen Maßnah-
men. 

In 1997 wurde ein „Beauftragter für die Verbes-
serung der Wirtschaftlichkeit beim Einsatz von 
Haushaltsmitteln in der Bundeswehr", insbe-
sondere zur Unterstützung und Beratung der 
truppendienstlichen Vorgesetzten und Dienst-
stellenleiter bez. der wirtschaftlichen Wahrneh-
mung ihrer Aufgaben eingesetzt und dem Ab-

teilungsleiter Haushalt zugeordnet. Nach Auflö-
sung der Vorprüfungsstellen wurde im BMVg 
als Teil der ressortinternen Finanzkontrolle zum 
1. Januar 1998 das Referat „Innere Revision (Be-
legprüfung) " eingerichtet und dem vorgenann-
ten Beauftragten zugeordnet. Es hat die Aufga-
be, anhand der Unterlagen für Zahlungen die 
Ordnungsmäßigkeit des haushaltswirksamen 
Verwaltungsvollzuges festzustellen. Außerdem 
koordiniert und steuert es fachlich die im nach-
geordneten Bereich eingerichteten neun weite-
ren Organisationseinheiten „Innere Revision 
(Belegprüfung)" . 

• Im Bundesministerium für Raumordnung, Bau-
wesen und Städtebau wurde mit Wirkung vom 
1. Januar 1998 ein neues Referat „Innenprü-
fung" eingerichtet, das der Staatssekretärin un-
mittelbar zugeordnet ist. Neben den allgemei-
nen Aufgaben der Innenprüfung liegt der be-
sondere Arbeitsschwerpunkt der Innenprüfung 
des BMBau bei der zentralen Prüfung der Bau-
maßnahmen der obersten Bundesbehörden und 
bei Fragen der Prävention vor Korruption im 
Bauwesen. Eine weitere Besonderheit ist, daß 
das Referat „Innenprüfung" des BMBau auch 
im nachgeordneten Bereich des BMBau prüft. 

Ein weiteres wichtiges Element zur weiteren Effi

-

zienz- und Effektivitätssteigerung in den Ministe

-

rien ist der Einsatz der Informationstechnik. Der 
Realisierungsstand ist ausführlich im Teil B, III 
dargestellt. 

II. „Schlanke" Bundesverwaltung 

Vorbemerkung: 

Mit dem vorliegenden Teil II des Berichts wird erst-
malig die Modernisierung der nachgeordneten Bun-
desverwaltung in die Betrachtung einbezogen. Wäh-
rend die Bundesministerien in Größe und Aufbau 
vergleichbarer sind, weisen die Geschäftsbereiche 
der Ressorts ganz gravierende Unterschiede auf. Al-
lein der Stellenumfang der Geschäftsbereiche reicht 
von unter 100 bis über 130000; die Zahl der nachge-
ordneten Dienststellen von einer bis nahezu 1200; 
die Aufgaben gehen von rein administrativen Funk-
tionen bis zu eigenständigen Forschungsaufgaben. 
Dies muß beim Vergleich der Angaben in den nach-
folgenden Tabellen berücksichtigt werden. Dazu 
kommt noch, daß auch die einzelnen Behörden der 
Geschäftsbereiche ebenso gravierende Unterschiede 
in Struktur und Größe aufweisen. Dies reicht von 
einer mit nur einer Stelle besetzten Außenstelle bis 
zu mehrere tausend Stellen umfassenden Behörden. 
Um trotzdem unter Berücksichtigung dieser Relatio-
nen vergleichbare Angaben zu erhalten, umfassen 
die Tabellen sowohl die unmittelbare als auch die 
mittelbare Bundesverwaltung, nicht jedoch Zuwen-
dungsempfänger und Gerichte. 

Das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung und das Bundespresse-
amt verfügen nicht über Geschäftsbereiche in dem 
vorgenannten Sinne und sind deshalb in den folgen-
den Tabellen nicht aufgeführt. 
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1. Abbau von staatlichen Aufgaben 

Die auf Privatisierung und Aufgabenwegfall zielen-
de Aufgabenkritik ist bei den meisten Behörden 
schon weit fortgeschritten. Dabei hat sich gezeigt, 
daß gerade in der nachgeordneten Bundesverwal-

tung ein erhebliches Potential von Aufgaben exi-
stiert, die nicht unbedingt vom Staat wahrgenommen 
werden müssen. 

Der aktuelle Realisierungstand stellt sich zusammen-
gefaßt wie folgt dar: 

Privatisierung und Aufgabenwegfall (Aufgabenkritik) 

1 ) Prüfung im Zusammenhang mit KLR. 

Die Erkenntnisse aus den Pilotprojekten zu den Ser-
vicebereichen sollen - soweit möglich - auch in den 
Behörden der Geschäftsbereiche umgesetzt werden. 
Damit ist in unterschiedlichen Bereichen begonnen 
worden: So haben z. B. das Bundesministerium für 
Arbeit und Sozialordnung und das Bundesministeri-
um für Verkehr ihren Behörden im Geschäftsbereich 
alle Gutachten sowie die Umsetzungsempfehlungen 
des Lenkungsausschusses mit der Bitte übersandt, 
die Personalvertretungen zu beteiligen und umge-
hend zu prüfen, inwieweit die Ergebnisse übertrag-
bar sind. 

Im Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
Verteidigung sind beispielsweise in der Territorialen 
Wehrverwaltung Fahrdienste - wo dies infrastruktu-
rell möglich ist - zusammengefaßt worden. Ferner ist 
angeordnet worden, daß zur Verbesserung der Wi rt

-schaftlichkeit das freiwillige Selbstfahren von Dienst-
kraftfahrzeugen zu fördern ist. Das hieraus resultie-
rende Einsparpotential wird zur Zeit untersucht. 

Weitere Beispiele für Aufgabenwegfall und Out-
sourcing: 

• Im Rahmen der Reorganisation der technisch-wis-
senschaftlichen Anstalten der Bundeswirtschafts-
verwaltung - Bundesanstalt für Materialprüfung 
und -forschung (BAM), Physikalisch-Technische 
Bundesanstalt (PTB) und Bundesanstalt für Geo-
wissenschaften und Rohstoffe (BGR) - werden 
technische Prüfungen und Zulassungen p rivaten 
Institutionen (z. B. akkreditierten Prüflaboratorien, 
TÜV u. a.) überlassen. 

• Die bisher von der Bundesanstalt für Landwirt-
schaft und Ernährung vorgenommene Absatzför-
derung von Seefischereierzeugnissen wird künftig 
unter Wegfall der staatlichen Abgabe von den 
fischwirtschaftlichen Verbänden selbst durchge-
führt. 

• Im Bereich der Forschungsanstalten des Bundes-
ministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und 
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Forsten wurden die Forschungsgebiete Marikultur 
und Arbeitswissenschaften aufgegeben. Das For-
schungsgebiet Aquakultur/Binnenfischerei wurde 
auf umwelt- und tierschutzrelevante Aspekte be-
schränkt. Outsourcing von Serviceleistungen in 
den Bereichen handwerkliche Dienste, Reinigung 
und Bewachung. 

• Die Treuhandanstalt hat bis Ende 1994 einen 
Großteil ihres Unternehmensbestandes privati-
siert, soweit die Unternehmen nicht in Abwick-
lung gegeben werden mußten. Die wenigen ver-
bliebenen Unternehmen (im wesentlichen Groß-
unternehmen des Chemiebereichs und unter dem 
Dach der Management-Kommanditgesellschaften 
zusammengefaßte mittlere und kleinere Bet riebe) 
konnten bis Ende 1997 ebenfalls privatisiert wer-
den, so daß diese Aufgabe erledigt ist. 

• Im Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
Verkehr sind Teilstrecken von Bundeswasserstra-
Ben auf Kommunen übertragen worden; außerdem 
werden private Betreibermodelle im Straßenbau 
geprüft. Des weiteren sollen Aufgaben der Prüf-

statik für Eisenbahnbrückenbauten an Prüfstati-
ker, die Erteilung von Erlaubnissen für Prüfer von 
Luftfahrtgerät (Klasse 4) an Hersteller- bzw. Luft-
fahrttechnische Betriebe und die Prüfung zur Fest-
stellung der Lufttüchtigkeit von Flugmodellen an 
einen Verband übertragen werden. 

• Die Bundesbauaufgaben für die Verfassungsor-
gane im Zusammenhang mit dem Bonn-Berlin-
Umzug wurden für den Bereich im Spreebogen in 
Berlin der Bundesbaugesellschaft Berlin übertra-
gen. 

2. Effizienzsteigerung durch Organisationsmaßnah-
men 

a) Die Modernisierung der Bundesverwaltung ist in 
den Bundesministerien schon erheblich fortge-
schritten, darf sich aber nicht auf die Ministe rial-
verwaltung beschränken. Dementsprechend sind 
in den Geschäftsbereichen aller Ministe rien die 
Organisationsstrukturen der Behörden unter-
sucht und ganz überwiegend schon Verände-
rungsprozesse in Gang gesetzt worden: 

Organisationsuntersuchung/Umorganisation des Geschäftsbereiches 

1) In Teilbereichen schon abgeschlossen. 

2) 1997 = BfS; 1998 = UBA. 

3) Prüfung, ob Überführung in private Rechtsform. 

4) Eingliederung BAH ins AWI. 
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Im Geschäftsbereich des Bundesministeriums des 
Innern ist zur Unterstützung dieser Maßnahmen 
im Bundesverwaltungsamt ein Organisations-
beratungsteam als Dienstleistungszentrum ein-
gerichtet worden, daß die anderen Behörden des 
Geschäftsbereiches des Bundesministeriums des 
Innern und Zuwendungsempfänger in allen 
wesentlichen organisatorischen Fragen berät und 
unterstützt. Aufgrund seiner vielseitigen Erfahrun-
gen mit der Wahrnehmung unterschiedlichster 
Aufgaben, der kontinuierlichen Verbesserung von 
Geschäftsprozessen, der Entwicklung und Ein-
führung innovativer Technologien wurde das 
Bundesverwaltungsamt mit der Organisations-
beratung beauftragt. Durch ein umfassendes 
Angebot und durch die konkrete Übernahme von 
Projektaufträgen sollen die Behörden in die Lage 
versetzt werden, den erforderlichen Modernisie-
rungsprozeß durchzuführen. 

Das Bundesverwaltungsamt hat deshalb ein Drei-
Säulen-Konzept zur Organisationsberatung ent-
wickelt und bietet folgende Dienstleistungen an: 
Einzelberatungen zu ausgewählten Themen-
schwerpunkten, Coaching bei der Durchführung 
eigener Projekte sowie Durchführung von Organi-
sationsuntersuchungen. Zu den inhaltlichen 
Angeboten zählen insbesondere Themen der 
Prozeßgestaltung, Aufbauorganisation, Wirtschaft-
lichkeitsbetrachtung, Arbeitsplatzüberprüfung, 
Arbeitsergonomie, Verwaltungssprache, Corpora-
te Identity (CI)/Corporate Design (CD), Entwick-
lung und Einführung eines Qualitätsmanage-
ments, Controlling, Kosten- und Leistungsrech-
nung sowie Informationstechnik. 

Die Beratung der Behörden wird mit der Aufga-
benstellung der Bundesstelle für Büroorganisation 
und Bürotechnik (BBB) vernetzt. Das heißt, die 
BBB wird, ergänzend zu den bisherigen Publika-
tionen, wichtige Erkenntnisse und Erfahrungen 
aus der konkreten Durchführung und Umsetzung 
der Organisationsprojekte veröffentlichen und da-
mit diese Erfahrungen auch Dritten zugänglich 
machen. 

Ein umfassendes Beispiel für Organisationsmaß-
nahmen in der Bundesverwaltung ist die Reform 
der Bundeswehr. Nach der Reduzierung der 
Streitkräfte zielt die Reform der Bundeswehr dar-
auf ab, Organisation, Struktur und Ausrüstung der 
Bundeswehr sowie den Umfang des Zivilpersonals 
auf die veränderten Aufgaben hin zu optimieren. 
Die Zahl der zivilen Mitarbeiter der Bundeswehr 
betrug Mitte 1990 ca. 183 500 und nach der Wie-
dervereinigung ca. 233 600. Bis Ende 1997 wurde 
der zivile Personalbestand auf rund 147 700 Mitar-
beiter reduziert. Die Anzahl der Haushaltsstellen 
für Zivilpersonal wurde gegenüber dem Höchst-
stand 1991 von 196114 um rund 57 000 auf 137 209 
im Haushalt 1998 verringert. In der Wehrverwal-
tung einschließlich Rüstungsbereich, Rechtspflege 
und Militärseelsorge wurden bisher 147 Behörden 
sowie 148 Außenstellen und kleinere Dienststellen 
aufgelöst. In den Streitkräften (ziviler Bereich) 
wurden 16 Abteilungen Verwaltung, 347 Truppen-

verwaltungen und 4 Bundeswehrkrankenhausver-
waltungen eingespart. 

Die Fortentwicklung der Infrastruktur- und Ver-
kehrssysteme in Deutschland, die auch im näch-
sten Jahrzehnt ein wesentlicher Faktor für die 
Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaftsstandorte, 
für Wohlstand und für die umweltverträgliche Be-
wältigung der Verkehrsströme sind, erfordert eine 
leistungsfähige Bundesverkehrsverwaltung. Um 
dem gesetzlichen Auftrag und den verkehrspoliti-
schen Zielen auch unter geänderten Rahmenbe-
dingungen (z. B. Haushaltsrestriktionen) gerecht 
werden zu können, wurde ab 1993 mit Durchfüh-
rung umfassender Organisationsuntersuchungen 
die Reform der Behörden der Bundesverkehrsver-
waltung in Gang gesetzt. Auf der Grundlage der 
Reformkonzepte erfolgt die 

• Optimierung der Wasser- und Schiffahrtsver-
waltung, insbesondere durch Dezentralisierung 
von Aufgaben, Straffung des inneren Aufbaus 
und der Einführung neuer Führungs- und 
Steuerungsinstrumente; 

• Neuausrichtung des Bundesamtes für Güter-
verkehr aufgrund der geänderten Rechtsform 
und Aufgabenstellung durch Neuordnung der 
Zentrale und der Außenstellen; 

• Umstrukturierung der Bundesanstalt für Stra-
ßenwesen durch Straffung der Aufbauorganisa-
tion und Optimierung der Geschäftsprozesse; 

• Neuorganisation des Deutschen Wetterdien-
stes, insbesondere durch Einrichtung von stra-
tegischen Geschäftsfeldern, Schaffung einer 
kundenorientierten Organisationsstruktur so-
wie Einführung betriebswirtschaftlicher Steue-
rungsmethoden; 

• Optimierung des Eisenbahn-Bundesamtes, ins-
besondere durch Prozeßorientierung und Straf-
fung der Organisationsstruktur von Zentrale 
und Außenstellen; 

• Optimierung des Luftfahrt-Bundesamtes, insbe-
sondere durch Anpassung der Aufgabenstel-
lung, Änderung der Aufbauorganisation, Neu-
gestaltung der betrieblichen Aufsicht über 
deutsche Luftfahrtunternehmen und Verbesse-
rung der Geschäftsprozesse einschließlich der 
IT-Unterstützung. 

Die Umsetzung aller Reformmaßnahmen wird vom 
„Stab für die Reform der Bundesverkehrsverwal-
tung" gesteuert und koordiniert, der dem Staatsse-
kretär unterstellt ist. Ziel ist die Straffung der Or-
ganisationsstrukturen und eine Neuausrichtung 
der Behörden als öffentliche Dienstleister, die ihre 
Leistungen kundenorientiert, zügig, sachgerecht, 
rechtmäßig und kostengünstig erbringen. 

Ein weiteres umfassendes Beispiel ist schließlich 
die Straffung der Bundesabteilungen der Oberfi-
nanzdirektionen: 

Der Auftrag, die konzeptionellen Überlegungen 
und die Ziele der Straffung der Mittelinstanz der 
Bundesfinanzverwaltung wurden bereits im ersten 
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Bericht des Aktionsprogramms dargestellt. Nach 
einem umfassenden Abstimmungsprozeß, in den 
die Länder, Personalvertretungen der betroffenen 
Behörden, Verbände und Wirtschaftsbeteiligten 
einbezogen wurden, hat der Bundesminister der 
Finanzen im Februar 1998 über die Straffung der 
gegenwärtig bestehenden 21 Zoll- und Ver-
brauchsteuer- sowie 16 Bundesvermögensabtei-
lungen bei den bundesweit 21 Oberfinanzdirek-
tionen entschieden. Die zum 1. August 1998 in 
Kraft tretende Umstrukturierung sieht nur noch 

- 8 Zoll- und Verbrauchsteuerabteilungen und 

- 8 Bundesvermögensabteilungen (vorüberge-
hend 9 wegen Berlin) vor, die langfristig 

- 8 Oberfinanzdirektionen 

zugeordnet werden. Der Bund wird zunächst in 
den Oberfinanzdirektionen Bremen, Düsseldorf, 
Frankfurt  am Main, Kiel, München, Münster, Saar-
brücken und Stuttgart  nicht mehr vertreten sein; 
sie werden damit zu reinen Landes-Oberfinanzdi-
rektionen, d. h. die Finanzverwaltung des Landes 
wird in diesen Bereichen auch in der Mittelinstanz 
von der des Bundes organisatorisch getrennt. Wei-
tergehende Einzelheiten können dem Straffungs-
konzept vom 5. Februar 1998 entnommen werden. 

Zur Umsetzung des Straffungskonzeptes hat das 
Bundesministerium der Finanzen den Oberfinanz-
direktionen einen organisatorischen und personal-
wirtschaftlichen Rahmen vorgegeben, auf dessen 
Grundlage die aufnehmenden Oberfinanzdirektio-
nen in Abstimmung mit den abgebenden Oberfi-
nanzdirektionen bis Mitte 1998 Feinkonzepte zu 
erarbeiten haben. An den aufzugebenden Stand-
orten werden bis zu 5 Jahren Außenstellen beibe-
halten, die es ermöglichen, die Organisationsmaß-
nahmen auf der Basis eines partnerschaftlichen 
Dialogs mit allen Betroffenen und deren Interes-
senvertretungen sozialverträglich umzusetzen. 

Mit verbesserten Serviceleistungen für die Bürger 
und die Wirtschaft vor Ort durch eine Reduzierung 
der Verwaltungsbürokratie und Stärkung der örtli-
chen Fachinstanz ist die Straffung der Bundesab-
teilungen der Oberfinanzdirektionen ein Beitrag, 
die Verwaltung durch Verschlankung ihrer Struk-
turen insgesamt effizienter zu machen. 

Weitere Beispiele: 

• Im Geschäftsbereich des Bundesministeriums 
des Innern werden im Wege eines Benchmar-
kings zunächst alle Aufgabenbereiche der Zen-
tralabteilungen des Geschäftsbereiches bis En-
de 1998 auf mögliche Optimierungen unter-
sucht. 

• Beim Deutschen Patentamt wird zur effektive-
ren Nutzung der modernen Informationstechno-
logie die gesamte Arbeits- und Ablauf organisa-
tion umfassend geprüft und neustrukturiert. 
Das auf ca. zehn Jahre angelegte Reorganisati-
onsprojekt „DPA 2000" wurde 1997 in Angriff 
genommen und wird mit Hilfe externer Berater 
durchgeführt. 

• Die zum 1. Januar 1998 im Geschäftsbereich 
des Bundesministeriums für Wi rtschaft gegrün-
dete Regulierungsbehörde für Telekommuni-
kation und Post wird gegenwärtig durch ein ex-
ternes Beratungsunternehmen mit dem Ziel der 
Aufgabenstraffung und Effizienzsteigerung un-
tersucht. Bestandteil der Aktivitäten sind auch 
eine Personalbedarfsermittlung sowie die Straf-
fung der zahlreichen Dienst-/Außenstellen. 
Darüber hinaus werden Möglichkeiten weiterer 
Privatisierungen, die über bereits erfolgte Priva-
tisierungen aus dem Bereich des ehemaligen 
Amtes für Zulassungen in der Telekommunika-
tion hinausgehen, geprüft. 

• In der Bundesanstalt für Landwirtschaft und 
Ernährung (BLE) wird von einem externen 
Unternehmen eine Organisationsuntersuchung 
durchgeführt, und zwar Untersuchung der 
Ablauforganisation in allen Organisationsein-
heiten sowie analytische Stellenbewertung und 
-bemessung. 

• Organisations- und Geschäftsprüfungen wer-
den für die Zoll- und Bundesvermögensverwal-
tung von den Oberfinanzdirektionen durchge-
führt. Auf der Grundlage der Ergebnisse der Or-
ganisations- und Geschäftsprüfung wird der 
Personalbedarf grundsätzlich nach dem Schlüs-
selverfahren ermittelt und fortlaufend über-
prüft. 

• Im Bundesversicherungsamt wurde mit Hilfe 
externer Berater mit einer umfassenden Unter-
suchung der Aufbau- und Ablauforganisation 
und der Personalbedarfsermittlung begonnen. 
Für eine Abteilung liegen bereits Ergebnisse 
vor, mit der Umsetzung der Empfehlungen wur-
de begonnen. In einer weiteren Abteilung ha-
ben die Untersuchungen der Aufbau- und Ab-
lauforganisation in den Bereichen Bundesmittel 
und Zahlstelle sowie Mutterschaftsgeldstelle zu 
einer Aufgabenverlagerung und Auflösung der 
betreffenden Organisationseinheit geführt. 

• In der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Ar-
beitsmedizin hat eine Untersuchung der Wis-
senschaftsbereiche begonnen, die durch ex-
terne Berater unterstützt werden soll. Hierdurch 
sollen weitere fusionsbedingte Synergieeffekte 
ermittelt werden. Die Ergebnisse sollen noch 
1998 umgesetzt werden. 

• In der Bundesausführungsbehörde für Unfall-
versicherung wurde mit einer umfassenden in-
ternen Organisationsuntersuchung begonnen. 
Ziel ist die Einrichtung von Fachbereichen zur 
Bearbeitung besonderer Rechtsmaterien, die 
Zusammenfassung von Bereichen mit dem Ziel 
der ganzheitlichen Bearbeitung und die Redu-
zierung von Bearbeitungs- und Durchlaufzei-
ten. Erste Ergebnisse liegen bereits vor, mit der 
Umsetzung wurde begonnen. 

• Aus dem Bundesamt für Wehrverwaltung 
(BAWV) sind Aufgaben der Informationstechnik 
herausgelöst und zur Verbesserung der Effizi-
enz im Bundesamt für Wehrtechnik und Be- 
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schaffung (BWB) konzentriert worden. Das 
BAWV nimmt damit nur noch zentrale Aufga-
ben wahr, die zur Wahrung einheitlichen Ver-
waltungshandelns der überregionalen Koordi-
nierung bedürfen. Das Bundesamt selbst wurde 
von bislang 7 auf 4 Abteilungen reduziert. 

• Der Rüstungsbereich ist grundlegend reorgani-
siert worden. Die Hauptabteilung Rüstung wur-
de auf die ministeriellen Kernaufgaben „Pla-
nung, Lenkung und Kontrolle " ausgerichtet, die 
Managementverantwortung für Rüstungsvorha-
ben dem nachgeordneten Rüstungsbereich, 
d. h. dem Bundesamt für Wehrtechnik und Be-
schaffung (BWB) als Managementzentrale und 
seinen Dienststellen übertragen. Aufbauorgani-
sation und Abläufe wurden gestrafft. Schlankes 
Management und straffe Abläufe ermöglichen 
schnellere Entwicklungs- und Beschaffungszei-
ten sowie kosteneffizientes Verhalten auf allen 
Ebenen. 

• Seit 1995 sind die Abteilungen der Wehrbe-
reichsverwaltungen einlinig organisiert (Weg-
fall einer Hierarchieebene). Die Anzahl der De-
zernate wurde reduziert. Die Außenstellen der 
Wehrbereichsverwaltungen wurden aufgelöst, 
ihre Aufgaben in die Wehrbereichsverwaltun-
gen verlagert. Auch die in den Hauptstädten 
der Länder Brandenburg, Mecklenburg-Vor-
pommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thü-
ringen zunächst eingerichteten Landesstellen 
wurden bis Juni 1996 aufgelöst. 

• Im Bundesamt für den Zivildienst wurden mit 
Unterstützung einer externen Beratungsfirma 
Organisationsuntersuchungen durchgeführt, 
die die Datenbankstrukturen der bestehenden 
DV-Systeme und die Arbeitsabläufe umfaßte. 
Hierbei erkannte Verbesserungsmöglichkeiten 
wurden in das Projekt zur Umstellung der 
Arbeitsabläufe auf die Dialogbearbeitung ein-
gebracht. Darüber hinaus werden die Arbeits-
abläufe der verschiedenen Aufgabenbereiche 
regelmäßig auf ihre Notwendigkeit und Effekti-
vität überprüft. Auf diese Weise wurde z. B. die 
Zuständigkeit der Anerkennungsreferate nach 
Geburtsmonaten und -tagen der Kriegsdienst-
verweigerer neu geordnet; jedes Anerken-
nungsreferat ist nun für drei Geburtsmonate 
zuständig. Vor der Umstellung war die Zustän-
digkeit nach Kreiswehrersatzämtern geregelt. 
Außerdem wurde die Vorprüfung der von den 
Kreiswehrersatzämtern eingehenden Akten in 
die Anerkennungsreferate verlagert. 

b) In zahlreichen Fällen haben Organisationsmaß-
nahmen zu Reduzierungen, Fusionen oder Auflö-
sungen von Behörden geführt. Außenstellen 
konnten in erheblichem Umfang reduziert wer-
den: 

• Beim Deutschen Archäologischen Institut 
wurden nach interner Überprüfung folgende 
Maßnahmen ergriffen: Zusammenfassung ver-
schiedener Stationen zur Orientabteilung, 
Schließung der Außenstelle Lissabon und Ver-

ringerung des ständig im Ausland stationierten 
Personals. 

• Im Geschäftsbereich des Bundesministeriums 
des Innern wurden im Zeitraum von 1991 bis 
1998 bisher insgesamt 282 Standorte aufgelöst. 
Die Anzahl der in Auflösung befindlichen 
Dienststellen beläuft sich auf 23. 

• Auflösung von 22 Bundesvermögensämtern 
(von bis dahin 60 Ämtern); 

• Reduzierung der Zollämter von 760 (1991) um 
292 auf 468 (1998); 

• Fusion des Bundesamtes für Ernährung und 
Forstwirtschaft mit der Bundesanstalt für Land-
wirtschaftliche Marktordnung zur Bundesan-
stalt für Landwirtschaft und Ernährung (BLE) 
zum 1. Januar 1995. 

• Das im Jahr 1996 vom Bundesministerium für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten erarbei-
tete Rahmenkonzept zur Erfüllung der Aufla-
gen des Kabinettbeschlusses vom 7. Februar 
1996 sieht bis zum Jahr 2005 folgende Maßnah-
men vor: 

- Reduzierung der Bundesforschungsanstalten 
von 11 auf 8, 

- Reduzierung der Institute von 85 auf 56, 

- Reduzierung der Standorte von 54 auf 29, 

- Reduzierung der Stellen von ca. 3 500 auf 
2 600. 

• Neuorganisation der Bundesforstverwaltung, 
Reduzierung der Zahl der Bundesforstämter 
voraussichtlich von 52 auf 36 und der Forstre-
viere von 323 auf rund 280. 

• Fusion der Bundesanstalt für Arbeitsschutz 
(BAU) in Dortmund mit der Bundesanstalt für 
Arbeitsmedizin (BAfAM) in Berlin zur Bundes-
anstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin 
(BAuA) mit Hauptsitz in Do rtmund. 

• Reorganisation des Geschäftsbereichs des Bun-
desministeriums der Verteidigung. Reduzie-
rung z. B. der 

- Kreiswehrersatzämter von 123 auf 83, 

- Standortverwaltungen von 203 auf 124, 

- Bundeswehrfachschulen von 27 auf 21, 

- Bundeswehrverwaltungsstellen im Ausland 
von 7 auf 6, 

- Wehrbereichsverpflegungsämter von 6 auf 4, 

- Rechenzentren von 17 auf 6, 

- Abteilungen Verwaltung in den Streitkräften 
von 47 auf 31, 

- Truppenverwaltungen von 751 auf 404, 

- ,Bundeswehrkrankenhausverwaltungen von 
14 auf 10. 

Darüber hinaus wurden 
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- 1997 die 7 Wehrbereichsgebührnisämter 
aufgelöst und die Aufgaben des Gebührnis-
wesens organisatorisch in die Wehrbereichs-
verwaltungen eingegliedert, damit wurden 
der Regieaufwand reduziert, Synergieeffekte 
genutzt; 

- die Zahl der Truppendienstgerichte bereits 
im Jahr 1992 durch Auflösung des Truppen-
dienstgerichts Mitte von 3 auf 2, die Zahl der 
Truppendienstkammern von 22 auf 16 redu-
ziert; 

- die Dienststellen des Leiters des Musterprüf-
wesens für Luftfahrtgerät der Bundeswehr in 
München und die Beschaffungsstelle der 
Bundeswehr aufgelöst; 

- das Wehrwissenschaftliche Institut für Mate-
rialuntersuchungen (WIM) und das Bundes-
institut für Chemisch-Technische Untersu-
chungen beim BWB (BICT) zum Wehrwissen-
schaftlichen Institut für Werk-, Explosiv- und 
Betriebsstoffe (WIWEB) zusammengelegt. 

• Straffungen im Geschäftsbereich des Bundes-
ministeriums für Verkehr: 

• Im Zuge der Reform der Wasser- und Schiff-
fahrtsverwaltung ist die Zahl der Dezernate bei 
den 7 Wasser- und Schiffahrtsdirektionen um 
bis zu 50 % reduziert worden. Die 6 Wasserstra-
ßen-Maschinenämter werden aufgelöst und 

ihre Aufgaben auf andere Behörden der Was-
ser- und Schiffahrtsverwaltung verlagert. Des 
weiteren wird die Außenstelle Berlin der Bun-
desanstalt für Gewässerkunde aufgelöst unter 
Zusammenlegung mit dem Hauptsitz in 
Koblenz. 

• Auflösung der Außenstelle Berlin der Bundes-
anstalt für Straßenwesen durch Zusammenle-
gung mit dem Hauptsitz in Bergisch Gladbach. 

• Auflösung von 5 Außenstellen des Bundesamtes 
für Güterverkehr. 

• Fusion der Bundesbaudirektion mit der Bundes-
forschungsanstalt für Landeskunde und Raum-
ordnung zum Bundesamt für Bauwesen und 
Raumordnung (BBR) zum L Januar 1998, bei 
gleichzeitiger Verringerung der Zahl der Refe-
rate um rund ein Drittel sowie Rückführung des 
Stellenplans. 

• Eingliederung der früheren Biologischen Bun-
desanstalt Helgoland (unmittelbarer Geschäfts-
bereich des BMBF) in die Alfred-Wegener-Stif-
tung für Polar-Meeresforschung. 

(Aufzählung nicht abschließend) 

c) Vielfach werden parallel zu oder gemeinsam mit 
Organisationsuntersuchungen Personalbedarfs-
berechnungen durchgeführt: 

Personalbedarfsberechnung 

1 ) Beim Umweltbundesamt. 
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Bei der hier gezogenen aktuellen Bilanz der Ver-
schlankung der Bundesverwaltung muß beachtet 
werden, daß viele Behörden - zum Teil eini-
gungsbedingt, zum Teil aufgrund der Auflösung 
anderer Behörden oder Ministe rien - zusätzliche 
Aufgaben und Personal erhalten haben. Trotz-
dem konnte der Personalbestand des Bundes, 
der nach der Wiedervereinigung von rund 
300 000 Bediensteten im Jahr 1989 auf 381000 

im Jahr 1992 angestiegen war, mit dem Stand 
Bundeshaushalt 1998 bereits auf rund 310100 
Planstellen/Stellen reduziert werden. In der ge-
samten Bundesverwaltung beträgt die Stellen-
einsparung damit über 8 Jahre ca. 2,4 % p. a. 
Das Verteidigungsressort hat hierzu mit seinem 
Personalabbau (ohne Soldaten) von rund 57 000 
Stellen einen erheblichen Beitrag (rund 85 %) 
geleistet. 

Die bisherige Bilanz: 

Verschlankung der Strukturen der Geschäftsbereiche der Bundesministerien 

Realisierungsgrad 

Anzahl der Behörden 
des Geschäftsbereiches 

Stellen 

Geschäftsbereich 1991 1998 1991 1998 

AA 1 1 245 1) 256 

BMI  28 25 2.3) 51609 57 411 g) 

BMJ 2 2 3181 2 813 

BMF 28 30 5) 51246 48 813 5) 

BMWi 6 8 5125 7 404 6) 

BML 14 13 5 470 4 780 

BMA 4 3 1074 1172,5 7) 

BMVg 429 282 192 335 134 422 

BMFSFJ 2 2 823 1 065 8) 

BMG  4 6 9) 2 328 2 352 9) 

BMV 71 10)  71 30 278 11 ) 24 312 

BMU 3 3 1553 1849 12) 

BMBau 2 1 690 645 

BMBF 4 3 229 90 

Summe 598 450 346186 287 384,5 

1) Höchste Stellenanzahl 1992: 273. 

2) Auflösung des Bundesverbandes für den Selbstschutz, der Bundesaufnahmestellen (für Übersiedler), Gesamtdeutsches Insti-
tut — Bundesanstalt für gesamtdeutsche Aufgaben. 

3) Der BGS wurde als eine Behörde gerechnet. 

4) Erhöhung durch BGS, BKA, BStU und BAFl. 

5) Einschl. Errichtung des Zollkriminalamtes und Errichtung des Bundesaufsichtsamtes für den Wertpapierhandel. 

6) Erweiterung des Geschäftsbereiches durch Gründung des Bundesausfuhramtes zum 1. Ap ril 1992 und der Regulierungsbe-
hörde für Post und Telekommunikation zum 1. Januar 1998. 

7) Stellenzuwachs durch Übertragung neuer Aufgaben. 

8) Stellenzuwachs beim Bundesamt für den Zivildienst wegen im Vergleichszeitraum um ca. 90 % gestiegenen Kriegsdienstver-
weigerungsanträgen und Zivildienstleistenden. 

9) Erhöhung durch Einrichtung von 3 neuen Bundesoberbehörden nach Auflösung des Bundesgesundheitsamtes; Zuwächse im 
Stellenbestand durch Übertragung neuer Aufgaben, vor allem für die Bereiche „Sicherheit von Blut/Blutprodukten" und „Zu-
lassung von Arzneimitteln". 

10) 1993 Auflösung der BFS im Rahmen der Privatisierung der Flugsicherung und 1994 Einrichtung des EBA im Rahmen der 
Bahnstrukturreform. 

11) 1993 = 25464 und 1994 = 26983 Stellen. 

12) Außenstellen- und Stellenzuwächse durch Aufgabenübertragung nach § 50 BHO (BfS, ODL-MeBnetz), Eingliederung des In-
stituts für Wasser-, Boden- und Lufthygiene aus dem Geschäftsbereich des BMG in das Umweltbundesamt und einigungsbe-
dingte Zuwächse beim BfN. 
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3. Neue Steuerungs- und Führungsinstrumente in 
der Bundesverwaltung 

Wie in den Ministerien, so ist auch in den Geschäfts-
bereichen die Einführung neuer Steuerungs- und 
Führungsinstrumente unverzichtbarer Bestandteil ei-
ner umfassenden Verwaltungsmodernisierung. 

Die folgenden Tabellen verdeutlichen, daß die nach-
geordnete Bundesverwaltung auch bei der Einfüh-
rung neuer Steuerungs- und Führungsinstrumente 
auf dem eingeschlagenen Weg schon ein gutes Stück 
vorangekommen ist. 

a) Ausgangspunkt ist häufig die Schaffung eines 
Leitbildes: 

Steuerungs- und Führungsinstrumente: Leitbild 

1) 2 Behörden wegen geplanter Auflösung nicht berücksich-
tigt. 

2) Prüfung im Zusammenhang mit KLR. 

Die Entwicklung eines Leitbildes erfolgt in der Re-
gel im Zusammenhang mit der Einführung von 
Kosten-/Leistungsrechnung, Controlling oder 
Qualitätsmanagement in den Behörden sowie bei 
einer strategischen Neuausrichtung der Behörden. 
Für solche Maßnahmen ist das Leitbild ein wichti-
ger Ausgangspunkt. Auf diese Weise ist z. B. das 
Leitbild der Bundesanstalt für Arbeit das Leitbild 
beim Deutschen Wetterdienst oder das Leitbild im 
Bundesverwaltungsamt entstanden. 

Beispielhaft ist hierfür als Gesamtmaßnahme die 
Restrukturierung der Bundesanstalt für Material-
forschung und -prüfung (BAM) in Berlin darge-
stellt: 

Wesentliche Bestandteile dieses Projektes waren 
auf der Grundlage eines durch einen externen Be-
rater erstellten Organisationsgutachtens: 

• die Formulierung eines Leitbildes („Sicherheit 
und Zuverlässigkeit in Chemie- und Mate rial-
technik") 

• die Entwicklung einer Kosten- und Leistungs-
rechnung und 

• die Einführung von internem und externem 
Controlling. 

Mit der Entwicklung eines Leitbildes wird es zu-
künftig der BAM besser gelingen, sich auf ihre 
Kernkompetenzen zu konzentrieren. Aufbauend 
auf die in der Einführung befind liche Kosten- und 
Leistungsrechnung ermöglicht ein internes Be-
richtswesen eine verbesserte Information der Lei-
tung dieser Behörde und damit eine Verbesserung 
der strategischen Steuerung der Aktivitäten (inter-
nes Controlling). Der Optimierung des externen 
Controllings dienen die Restrukturierung des Ku-
ratoriums der BAM sowie eine Neuorientierung 
bei der Ausübung der Fachaufsicht durch das 
BMWi (beispielsweise sollen künftig Zielvereinba-
rungen fachaufsichtliche Einzeleingriffe ersetzen). 
In der Physikalisch-Technischen Bundesanstalt 
(PTB) und der Bundesanstalt für Geowissenschaf-
ten und Rohstoffe (BGR) sind entsprechende Akti-
vitäten begonnen worden; die bei der Neuord-
nung der BAM gewonnenen Erkenntnisse werden 
hierbei genutzt. 

b) Als wesentlicher Bestandteil modernen Verwal-
tungsmanagements wird die Einführung von Con-
trolling in der gesamten Bundesverwaltung vor-
angetrieben. Bei der Umsetzung wird in der Regel 
ein ganzheitlicher Ansatz unter Einbeziehung der 
Kosten- und Leistungsrechnung (KLR) gewählt: 

Steuerungs- und Führungsinstrumente: 
Controlling/Kosten- und Leistungsrechnung 

1) 2 Behörden wegen geplanter Auflösung nicht berücksich-
tigt. 

2) Soweit Fachaufgaben der Bundesvermögensverwaltung. 

3) Bis 2004; davon 220 bis Ende 1998. 

4) In Dienststellen der Streitkräfte und der Bundeswehrverwal-
tung. 
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Alle Ressorts fördern diesen Prozeß. Einige Bei-
spiele: 

• Das Bundesministerium des Innern wird bis 
zum Jahr 2001 in allen Behörden des Geschäfts-
bereichs KLR einführen: 

- Das Bundesamt für Sicherheit in der Infor-
mationstechnik setzt als erste Behörde des 
Geschäftsbereichs des BMI seit 1. Januar 
1998 KLR im flächendeckenden Wirkbetrieb 
ein. 

- In der Fachhochschule des Bundes wird zur 
Zeit ein Einführungspilotprojekt des BMF 
aufgebaut. Der Beginn der Pilotphase ist für 
Ende 1998 vorgesehen. 

- Das Bundesverwaltungsamt hat im August 
1996 ein Controlling-Referat eingerichtet, 
das die konzeptionellen Arbeiten für die Ein-
führung einer KLR inzwischen abgeschlossen 
hat. In Teilbereichen konnte das KLR-Kon-
zept bereits umgesetzt werden. Die Auswahl 
einer geeigneten KLR-Software soll noch in 
diesem Jahr erfolgen. Danach wird ein flä-
chendeckender KLR-Wirkbetrieb ab 1. Janu-
ar 1999 angestrebt. 

- Das Bundesamt für die Anerkennung aus-
ländischer Flüchtlinge hat im November 
1997 mit dem Aufbau einer KLR begonnen. 
Es ist geplant, Ende 1998 in einer ausgewähl-
ten Außenstelle des Bundesamtes KLR pro-
jektmäßig für den Produktfachbereich „Asyl-
verfahren" einzuführen. Vorgesehen ist, die 
Kosten für das Produkt „Asylbescheid" im 
Rahmen einer Prozeßkostenrechnung zu er-
mitteln. 

- Das Statistische Bundesamt hat 1997 - auch 
unter Verwendung der vom BMF herausge-
gebenen Standard - KLR - eine KLR aufge-
baut. Seit März 1998 befindet sich die KLR 
mit der Erfassung der Personalkosten im flä-
chendeckenden Wirkbetrieb. Im Jahr 1999 
soll die KLR um weitere Kostenarten ergänzt 
und als Grundlage für die Einführung eines 
Controlling genutzt werden. 

• Im Geschäftsbereich des Bundesministeriums 
der Finanzen wird bei der Oberfinanzdirektion 
Hamburg - Zollabteilung - seit dem 1. Juni 
1998 pilotweise die von BMF entwickelte Stan-
dard-KLR eingeführt. Es ist sichergestellt, daß 
die Ergebnisse auf die gesamte Bundeszollver-
waltung übertragbar sind. In der Bundesvermö-
gensverwaltung (BVV) wurde bereits 1995 da-
mit begonnen, stufenweise eine KLR in allen 
Fachaufgabenbereichen einzuführen. Gestartet 
wurde mit einem Probelauf beim Produkt 
„Wohnungsverwaltung" mit über 100000 bun-
deseigenen Wohnungen. Inzwischen ist die 
KLR in der BVV bei allen Fachaufgaben mit 
über 60 Produkten eingeführt. Die daraus ent-
wickelten rund 200 Kennzahlen ermöglichen 
eine deutliche Optimierung der Steuerung des 
Verwaltungshandelns. Daneben entwickelt die 
BVV z. Z. für alle Resso rts - nach dem Grund-

satz „Einer für alle" - eine KLR für das Produkt 
„Bereitstellung, Verwaltung und Bewirtschaf-
tung von dienstlich genutzten Liegenschaften". 
Dabei kann die BVV auf die Erfahrungen der 
Einführung der KLR bei der Liegenschaftsver-
waltung des Allgemeinen Grundvermögens zu-
rückgreifen, so daß voraussichtlich bereits Ende 
des Jahres eine KLR für dieses Produkt zur Ver-
fügung steht. 

• Im Geschäftsbereich des Bundesministeriums 
für Arbeit und Sozialordnung wurde bei der 
Bundesausführungsbehörde für Unfallver-
sicherung ein Berichtswesen eingeführt, um 
flexibel auf veränderte Rahmenbedingungen in 
den Fachbereichen der gesetzlichen Unfallver-
sicherung reagieren zu können. So wurde eine 
zeitnahe Anpassung der entsprechenden Res-
sourcen gewährleistet, um Liege- und Durch-
laufzeiten zu minimieren. 

• Bei der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und 
Arbeitsmedizin wurde eine Projektgruppe 
„Controlling" eingerichtet, die langfristig die 
Kosten- und Leistungsrechnung einführen und 
begleiten soll. 

• Im Bundesversicherungsamt und in der Bun-
desausführungsbehörde für Unfallversiche-
rung wurde jeweils ein Referat „Innenrevision" 
eingerichtet. Die Referate haben die Aufgabe, 
die Kosten- und Leistungsrechnung einzufüh-
ren und ein internes Steuerungs- und Control-
lingkonzept aufzubauen. Die Referate sind fer-
ner zuständig für die Korruptionsbekämpfung. 

• Das Bundesministerium .der Verteidigung wird 
bis 2004 in ca. 800 Dienststellen des Geschäfts-
bereichs Kosten- und Leistungsverantwortung 
(KLV) einführen, davon bis Ende 1998 in 220 
Dienststellen. Mit der Einführung der KLV in 
den Dienststellen wird ein dienststelleninternes 
Controlling eingerichtet. Die KLV-Ausbildung 
für Führungs- und Fachpersonal erfolgt an Aka-
demien/Schulen der Bundeswehr. 

• Im Geschäftsbereich des Bundesministeriums 
für Verkehr ist bei allen Behörden die Einfüh-
rung einer KLR vorgesehen. Beim Deutschen 
Wetterdienst ist die KLR bereits seit Anfang 
1997 im Wirkbetrieb, beim Eisenbahn-Bundes-
amt ist die Aufnahme des Wirkbetriebes im 4. 
Quartal 1998 und beim Kraftfahrt-Bundesamt 
für Anfang 1999 vorgesehen. 

• Mit Unterstützung des Bundesministeriums für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit hat, 
beim Umweltbundesamt ein vom Bundesmini-
sterium der Finanzen unterstütztes Pilotprojekt 
zur Einführung der Kosten- und Leistungsrech-
nung begonnen. 

• Im Bundesamt für den Zivildienst werden be-
reits in diesem und im kommenden Jahr Mitar-
beiter und Mitarbeiterinnen auf die Einführung 
der standardisierten KLR durch geeignete 
Schulungsmaßnahmen vorbereitet. Nach der-
zeitiger Planung werden die Umstellungsarbei- 
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ten im Jahr 2000 mit externer Unterstützung er-
folgen. 

Der Aufbau einer Innenrevision ist auch in zahl-
reichen weiteren Behörden im Gange, u. a. im 
nachgeordneten Bereich von Bundesministerium 
für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau und 
Bundesministerium des Innern, wo die Innenrevi-
sion auf der Basis des Maßnahmepapiers „ Schlan-
ker Staat": Die nächsten Schritte im Zusammen-
hang mit der Reform der Bauverwaltung flächen-
deckend eingeführt werden soll. 

c) Um den durch Controlling ermöglichten ganzheit-
lichen Ansatz zur Unterstützung der administrati-
ven Leitung in Fragen der Planung und Steuerung 
umfassend zu realisieren, ist darüber hinaus auch 
eine ergebnisorientierte Steuerung durch Zielver-
einbarungen erforderlich. Der Realisierungsstand 
stellt sich für die nachgeordnete Bundesverwal-
tung wie folgt dar: 

Steuerungs- und Führungsinstrumente: 
Zielvereinbarung 

1) 2 Behörden wegen geplanter Auflösung nicht berücksich-
tigt. 

2) Bis 2004; davon 220 bis Ende 1998. 

3) In Dienststellen der Streitkräfte und der Bundeswehrverwal-
tung. 

4) Prüfung im Zusammenhang mit KLR. 

Im Bereich des Bundesministeriums des Innern 
sind die Fachaufsichtsreferate und die Behörden 
des Geschäftsbereichs aufgefordert, anhand einer 
vorgegebenen Struktur ihre Beiträge für die 
schriftlich zu fixierenden Zielvereinbarungen 
zwischen dem Ministerium und der jeweiligen 
nachgeordneten Behörde zu erarbeiten. Parallel 
dazu haben die Behörden begonnen, Zielver-
einbarungen zwischen den verschiedenen Hier-
archieebenen innerhalb einer Behörde zu planen 
bzw. vorzunehmen. 

Das Bundesministerium für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend hat begonnen, im Zuwen-
dungsbereich die Qualitätssicherung im Rahmen 
eines Qualitätsmanagements bei der Steuerung 
von Ressortmaßnahmen durch den Ausbau von 
Zielvereinbarungen vor allem im Bereich der 
Kinder- und Jugendhilfe voranzutreiben. Diese 
Zielvereinbarungen dienen dabei nicht nur der 
Verwaltungsvereinfachung, sondern sind ein 
wirksames Instrument, um die Zielerreichung, die 
Wirtschaftlichkeit und die Wirksamkeit der finan-
ziellen Förderung einzuschätzen. Im Verbund mit 
einem umfassenden Controllingsystem sind die 
Zielvereinbarungen Bestandteil des Qualitätsma-
nagements. 

d) Die durch das Haushaltsrechts-Fortentwicklungs-
gesetz eingeleitete Flexibilisierung der Haushalts-
wirtschaft soll durch die Einführung der dezentra-
len Ressourcenverantwortung betriebswirtschaft-
liche Managementkonzepte ermöglichen: 

Steuerungs- und Führungsinstrumente: 
Dezentrale Ressourcenverantwortung 

1) 2 Behörden wegen geplanter Auflösung nicht berücksich-
tigt. 

2) Weitere KLV-Dienststellen der Streitkräfte in 1999. 

3) KLV-Dienststellen der Streitkräfte. 

4) Prüfung im Zusammenhang mit KLR. 

e) Als Beispiele für die ganzheitliche Umsetzung sind 
hier die unterschiedlichen Projekte zum Qualitäts-
management bei der Bundesanstalt für Arbeit oder 
dem Bundesverwaltungsamt zu nennen. Sowohl 
die Effektivität und Wirtschaftlichkeit des Verwal-
tungshandelns als auch die Arbeitsmotivation und 
Zufriedenheit der Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter können durch Qualitätsmanagement erheblich 
gesteigert werden. Diese Wirkung entfaltet Quali-
tätsmanagement allerdings erst, wenn sich alle 
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Einflußgrößen für die angestrebte Qualität glei-
chermaßen an den Kunden, den Beschäftigten, 
den Prozessen und den Produkten orientieren. 
Kerngedanke ist hierbei die zielorientierte 
Verknüpfung aller Qualitätselemente zu einem 
kontinuierlichen Verbesserungsprozeß. Qualitäts-
elemente sind u. a. die Aufbau- und Ablauforga-
nisation, der bedarfsgerechte Einsatz von Informa-
tionstechnik, ein an den Qualitätszielen ausgerich-
tetes Personalmanagement und ein Führungs-
verhalten, das auf Kooperation, Delegation und 
Zielvereinbarungen basiert. 

Die Entwicklungsstufen beim Aufbau eines Quali-
tätsmanagements sind hier beispielhaft am Pilot-
projekt des Bundesverwaltungsamtes dargestellt. 
Die Konzeption eines Qualitätsmanagements ist 
im Bundesverwaltungsamt weitgehend abge-
schlossen. Seit etwa Mitte 1997 werden die ersten 
Schritte umgesetzt und bisherige qualitätsrele-
vante Aktivitäten intensiviert. Der systematische 
und integrative Ansatz ermöglichte ein schnelles 
Übergreifen des Qualitätsmanagements von der 
Pilotabteilung - Verwaltung und Einziehung von 
Darlehen nach dem Bundesausbildungsförde-
rungsgesetz - auch in andere Abteilungen. Die 
folgenden Meilensteine skizzieren den bisher zu-
rückgelegten Weg: 

• Erarbeitung eines Qualitätsleitbildes; 

• Beschreibung aufgabenbezogener Ziele mit In-
dikatoren zum Nachweis der Zielerreichung so-
wie Planung geeigneter Umsetzungsmaßnah-
men; 

• Umsetzung eines Informations- und Kommuni-
kationskonzeptes zur kontinuierlichen Informa-
tion und Orientierung der Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter über den Qualitätsmanagement-
Prozeß; 

• Weiterentwicklung und Probebetrieb des elek-
tronischen Dokumentenmanagementsystems 
Favorit; 

• Fortbildung von Führungskräften und Erarbei-
tung von Führungsleitlinien; 

• Entwicklung eines Personalentwicklungskon-
zeptes; 

• Definition von Produkten, die sowohl die Funk-
tion von Kostenträgem in der Kosten- und Lei-
stungsrechnung als auch die von Qualitätsträ-
gern gegenüber den „Abnehmern " überneh-
men; 

• Mitarbeiterbefragung zu den Themen: Arbeits-
zufriedenheit, Bewe rtung der Arbeitsplatzbe-
dingungen, 	Vorgesetzten-Mitarbeiter-Bezie-
hungen, Bearbeiter-Darlehensnehmer-Bezie-
hung, Wünsche und Erfahrungen; 

• Aufbau eines Controlling, das den Erreichungs-
grad aller Ziele, d. h. auch der Kostenziele, do-
kumentiert. Die hiermit geschaffene Transpa-
renz von Zielen, Leistungen und Kosten macht 
Steuerungsbedarf sichtbar und schafft gleich-
zeitig wichtige Voraussetzungen für die Einbe-

ziehung weiterer Modernisierungselemente wie 
die Budgetierung und die dezentrale Ressour-
cenverantwortung; 

• Aufbau eines Qualitätsmanagementhandbu-
ches, das auf den spezifischen Kommunikati-
onsbedarf zugeschnitten ist. Es dient als Nach-
schlagewerk am Arbeitsplatz, es unterstützt die 
Einarbeitung neuer Mitarbeiter, und es enthält 
den für alle verbindlichen „Fahrplan" für die 
noch umzusetzenden Maßnahmen. 

Im Bundesverwaltungsamt wurde und wird Quali-
tätsmanagement gemeinsam mit vielen Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern entwickelt und umge-
setzt. Die Erfahrung zeigt, daß nur so ein dauer-
hafter Prozeß abgesichert werden kann, da er im 
Selbstverständnis der Mitarbeiter und im Füh-
rungsverständnis der Führungskräfte wurzelt. 

III. Effizienzsteigerung durch Technologieein

-

satz in der gesamten Bundesverwaltung 
Die öffentliche Verwaltung ist auf ihrem Weg zu 
mehr Effizienz, zur Stärkung eines zielorientierten 
und wirtschaftlichen Handelns, auf den Einsatz mo-
derner Technologie angewiesen. Ziel der Bundesver-
waltung ist es daher, den raschen und zielgerichteten 
Vollzug des Übergangs zur Informationsgesellschaft 
durchzuführen. Bei optimalem Einsatz der Informati-
onstechnik wird es möglich, die eigentlichen Infor-
mationen ziel- und zeitgerecht in der erforderlichen 
Menge und Qualität bereitzustellen, zu bearbeiten 
und zu verwalten. Ein derartiger Einsatz der Informa-
tionstechnik in der Verwaltung geht über die bisher 
realisierten Anwendungsformen weitgehend hinaus 
und ist zentraler Aufgabenschwerpunkt eines zu-
künftigen Informationsmanagements. Dementspre-
chend hat die Bundesregierung in ihrem Maßnahme

-

papier „ Schlanker Staat": Die nächsten Schritte den 
Umstieg vom Papierdokument auf das beweissichere 
elektronische Dokument mit gesetzlicher digitaler Si-
gnatur im Behördenverkehr festgelegt. Durch die 
vollelektronische Absicherung auch beweiserhebli-
cher Vorgänge wie z. B. Steuerdaten - von der auto-
matischen Erfassung in Unternehmen bis zum elek-
tronischen Steuerbescheid kann in der Verwaltung 
und in der Wirtschaft ein erhebliches Rationalisie-
rungspotential erschlossen werden. Mit Artikel 3 des 
Informations- und Kommunikationsdienstegesetzes 
(Signaturgesetz) sind hier die rechtlichen Rahmenbe-
dingungen, die eine sichere On line-Kommunikation 
zwischen Behörden und Bürgern ermöglichen, ge-
schaffen worden. 

1. Verbesserte Rahmenbedingungen für IT Einsatz 

Mit den zwischen den Ressorts erarbeiteten „Emp-
fehlungen zur Nutzung elektronischer Kommunika-
tionssysteme unter Berücksichtigung der GGO I 
(GGO-IT)" sind die Voraussetzungen geschaffen, 
den elektronischen Dokumentenaustausch im Ge-
schäftsverkehr und gegenüber Dritten vorrangig ein-
zusetzen. Diese Empfehlungen befinden sich zur Zeit 
in einem Testverfahren der Bundesministerien. 
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Zur Erprobung der GGO-IT haben die Resso rts - 
orientiert an  ihren internen Belangen - ergänzende 
Regulierungen geschaffen, so haben z. B. mehrere 
Ressorts zur Vereinheitlichung der Behandlung elek-
tronischer Dokumente vorläufige Organisationshin-
weise entwickelt. Sie regeln den Versand, z. B. wann 
auf die zusätzliche Versendung von Papierdokumen-
ten verzichtet werden kann oder den Empfang (für 
offizielle Dokumente wurden Haus-, Abteilungs- und 
Referatsbriefkästen eingerichtet) bzw. die weitere 
Behandlung von elektronischen Dokumenten. 

Die nach Abschluß der Probephase der GGO-IT ge-
wonnenen Erkenntnisse werden dann in die vom 
Lenkungsausschuß beschlossene Gesamtnovellie-
rung der GGO mit einfließen. Die geplante Novellie-
rung der GGO wird sich jedoch nicht auf diesen Be-
reich beschränken, vielmehr soll die neue GGO unter 
Einbeziehung der begonnenen und geplanten Mo-
dernisierungsmaßnahmen ein von allen Mitarbeitern 
handhabbares Instrument zur Steigerung der Effizi-
enz innerbehördlicher Geschäftsabläufe und ressort-
übergreifender Zusammenarbeit werden. Zu diesem 

Zweck ist unter Federführung des Bundesministeri-
ums des Innern eine Arbeitsgruppe gebildet worden, 
die derzeit ein Rahmenkonzept der zukünftigen 
GGO erarbeitet. 

2. Optimierung der  IT-Infrastruktur 
a) Die Verbreitung von Arbeitsplatzcomputern (PC) 
hat die Grundlage für eine neue Form IT gestütz-
ter Kommunikation geschaffen, die Erreichbarkeit 
der Bediensteten im Bereich der obersten Bundes-
behörden über elektronische Post ist inzwischen 
weitgehend auf über 80 % - teilweise bis 100 %  - 
gestiegen. Verbesserungen in den Arbeitsabläu

-

fen, insbesondere im Zusammenhang mit einer 
Verkürzung der Transportzeiten, sind wirksam ge-
worden. Die Übermittlung von Dokumenten auf 
Papier oder per Fax konnte entsprechend redu-
ziert werden. 

Der derzeitige Realisierungsstand im Bereich In-
formationstechnik stellt sich in den Ministerien 
wie folgt dar: 

Informationstechnik 

1) IVBB-Realisierungsstand. 
2) Zusätzlich zentrale Dokumentenablage für alle Arbeitsplätze. 
3) Teilweise über referatsintern verfügbare APC. 
4) Zusätzlich zentrale Dokumentenablage für alle Arbeitsplätze. 
5) Zum Teil Profi-Netzwerk, im übrigen über Inte rnet. 
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Um die erhöhten organisatorischen und techni-
schen Anforderungen an die Kommunikation 
durch die Aufteilung der Regierungsfunktionen 
auf die Standorte Berlin und Bonn sowohl inner-
halb der Bundesregierung als auch zwischen der 
Regierung und den anderen Verfassungsorganen 
zu gewährleisten, wird der Informationsverbund 
Berlin-Bonn (IVBB) aufgebaut. Sein Ziel ist es, die 
uneingeschränkte Arbeitsfähigkeit der Verfas-
sungsorgane intern und untereinander zu gewähr-
leisten. Ein Anschluß an  den IVBB steht allen Bun-
deseinrichtungen in Bonn und Berlin ab Anfang 
1999 zur Verfügung; der Probebetrieb beginnt im 
August 1998. Der Verbund wird darüber hinaus 
als Ausgangsbasis für eine Kommunikationsinfra-
struktur der Bundesverwaltung dienen und in ei-
nen Informationsverbund der Bundesverwaltung 
einmünden. Mit den Arbeiten zu einem entspre-
chenden Konzept wurde begonnen. Die Ergeb-
nisse werden im Herbst vorliegen. 

Zur Förderung der Verbreitung moderner Techno-
logien im Bibliothekswesen der Bundesverwal-
tung hat das Bundesministerium des Innern 
zusammen mit der KBSt - eingeordnet in die Akti-
vitäten für den IVBB - eine Projektgruppe Multi

-

mediabibliothek ins Leben gerufen. Ziel dieser 
Projektgruppe ist u. a. die Unterstützung anste-
hender Projekte zur grundsätz lichen Modernisie-
rung der Bibliothek zunächst des BMI durch Mittel 
und Möglichkeiten der KBSt. Im Rahmen der Pro

-

jektarbeit gewonnene Lösungsansätze und Inhalte 
sollen im Sinne des Einer-für-Alle"-Prinzips dann 
für andere Ressorts verfügbar gemacht werden. 

Zur Erprobung neuer Formen der Unterstützung 
durch Informationstechnik (IT) wurde das Pilotsy-
stem DOMEA (Dokumentemnanagement und 
elektronische Archivierung im IT -gestützten Ge-
schäftsgang) gestartet. Es dient der Erprobung ei-
ner durchgängigen IT-Unterstützung der Vor-
gangsbearbeitung einschließlich Erstellung und 
Verwaltung von Schriftgut. Diese Form des Einsat-
zes von elektronischen Akten und Archiven ver-
spricht weitere erhebliche Fortschritte bei der Effi-
zienzsteigerung von Verwaltungsarbeit durch IT

-

Anwendung, nachdem in der Bundesverwaltung 
bei der Rationalisierung durch elektronische Kom-
munikation inzwischen deutliche Fortschritte er-
zielt worden sind. In diesem Zusammenhang ist 
auch der Beschluß des Lenkungsausschusses Ver-
waltungsorganisation . zur Schriftguterstellung 
bzw. -verwaltung (SGE/SGV) im Rahmen der  Um-
setzungsempfehlungen für Pilotprojekte in den 
Servicebereichen integriert worden. 

b) Anders als in den Ministerien sind in den nachge-
ordneten Bereichen der Bundesverwaltung je-
doch noch deutliche Unterschiede beim Einsatz 
moderner Informationstechnik - nicht zuletzt auf-
grund der Vielzahl sehr unterschiedlich struktu-
rierter Behörden - zu verzeichnen: 
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Informationstechnik 

1) Durchschnittswerte bezogen auf Behörden und nicht auf Arbeitsplätze. 
2) UBA = 70 %, davon 99 % Standardanwendungen. 
3) Angaben jeweils für BfN/BfS/UBA. 
4) Über Internet. 

Einige Behörden haben zwischenzeitlich sehr um-
fassende IT Konzepte rea lisiert, z. B. das Statisti-
sche Bundesamt, das Bundesaufsichtsamt für das  
Versicherungswesen, das Bundesaufsichtsamt für 
das Kreditwesen oder die Bundesanstalt für Geo-
wissenschaft und Rohstoffe. 

Im Bundesverwaltungsamt ist 1997 ein Pilotprojekt 
begonnen worden, um die Verwaltung und Einzie-
hung von BAFöG-Darlehen papierlos zu verwal-
ten. Hierbei sind Papierakten durch CD-ROM-

Technologie ersetzt und so Einsparungen in Höhe 
von 9,6 Mio. DM in den ersten vier Jahren ermög

-

licht worden, denen Investitionskosten in Höhe 
von 5,4 Mio. DM gegenüberstehen. Zur Zeit wird 
untersucht, inwieweit dieses Projekt auch über 
den bisher begrenzten Anwendungsbereich aus-
gedehnt werden kann, da es nicht nur im Ergebnis 
kostensenkend ist, sondern gleichzeitig den Ser-
vice für den Bürger spürbar verbessert. 

3. Arbeitsschritte zum Informationsmanagement 

Um den optimalen Einsatz der Informationstechnik 
weiter zu fördern, hat die Koordinierungs- und Bera

-

tungsstelle der Bundesregierung für Informa tions-
technik in der Bundesverwaltung (KBSt) unter Betei-
ligung des Interministeriellen Koordinierungsaus-
schusses für Informationstechnik (IMKA) in der Bun-
desverwaltung auf Bitte des Lenkungsausschusses 
Verwaltungsorganisation zum Thema ,,Verwaltungs-
modernisierung durch Informationstechnik und In-
formationsmanagement" berichtet. Die Darstellung 
behandelt zehn Arbeitsfelder. Als Ergebnis hat der 
Lenkungsausschuß die folgenden, aus diesem Be-
richt abgeleiteten und nach Arbeitsfeldern geglieder-
ten Maßnahmen verabschiedet: 

Arbeitsfeld 1: Rahmenbedingungen und Strategie 

Die IT-Richtlinien des Bundes sind bis Ende 1998 mit 
dem Ziel fortzuschreiben, auf der Grundlage einer 
IT-Strategie der Bundesverwaltung ein unter organi-
satorischen und technischen Gesichtspunkten effizi-
entes, zeitgemäßes und wirtschaftliches Verwal

-

tungshandeln zu gestalten. Die bereits beschlossene 
Neufassung der GGO sowie die weiteren Empfeh-
lungen dieses Berichts sind bei der genannten Fo rt

-schreibung geeignet einzubeziehen. 
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Arbeitsfeld 2: Infrastruktur 

Spätestens bis zum Umzugsbeginn ist eine geeignete 
Kommunikationsinfrastruktur - insbesondere hin-
sichtlich der Hausnetze von Liegenschaften oberster 
Bundesbehörden in Bonn - herzustellen, damit die 
zur Unterstützung der Regierungsarbeit notwendige 
Kommunikationsfähigkeit gegeben ist. Die techni-
schen Voraussetzungen für eine umfassende Nut-
zung des IVBB und für die Anwendungen Intranet, 
Client-Server-Applikationen, digitale Signatur sowie 
für komplexes Netzwerkmanagement- und Sicher-
heitsfunktionen sind zu schaffen. Entsprechend sind 
die IT Infrastrukturen in den Geschäftsbereichen 
auszubauen, soweit ein vergleichbarer Bedarf be-
steht. 

Arbeitsfeld 3: IT-Einsatz als Managementaufgabe 

In Bundesbehörden, vorrangig in den Ministerien, ist 
ein Informationsmanagement aufzubauen, das den 
Umgang mit der Ressource Information plant, koordi-
niert und durch Zielvorgaben sowie Erfolgsmessun-
gen steuert. Die Hausleitungen werden dem Informa-
tionsmanagement - gleichberechtigt wie den ande-
ren wesentlichen Aufgaben der Zentralabteilungen 
- ihr besonderes Augenmerk widmen. Weiterhin 
sind die Führungsbereiche in elektronische Ge-
schäftsabläufe einzubinden. 

Arbeitsfeld 4: IT und Organisation 

Der Lenkungsausschuß Verwaltungsorganisation er-
bittet die Überprüfung des Aufgabenverständnisses 
hinsichtlich der Koordination von Organisa tion, IT 
und Innerer Dienst mit dem Ziel der Optimierung 
von Organisa tion, Informationsmanagement, Infra-
struktur und Dienstleistungsangeboten. Hierzu sind 
bis März 1999 Analysen und Lösungsvorschläge vor-
zulegen. 

Arbeitsfeld 5: Zentrale und dezentrale Aufgaben-
wahrnehmung 

Mit der  IT-Strategie der Bundesregierung sind Orien-
tierungshilfen dafür zu entwickeln, welche Aufgaben 
vorrangig intern/extern bzw. welche dezentral und 
welche zentral wahrgenommen werden sollen. Er-
gebnisse der Prüfung des BRH zum Outsourcing sind 
zu berücksichtigen. 

Arbeitsfeld 6: Qualifizierung 

Das Aktionsprogramm zur weiteren Steigerung von 
Effektivität und Wirtschaftlichkeit in der Bundesver-
waltung weist der Fortbildung von Beschäftigten 
bereits einen deutlich höheren Stellenwert zu. IT 
Fortbildung muß in diesem Umfeld zum festen 
Bestandteil der jährlichen Arbeitsplanung für alle 
Bediensteten der Bundesverwaltung werden. Nach 
dem Maßnahmekatalog des Ersten Berichts und Fo rt

-schreibung des Aktionsprogramms zur weiteren Stei-
gerung von Effektivität und Wirtschaftlichkeit der 
Bundesverwaltung (Kernelement [4]) sind in jeder 
Behörde Fortbildungsmaßnahmen im Umfang von 
rund 1 % der Arbeitszeit einzuplanen. Dieser Ansatz 
sollte um weitere 1 % der Arbeitszeit für Fortbildung 

aus dem IT-Fortbildungsprogramm des Bundes er-
gänzt werden. 

In diesem Zusammenhang ist das Angebot in IT Fo rt
-bildung, auch durch den Einsatz Externer, bereits 

mittelfristig nachfragegerecht auszubauen. 

Arbeitsfeld  7: Standards und  Organisationsverein-
barungen 

Die TI-Ausstattung der Bundesverwaltung ist unter 
Wirtschaftlichkeitsgesichtspunkten zu harmonisie-
ren. Die KBSt legt dazu gemeinsam mit  den Ressorts 
die Standards und gegebenenfalls Produkte für alle 
Bereiche des IT Einsatzes fest, in denen Interoperabi-
lität und Kompatibilität aus organisatorischen, tech-
nischen oder wirtschaftlichen Gründen zu fordern ist. 

Die festgelegten Standards und Produkte sind zeit-
nah einzuführen. Anzustreben ist ein Zeitraum von 
möglichst zwölf Monaten für Bundesministerien und 
von zwei Jahren für die Geschäftsbereiche. Danach 
werden Änderungen nur noch „getaktet" durchge-
führt. 

Zur Behebung von Fehlern und Unzuläng lichkeiten 
beim Zusammenwirken von Komponenten, die den 
Festlegungen entsprechen, wirkt die KBSt als zentra-
le Clearingstelle. 

Ergänzend zu den technischen Festlegungen sind 
die erforderlichen organisatorischen (z. B. Aufbau 
von Adreßverzeichnissen) und geschäftsordnenden 
Vereinbarungen zu treffen. 

Alle Ressorts stellen Informationen, die für den effizi-
enten und wirtschaftlichen Geschäftsverkehr in der, 
Bundesregierung erforderlich sind (z. B. Adreßver

-

zeichnisse, Geschäftsverteilungspläne), aktuell und 
vollständig in elektronischer Form zur Verfügung. 
Die Aus- und Fortbildungseinrichtungen des Bundes 
werden dieses Vorhaben durch Schulungsangebote 
unterstützen. 

Arbeitsfeld 8: Beschaffung 

Die Beschaffungsgrundsätze der Bundesregierung 
müssen die IT-Strategie widerspiegeln. Standardfest-
legungen und Beschaffungen sind zu harmonisieren 
und aufeinander zu beziehen. Informationen über 
bestehende Verträge, einschlägige Festlegungen 
und zu berücksichtigende Standards sind der Bun-
desverwaltung geeignet zur Verfügung zu stellen, 
beispielsweise über das Intranet. 

Arbeitsfeld 9: Einer-für-Alle-Verfahren 

Der Lenkungsausschuß beschließt im einzelnen die 
Verbindlichkeit für Projekte nach dem Einer-für-Alle-
Prinzip gemäß Kabinettbeschluß vom 7. Februar 
1996. Die KBSt wird gemeinsam mit den Ressorts bis 
Sommer . 1998 eine Übersicht mit entsprechenden 
Aufgabenfeldern vorlegen und fortschreiben. BMF 
wird dieses Vorgehen gegebenenfalls durch Haus-
haltsmaßnahmen flankieren. 
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Arbeitsfeld 10: Reorganisation im Bereich Personal-
ausgaben des Bundes 

Die in Federführung des AA, BMF und BMI betriebe-
nen Projekte und Lösungsansätze im Bereich der Per-
sonalausgaben des Bundes sind als wichtige Reorga-
nisationsvorhaben der Bundesverwaltung fortzuent-
wickeln. Die entsprechenden Untersuchungen sind 
von allen Ressorts zu unterstützen. Parallel dazu set-
zen die Ressorts begonnene interne Optimierungs-
vorhaben fort . 

IV. Flexible Haushaltsführung in der Verwaltung 

Nicht nur vor dem Hintergrund finanzwirtschaft-
licher Zwänge ist bereits in der Vergangenheit 
verstärkt nach Möglichkeiten gesucht worden, die 
Leistungsfähigkeit und Wi rtschaftlichkeit der Ver-
waltung zu steigern und zu einem effizienteren Mit-
teleinsatz zu gelangen. In diesem Bemühen stellt die 
Flexibilisierung des Haushaltsverfahrens neben der 
Straffung der Aufbau- und Ablauforganisation sowie 
der motivations- und leistungssteigernden Reform 
des öffentlichen Dienstrechts ein wesentliches Ele-
ment dar. 

1. Modellvorhaben zur Erprobung flexibler Budge-
tierungsinstrumente 

Bereits seit 1995 erprobte die Bundesregierung mit 
einem Modellvorhaben flexible Budgetierungsinstru-
mente, das hauptsächlich durch umfängliche Dek-
kungsfähigkeit zwischen den einzelnen Haushalts-
positionen und durch die begrenzte Lockerung des 
Grundsatzes der Jährlichkeit gekennzeichnet war. 

Das Vorhaben wurde in folgenden Behörden durch-
geführt: bei dem Bundesamt für Sicherheit in der In-
formationstechnik, der Bundeszentrale für politische 
Bildung, dem Beschaffungsamt des Bundesministeri-
ums des Innern, dem Bundesamt für Zivilschutz, der 
Bundesanstalt Technisches Hilfswerk, der Bundesan-
stalt für Geowissenschaften und Rohstoffe, dem Bun-
dessortenamt und der Bundesausführungsbehörde 
für Unfallversicherung sowie im Bereich des Bundes-
ministeriums der Verteidigung. Außerdem wurden 
im Beschaffungsamt des Bundesministeriums des In-
nern, dem Bundesamt für Zivilschutz, der Bundesan-
stalt Technisches Hilfswerk sowie im Bereich des 
Bundesministeriums der Verteidigung flexible Be-
wirtschaftungsverfahren erprobt. 

Sowohl die Pilotbehörden als auch das Bundesmini-
sterium der Finanzen sind zu dem Ergebnis gekom-
men, daß das Modellvorhaben des Bundes zur Erpro-
bung flexibler Budgetierungsinstrumente ein positi-
ver Versuch war, neue Haushaltsinstrumente auf ihre 
Tauglichkeit hin zu überprüfen. Die Flexibilisie-
rungsinstrumente haben dazu beigetragen, durch 
die Dezentralisierung der Finanzverantwortung die 
Eigenverantwortung des jeweiligen Mittelbewirt-
schafters und damit auch die Motivation der Mitar-
beiter zu stärken. Die jeweiligen Beauftragten für 
den Haushalt der Pilotbehörden sind überwiegend 
dazu übergegangen, die erforderlichen Haushalts-
mittel für bestimmte Projekte auf die zuständigen Ar-
beitsbereiche zu übertragen. Diese dezentrale Be-

wirtschaftung der Haushaltsmittel führte zu einer 
stärkeren Identifikation des sachlich Verantwortli-
chen mit den ihm zur Verfügung stehenden Haus-
haltsmitteln. Die eingeräumten Handlungsspiel-
räume sorgten dafür, die Haushaltmittel mehr als bis-
her unter Kosten-Nutzen-Gesichtspunkten einzuset-
zen. Die als globale Minderausgaben im Bundes-
haushalt 1995 bis 1997 eingestellten Effizienzrendi-
ten wurden von allen Pilotbehörden erbracht. 

2. Dauerhafte Fortentwicklung des Haushaltsverfah-
rens 

Von diesen Verfahren ausgehend ist am 1. Januar 
1998 das Haushaltsrechts-Fortentwicklungsgesetz in 
Kraft getreten, das einen Mittelweg zwischen den 
Forderungen der Bewirtschafter nach größtmöglicher 
Freiheit und dem Interesse des Parlaments an strik-
ten Vorgaben geht. Mit ihm sind die Grundlagen für 
die Übertragung der positiven Erkenntnisse des Mo-
dellvorhabens auf alle Verwaltungen in Bund und 
Ländern geschaffen worden. Durch 

- Ausweitung von Deckungsmöglichkeiten, 

- Erweiterung der Möglichkeit zur Übertragung von 
Ausgaben über die Jahresgrenze hinweg, 

- Schaffen von Anreizen zur Erzielung von Mehr-
einnahmen, 

- aber auch durch die Einführung der Kosten- und 
Leistungsrechnung sowie der Verpflichtung zu 
Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen bei allen fi-
nanzwirksamen Maßnahmen 

wird die Basis für effektives, schwerpunktorientiertes 
und zugleich wirtschaftlich-sparsames Verwaltungs-
handeln begründet. 

Auf der Grundlage des neuen Rechts und mit der Er-
kenntnis der positiven Erfahrungen aus dem Modell-
vorhaben sind mit dem Bundeshaushalt 1998 die Fle-
xibilisierungsinstrumente auf die Verwaltungsberei-
che des Bundes, d. h. Behörden und Einrichtungen, 
deren Haushalt durch typische Verwaltungsausga-
ben geprägt sind, übertragen worden. Die Ermächti-
gung hierzu findet sich in § 5 des Haushaltsgesetzes 
von 1998. 

Insgesamt nehmen an diesem neuen und fortschrittli-
chen Haushaltsverfahren sämtliche Behörden ein-
schließlich der Verfassungsorgane und Gerichte der 
unmittelbaren Bundesverwaltung teil. Der Gesamt-
umfang der in die Flexibilisierung einbezogenen 
Ausgaben des Bundeshaushalts beträgt rund 
26,8 Mrd. DM, d. h. rund 6 % der Gesamtausgaben 
des Bundes. Die an der Flexibilisierung beteiligten 
Einrichtungen erbringen zusammen eine „Effizienz-
rendite" in Höhe von rund 453 Mio. DM. 

Für den Bereich der institutionellen Zuwendungs-
empfänger des Bundes können entsprechende Rege-
lungen getroffen werden. Dieses ist von den obersten 
Bundesbehörden teilweise umgesetzt worden. So hat 
z. B. das Bundesministerium für Bildung, Wissen-
schaft, Forschung und Technologie bei der Realisie-
rung des Kabinettbeschlusses vom 10. Juli 1996 mit 
den Leitlinien zur Umgestaltung der deutschen For- 
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schungslandschaft diese Möglichkeiten genutzt. Das 
Bundesministerium des Innern hat Verbesserungen 
und Verfahrenserleichterungen geschaffen durch: 

- Globalisierungen/Titelreduzierungen in den Wirt
-schaftsplänen von 44 Zuwendungsempfängern bis 

hin zu einem Titel je Hauptgruppe, 

- Verstärkungs- und Deckungsvermerke, 

- Zuweisung der Haushaltsmittel zur Selbstbewirt-
schaftung im Zuwendungsbereich in etwa 35 Fäl-
len, z. B. Erwerbs- und Ausstellungstitel, Denk-
malschutz und bei Eingliederungshilfen für Spät-
aussiedler gemäß § 9 Abs. 2 Bundesvertriebenen-
gesetz. 

3. Verbesserung durch kleine Schritte 

Neben dem „großen Wurf" des Haushaltsrechts-Fort-
entwicklungsgesetzes sind mit einer Vielzahl kleiner 
Schritte deutliche Fortschritte bei der Flexibilisierung 
und Vereinfachung im Haushaltsbereich erzielt wor-
den. Die bestehenden Möglichkeiten sind unter-
schiedlich genutzt worden. So sind z. B. aus dem Ge-
schäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 
zu nennen: 

• In begründeten Fällen sind weitere Verstär-
kungs-/Deckungsvermerke, z. B. beim Bundesar-
chiv und den Beschaffungen für die Bereitschafts-
polizeien der Länder, eingerichtet worden. 

• Durch den Deckungsvermerk „Einnahmen dek-
ken die Ausgaben" entsteht erstmalig Eigeninter-
esse an kostendeckenden Maßnahmen, da von der 
Höhe der Einnahmen die Ausgabenermächtigung 
abhängt. Beispiele hierfür sind die Projekte Denk-
malschutzprogramm „Dach und Fach", Haltung 
und Leasing der Luftrettungshubschrauber, der 
IT Sicherheitskongreß des Bundesamtes für Si-
cherheit in der Informationstechnik. 

• Bei Behörden mit der Möglichkeit der überjähri-
gen Verfügbarkeit erfolgt die Zuweisung von 
Haushaltsmitteln zur Selbstbewirtschaftung, wie 
z. B. beim Bundesarchiv, dem Bundesgrenzschutz 
und dem Bundesamt für Zivilschutz. In insgesamt 
15 Fällen wurde diese Möglichkeit gewahrt. 

Vergleichbare Erfolge werden im Verteidigungsres-
sort erzielt. In Ergänzung der im Haushaltsgesetz 
1998 eingeführten Instrumentarien einer flexibleren 
Haushaltsführung in den Verwaltungskapiteln wur-
de im Einzelplan 14 für die streitkräftespezifischen 
Ausgaben eine Titelgruppe in Kapitel 14 03 einge-
führt. Sie eröffnen in diesem Bereich eine vergleich-
bare Flexibilität, in dem die in der Titelgruppe veran-
schlagten Ausgaben durch Haushaltsvermerk für ge-
genseitig deckungsfähig und übertragbar erklärt 
werden. Anders als in den Verwaltungskapiteln sind 
Personalausgaben nicht in die Flexibilität einbezo-
gen. Den Erfordernissen des militärischen Bet riebs 
entsprechend enthält die Titelgruppe hingegen Aus-
gaben für die Materialerhaltung und für die Ausbil-
dung. 

Von besonderer Bedeutung in diesem Zusammen-
hang ist die Straffung der Titelstruktur. Durch kon-

sequente Verschlankung konnte die Zahl der im 
Druckstück des Bundeshaushalts ausgebrachten Ti-
tel von 11 569 im Jahr 1995 auf 8 130 im Jahr 1998 ge-
senkt und damit um 3 239 oder rund 30 % reduziert 
werden. Rein optisch wird dies schon durch die Re-
duzierung des Gesamtwerks Bundeshaushalt von 3 
auf 2 Bände sichtbar. Das Zusammenlegen von Titeln 
mit sinnverwandten Zweckbestimmungen und die 
Streichung unnötiger Erläuterungen waren hierbei 
die Haupthilfsmittel. Durch die Titelstraffung wurden 
die Transparenz und die Vergleichbarkeit des Haus-
halts mit anderen öffentlichen Haushalten nicht be-
einträchtigt, die Lesbarkeit und die Aussagekraft 
teilweise sogar erheblich verbessert. 

4. Verfahrensreduzierung 

Ein weiterer Schritt schließlich war, die bestehenden 
Verwaltungsvorschriften, insbesondere die Beteili-
gung des Bundesministeriums der Finanzen beim 
laufenden Haushaltsvollzug auf ihre Notwendigkeit 
und Vereinfachung zu überprüfen. Als Ergebnis sind 
die in den Verwaltungsvorschriften zur Bundeshaus-
haltsordnung festgelegten Betragsgrenzen deutlich 
angehoben worden. In der Regel wurden die Beträge 
zumindest verdoppelt. Im Rahmen der danach erwei-
terten Zuständigkeiten der Resso rts kann die Ent-
scheidungsverantwortung auch verstärkt auf nach-
geordnete Behörden delegiert werden. So konnte 
hierdurch z. B. in der Bewirtschaftung von Haushalts-
mitteln des Auswärtigen Dienstes von der Zentrale 
auf die einzelnen Auslandsvertretungen ein großer 
Teil der früher notwendigen Berichterstattung in die-
sem Bereich abgebaut werden. 

Unterstützt werden die Verwaltungsverfahren im 
Haushaltswesen zunehmend durch den Einsatz von 
Informationstechnik. Hierzu gehört beispielsweise 
das integrierte Haushalts- und Beschaffungssystem 
„HASY" . Ein weiteres Beispiel ist das vom Auswärti-
gen Amt entwickelte EDV-gestützte Zahlstellen- und 
Anordnungsprogramm (ZAPRO) ergänzt. Durch die 
Bearbeitung im EDV-Verfahren können Fehlerquel-
len früher ausgeschaltet und die Abläufe in der Zen-
trale und bei der Bundeskasse deutlich gestrafft wer-
den. 

5. Flexibilisierung im Personalbereich 

Des weiteren sind Personalausgaben ab 1998 dek-
kungsfähig und übertragbar. Im Rahmen eines Mo-
dellvorhabens beim Statistischen Bundesamt wird 
ab dem Haushaltsjahr 1998 ein Instrument zur Flexi-
bilisierung im Personalhaushalt erprobt, das eine fi-
nanzneutrale Veränderung des Stellenvolumens bei 
den Angestellten hinsichtlich einer Sollüberschrei-
tung begrenzt auf maximal 20 % des jeweiligen Solls 
der einzelnen Vergütungsgruppen zuläßt. Geänder-
ten Anforderungen an die Personalausstattung kann 
somit ohne Verzug durch Abwarten des Haushalts-
aufstellungsverfahrens entsprochen werden. 

6. Flexibilisierung der Hierarchieebenen 

Mit dem Aktionsprogramm und den in ihm veran

-

kerten Kernelementen ist u. a. auch festgelegt wor- 
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den, daß Hierarchiestufen abgebaut werden sollen 
(Kernelement [5]). Entsprechend dem Auftrag aus 
dem Lenkungsausschuß Verwaltungsorganisation - 
für die Flexibilisierung von Hierarchieebenen Mo-
delle zu entwickeln - werden gerade auch im Hin-
blick auf § 4 GGO I unter Zugrundelegung eines im 
Juni 1997 durchgeführten Workshops zu diesem The-
ma bei der Bundesakademie für öffentliche Verwal-
tung in einer kleinen Arbeitsgruppe die Möglichkei-
ten ausgelotet. 

Unabhängig davon haben die Resso rts begonnen, im 
Rahmen der vorhandenen Möglichkeiten die Hierar-
chieebenen zu flexibilisieren. So wird z. B. im Aus-
wärtigen Amt bereits seit geraumer Zeit mit hierar-
chisch flexiblen Arbeitsgruppen, Sonderstäben und 
Projektgruppen gearbeitet. Jüngste Beispiele sind 
der Arbeitsstab Controlling, der das Pilotprojekt 
„Controlling im Auswärtigen Dienst" in einem ge-
mischten Team aus Angehörigen des Auswärtigen 
Dienstes und Mitarbeitern eines externen Unterneh-
mensberaters durchführt, sowie die Projektgruppe 
„Umsetzung der Reorganisation der Zentrale", die 
innerhalb des Organisationsreferats gegründet wur-
de. Die Zusammenarbeit in diesen Teams funktio-
niert weitestgehend hierarchiefrei; jede Mitarbeite-
rin, jeder Mitarbeiter bearbeitet selbständig ein klar 
definiertes Aufgabengebiet, wobei die Ergebnisse im 
Team diskutiert und abgestimmt werden. 

Das BMWi hat in seiner Zielstruktur für Berlin die 
Gruppenorganisation als Element zur Flexibilisie-
rung der Hierarchieebenen vorgesehen. Gruppen 
ermöglichen die flexible Zusammenfassung von Teil-
bereichen, die größere homogene Arbeitseinheiten 
bilden und damit eine echte Sachkoordinierung. Da-
durch entfällt der Zwang zur Zusammenfassung ver-
schiedener Sachbereiche zu Unterabteilungen (min-
destens 5 Referate). 

In der Bundesverkehrsverwaltung ist nach den „Leit-
linien für die Umsetzung der Reformmaßnahmen" 
die Projektarbeit im Rahmen einer neben der Linien-
organisation einzuführenden Projektorganisation zu 
nutzen. 

V. Modernes Personalmanagement 

1. Kontinuierliche Personalentwicklung 

a) Die Aufgaben der öffentlichen Verwaltung werden 
sich in Zukunft grundlegend verändern: Mit der 
Realisierung dienstleistungsorientierter Struktu-
ren ist der Wechsel von der Personalverwaltung 
zum Personalmanagement zu vollziehen. In der 
gesamten Bundesverwaltung wird deshalb z. Z. 
die Personalverwaltung zu einem modernen und 
leistungsfähigen Personalmanagement weiterent-
wickelt. Wesentliche Bestandteile sind dabei aktu-
elle Personalentwicklungskonzepte, ein veränder-
tes Beurteilungswesen, das gleichzeitig intensive 
Mitarbeitergespräche einschließt sowie vermehrte 
Fortbildungsmaßnahmen. 

Ein Beispiel für ein modernes und leistungsfähiges 
Personalmanagement wird im Bundesministerium 
der Verteidigung praktiziert. Bestandteile sind 

Grundsätze für eine kooperative und zielorien-
tierte Zusammenarbeit der Mitarbeiter auf allen 
Ebenen. Ziel des Personalentwicklungskonzepts 
BMVg ist es, Leistungsfähigkeit und Leistungsbe-
reitschaft der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu 
steigern. Folgende Eckpunkte bestimmten das 
Konzept: 

- Regelmäßige Mitarbeiter- und Personalentwick-
lungsgespräche zur Planung der weiteren Ver-
wendung und Steuerung des individuellen 
Fortbildungsbedarfs, 

Verknüpfung von Personalplanung und Fortbil-
dungsplanung, 

- Konzentration der Fortbildungsziele auf die 
Vermittlung von Fach- und Führungskompe-
tenz, 

- Festlegung von Führungsebenen und persönli-
chen Schlüsselqualifikationen für Führungs-
dienstposten (dienstpostenbezogene Anforde-
rungsprofile), 

- verstärkte Nutzung der dienstlichen Beurtei-
lung als Personalauswahlmittel, 

- Einrichtung einer Personalberatungskonferenz 
für die Besetzung ziviler Spitzendienstposten. 

Durch eine Verknüpfung von Fortbildungspla-
nung und Personalplanung wird ein aufgabenge-
rechter Einsatz der Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter erreicht. 

Ein anderes Beispiel ist das Personalentwick-
lungskonzept, das sich zur Zeit im Bundesministe-
rium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend in 
Vorbereitung befindet. Mit verschiedenen Maß-
nahmen (z. B. Einführungskonzept Nachwuchs-
kräfte, Führungskräfteentwicklung, Neukonzepti-
on Schreibdienst) werden bereits Teilelemente 
eines Personalentwicklungskonzeptes verwirk-
licht. In diesem Zusammenhang wird die im Ersten 
Bericht zum Aktionsprogramm geforderte Mitar-
beiterbefragung zu den Möglichkeiten einer Ver-
besserung der organisatorischen und inhaltlichen 
Gestaltung der Arbeit durch die Richtlinien für 
die Mitarbeitergespräche gewährleistet. Diese 
sehen einen grundsätzlichen und umfassenden 
Informations- und Meinungsaustausch in Form 
regelmäßiger Besprechungen und dienen u. a. der 
Information über die Arbeitsbedingungen und die 
Zusammenarbeit innerhalb des Referates sowie 
mit den Vorgesetzten aus der Sicht der Mitarbeite-
rin bzw. des Mitarbeiters. Dabei werden auch 
Maßnahmen zur Förderung und Entwicklung der 
Beschäftigten wie z. B. die Zuweisung neuer Auf-
gaben und Fortbildungsmöglichkeiten erörtert. 

b) In seiner Sitzung am 25. Mai 1998 hat der Len-
kungsausschuß Verwaltungsorganisation Leitli-
nien für die Personalentwicklung verabschiedet, 
die allen Behörden als Leitfaden für eine einheitli-
che Personalentwicklung zur Verfügung gestellt 
werden. Gleichzeitig soll hiermit das Instrument 
der Personalentwicklung gefördert werden. Im fol-
genden sind die wesentlichen Kernaussagen des 
Leitfadens dargestellt: 
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Personalentwicklung bedeutet ziel-, prozeß- und 
ergebnisorientierte Beeinflussung des Qualifikati-
onspotentials der Beschäftigten im Rahmen von 
Organisationsentwicklungsmaßnahmen, also ei-
nen permanenten flexiblen Anpassungsprozeß 
von Fähigkeiten und Kompetenzen der Beschäf-
tigten in sich weiterzuentwickelnden Organisati-
onsstrukturen. Personalentwicklung ist eine wich-
tige, nicht delegierbare Aufgabe von Führungs-
kräften. Personalabteilungen und speziell hierfür 
geschaffene Stellen können diese Funktion wegen 
fehlender Durchsetzungskraft nicht erfolgverspre-
chend realisieren. 

Im Rahmen eines neuen Rollenverständnisses in 
der Personalentwicklung haben Führungskräfte 
Aufgaben der Beratung und der Koordination, 
Aufgaben der Entwicklung und der Aktualisie-
rung von Personalentwicklungssystemen und -in-
strumenten, die für die Förderung und Stabilisie-
rung des Entwicklungsprozesses vor Ort wichtig 
sind. So gesehen sind die Führungskräfte (Vor-
gesetzten) die „Entwickler" ihrer Mitarbeiter, die 
gemeinsam den Entwicklungsbedarf und die Ent-
wicklungsmöglichkeiten feststellen. Sie unterstüt-
zen ihre Mitarbeiter bei der Entwicklung und 
evaluieren absolvierte Entwicklungsschritte und 
Maßnahmen. 

In dieser Funktion agiert die Führungskraft an der 
Schnittstelle von Verwaltungszielen und Mitarbei-
terzielen. Dreh- und Angelpunkt von Entwick-
lungsprozessen ist die Qualität der Arbeitsbezie-
hungen zwischen Vorgesetzten und Mitarbeitern. 
Ein kooperativer Führungsstil ist die Basis für eine 
vertrauensvolle und effiziente Zusammenarbeit 
zwischen Führungskraft und Mitarbeiter („Ver-
trauenskultur"). 

Der Kernprozeß in der Personalentwicklung ge-
staltet sich aus zwei Grundelementen: Auf der ei-
nen Seite stehen die Aufgaben (Organisations-
ziele) und die den Aufgaben impliziten Anforde-
rungen. Auf der anderen Seite befinden sich die 
Mitarbeiter mit ihren Qualifikationen und den im-
pliziten Neigungen und Fähigkeiten. Durch den 
Einsatz seiner Arbeitsenergie (Arbeitsverhalten) 
erzielt der Mitarbeiter Arbeitsergebnisse, die 
durch die Führungskraft bewe rtet werden. Verän-
derungen am Leistungsverhalten und an der Qua-
lifikation erfolgen über Maßnahmen zur persönli-
chen Entwicklung (Coaching, Training, Entwick-
lungsprogramme etc.) und zur Entwicklung in der 
Organisation (job-enrichment, job-enlargement, 
job-rotation, Beförderung etc.). 

Langfristig angelegte und solide Personalentwick-
lung basiert auf mehreren Voraussetzungen: 

- Das Leitbild der Personalentwicklung ist am 
Leitbild der Behörde auszurichten und kann fol-
gende Ziele beinhalten: Leistungsbereitschaft, 
Leistungsanerkennung, Flexibilität, Informa-
tion, Kommunikation, Kooperation, Fairneß, To-
leranz, Arbeitsbedingungen usw. Das Leitbild 
ist gemeinsam mit den Mitarbeitern zu erarbei-
ten. 

- Die Bestandsanalyse ist zu ergänzen durch Stel-
lenbeschreibungen, Stellenbesetzungen, Quali-
fikationen, Kosten, Ausfallzeiten, Altersstruktur 
usw. 

- Zudem ist die Schnittstelle zwischen Personal- 
und Organisationsentwicklung herauszuarbei-
ten. Personalentwicklungsmaßnahmen dienen 
meist dazu, Organisationsänderungen parallel 
zu begleiten. 

Notwendig ist ein Personalentwicklungskonzept, 
das mit allen Betroffenen erarbeitet wird. Dabei ist 
allerdings zu beachten, daß ein Personalentwick-
lungskonzept immer nur ein vorläufiges ist und 
ständig abgestimmt werden muß. Personalent-
wicklung beschäftigt sich nämlich mit der Abstim-
mung von fachlicher Kompetenz zu sich verän-
dernden Machtstrukturen wie kooperative und 
partizipative Führungsstile und Verantwortung. 

Die Instrumente der Personalentwicklung sind 
für alle Qualifizierungsbereiche zu unterscheiden 
in aufgabenorientierte Qualifizierung bei den Mit-
arbeitern und in führungsorientierte Qualifizie-
rung bei der Förderung von Führungskräften. 

Derartige Instrumente sind: 

- Mitarbeiter- bzw. Beurteilungsgespräche unter 
Einbeziehung eigener Verwendungs- und Lauf-
bahnwünsche. 

- Fort- und Weiterbildung: Die Förderung von 
Fähigkeiten und Stärken der Mitarbeiter sind 
unter enger Verknüpfung von Verwendungs-
planung und Fortbildung gezielt weiterzuent-
wickeln. 

- Delegation: Besonders leistungsfähige und lei-
stungsbereite Mitarbeiter werden für die Ober-
tragung höherer Verantwortung zielgenauer 
festgestellt. 

- Tätigkeitsbereicherung (qualitativ/quantitativ) 

- Arbeitsplatzwechsel 

- zusätzlich für Führungskräfte: Aufnahme in ei-
nen Förderkreis, Führungspraktika (Training on 
the job), Führungsseminare (Training off the 
job), Gesprächskreise. 

Nicht zuletzt muß der Qualifizierung von Füh-
rungskräften eine besondere Aufmerksamkeit ge-
widmet werden. Vor allem benötigen sie in zuneh-
mendem Maße sozial-, aber auch betriebs- und 
personalwirtschaftliche sowie arbeitsorganisatori-
sche Kompetenzen, die die bisherigen Qualifizie-
rungsstrukturen im öffentlichen Dienst nur unzu-
reichend vermitteln. 

2. Fortbildung 

Ein wesentliches Element für eine kontinuierliche 
Personalentwicklung ist die Fortbildung. Dement-
sprechend hat die Bundesakademie für öffentliche 
Verwaltung ihr Fortbildungsangebot für Führungs-
kräfte, insbesondere zur Entwicklung spezifischer 
Führungsqualitäten, weiterentwickelt. Hierfür wer-
den Kurse angeboten zu Team- und Zusammenar- 
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beit, Einführung zeitgemäßer Methoden der Koope-
ration und Führung, Einführung des Mitarbeiterge-
sprächs als Führungsinstrument oder Steigerung von 
Effektivität und Wirtschaftlichkeit. Parallel dazu ist 
ein neuer Schwerpunkt des Fortbildungsprogramms 
die Schulung in modernen Steuerungselementen, 
wie z. B. Controlling, Kosten- und Leistungsrechnung 
oder Qualitätsmanagement. Des weiteren werden für 
die Modernisierungsprojekte der einzelnen Resso rts 
spezielle Fortbildungsveranstaltungen angeboten, 
die insbesondere die Verbesserung der Personal- 
und Organisationsstrukturen zum Ziel haben. 

Entsprechend dem Beschluß des Lenkungsausschus-
ses Verwaltungsorganisation gewährleisten heute 
alle Ressorts, daß grundsätzlich mindestens 1 % der 
Arbeitszeit in jeder Behörde für Fortbildungsmaß-
nahmen eingeplant wird. Im Bundesministerium des 
Innern ist 1997 eine neue Fortbildungsrichtlinie für 
das Ministerium und den Geschäftsbereich erarbeitet 
worden, durch die die Fortbildung der Beschäftigten 
einen deutlich höheren Stellenwert erhält. Die Richt-
linie regelt u. a. die Ermittlung des Fortbildungsbe-
darfs anhand konkreter Anforderungsprofile für die 
jeweiligen Dienstposten sowie die Erstellung indivi-
dueller Fortbildungspläne für die Beschäftigten. Da-
bei wird die Führungskräftefortbildung als Pflicht-
fortbildung definie rt . Die Richtlinie legt als Ziel zu-
dem fest, daß die Beschäftigten in einem Zeitraum 
von drei Jahren insgesamt ca. 15 Tage fortzubilden 
sind. Nach Beteiligung der zuständigen Personalver-
tretungen wird die Richtlinie in Kraft gesetzt. 

3. Aufbau eines Ideenmanagements 

a) Erklärtes Ziel ist es, gemeinsam mit den Beschäf-
tigten den Modernisierungsprozeß zu gestalten; 
diese Festlegung ist ausdrücklich mit den politi-
schen Leitlinien des Aktionsprogramms erfolgt 
und spiegelt sich in dessen Kernelementen wider. 
Ein Instrument zur Realisierung dieses Zieles ist 
die Schaffung eines permanenten Verbesserungs-
prozesses. Der Lenkungsausschuß Verwaltungsor-
ganisation hat daher beschlossen, das klassische 
Vorschlagswesen zu einem modernen Ideenmana-
gement umzugestalten. 

Auf dieser Basis hat zur Reformierung des Vor-
schlagswesens innerhalb der Bundesverwaltung 
die Unternehmensberatung KPMG in Zusammen-
arbeit mit dem Bundesministerium des Innern das 
Rahmenkonzept „IDEE21" (Ideen für die Bundes-
verwaltung des 21. Jahrhunderts) erstellt. Wesent-
liche Bausteine dabei sind die Einführung von 
Qualitätszirkeln, die Einbindung der Führungs-
kräfte sowie die Installation eines neuen Anreizsy-
stems zur Förderung der Ideenfindung. Im Mittel-
punkt stehen dabei regelmäßige Qualitätszirkel, 
in denen die Mitarbeiter in ihrer eigenen Arbeits-
einheit nach Verbesserungen suchen und ggf. bei 
komplexen Aufgabenstellungen durch Experten 
unterstützt werden. 

Durch ein Anreizsystem für Führungskräfte fördert 
„IDEE21 " einen kooperativen Führungsstil, bei 
dem Vorgesetzte ihre Mitarbeiter zu Verbesse-
rungsideen anregen und sie bei deren Umsetzung 

unterstützen. Zur Motivation der Mitarbeiter sieht 
„IDEE21 " ein Prämiensystem vor, das neben Geld-, 
Sach- und Anerkennungsprämien noch andere 
Anreize, wie z. B. die Veröffentlichung des Verbes-
serungsvorschlags oder die Verankerung inner-
halb der dienstlichen Beurteilung enthält. 

Zur Verringerung der Verfahrensdauer und des 
Bearbeitungsaufwandes sollen die Verbesserungs-
vorschläge vorrangig in der Arbeitseinheit, aus der 
sie stammen, bewe rtet, umgesetzt und prämiert 
werden. Zur Koordination und umfassenden Um-
setzung der Verbesserungsvorschläge wird in je-
der Behörde ein sogenannter „IDEE 21 "-Manager 
benannt, der darüber hinaus im Rahmen des Be-
richtswesens den Behördenleiter informiert. Um 
die Verbesserung behörden- und ressortübergrei-
fend nutzen zu können, wird in jedem Ministe rium 
eine „IDEE21 "-Zentrale eingerichtet; darüber hin-
aus übernimmt eine „IDEE 21 "-Zentrale federfüh-
rend die Verwaltung der zentralen Datenbank 
(Ideenbörse), die Erstellung von Standard-Hand-
büchern und Vorlagen, das zentrale Marketing 
und die Koordination des ressortübergreifenden 
Berichtswesens. Begleitet wird das „IDEE 21 "-Kon-
zept durch ein umfassendes Informations-, Korn-
munikations- und Controllingsystem. 

Das Rahmenkonzept „IDEE21 " wird in den Bun-
desministerien des Innern und der Verteidigung in 
einer Pilotphase erprobt werden. Basierend auf 
diesen Erfahrungen wird 1999 eine Richtlinie für 
ein modernes Ideenmanagement in der Bundes-
verwaltung zwischen den Resso rts abgestimmt. 

b) Ein wichtiger weiterer Aspekt in diesem Zusam-
menhang ist, den Prozeß, in dem sich die Verwal-
tung befindet, allen Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern bekannt zu machen. Nur dann kann es ge-
lingen, wie im Aktionsprogramm selber festgelegt, 
mit den Beschäftigten den Veränderungsprozeß zu 
gestalten. Um hier eine breite Information zu errei-
chen, die Grundlage für die Schaffung einer ver-
änderten Verwaltungskultur ist, hat der Len-
kungsausschuß beschlossen, eine Mitarbeiter

-

Zeitschrift für alle Beschäftigten zu erstellen, die 
u. a. der Bewußtmachung des in Bewegung be-
findlichen Modernisierungsprozesses dient und 
seine Aufgaben, seine Ziele und seine Grundlagen 
verdeutlicht. Auf dieser Basis hat das Bundesver-
waltungsamt eine Konzeption für eine dera rtige 
Zeitschrift vorgelegt. Die erste Ausgabe wird vor-
aussichtlich im August 1998 erscheinen. 

4. Moderne Arbeitszeitgestaltung 

a) Im Zusammenhang mit modernen Personalmana-
gementmaßnahmen ist ein wichtiges Ziel, die Mo-
tivation der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu 
stärken. Neben den Instrumenten wie Personal-
entwicklung, Zielvereinbarung und Leitbild ist 
hierfür auch ein wichtiger Baustein, daß der Be-
schäftigte seine individuelle Arbeitszeit sowohl 
den Bedürfnissen seines Arbeitsplatzes als auch 
denen seiner Familie anpassen kann. Dementspre-
chend fördert die Bundesregierung gezielt die 
Teilzeitbeschäftigung. Das in diesem Zusammen- 
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hang durchgeführte Pilotprojekt „Teilzeitbeschäf-
tigung" hat gezeigt, daß Teilzeitbeschäftigung auf 
allen Funktionsebenen und in den unterschied-
lichsten Ausgestaltungen möglich ist. 

Mit dem Dienstrechtsreformgesetz von 1997 sind 
die dienstrechtlichen Regelungen für Teilzeitarbeit 
von Beamten verbessert worden. Diese Möglich-
keiten werden in den Resso rts konsequent ange-
wandt. Bereits bei Stellenausschreibungen wird 
regelmäßig die Möglichkeit der Teilzeitbeschäf-
tigung berücksichtigt. In den Bundesressorts 
werden heute grundsätzlich in allen Dienststellen 
Anträge auf Teilzeitbeschäftigung positiv beschie-
den, sofern keine zwingenden dienstlichen 
Belange entgegenstehen. Dabei wird Teilzeit-
beschäftigung sowohl in der Form von täglicher 
Reduzierung der Arbeitszeit, über die Verteilung 
der Arbeitszeit auf einzelne Wochentage bis hin zu 
der Bildung von mehrwöchigen oder mehrmonati-
gen Freizeitblöcken bewilligt. 

Im Bundesministerium für Fami lie, Senioren, Frau-
en und Jugend sind z. B. 16,46 % aller Beschäftig-
ten teilzeitbeschäftigt, davon 87,65 % Frauen. Die 
Möglichkeiten der Ausgestaltung der Teilzeitbe-
schäftigung sind breit gefächert, es gibt 25 Teil-
zeitmodelle, die einen Arbeitszeitumfang von 
10,63 % bis 97,40 % umfassen. Um diese Teilzeit-
modelle möglichst flexibel und bedarfsgerecht zu 
gestalten, sind derzeit 93 Zeitgruppen eingerich-
tet. 

b) Während die Festlegungen zur Teilzeitbeschäfti-
gung den konstanten wöchentlichen Rahmen der 
Arbeitszeit vorgibt, ist es für den Mitarbeiter ge-
nauso entscheidend, daß er unter bestimmten Vor-
aussetzungen seine individuelle tägliche Arbeits-
zeit sowohl den Bedürfnissen des Arbeitsanfalls 
als auch seinen persönlichen Bedürfnissen anpas-
sen kann. Zu diesem Zweck wird z. Z. die Verord-
nung über die Arbeitszeit der Bundesbeamten no-
velliert, der Entwurf wird momentan mit den ober-
sten Bundesbehörden abgestimmt. 

c) Besondere Bedeutung kommt in diesem Zusam-
menhang auch der von der Bundesregierung im 
Oktober 1996 gestarteten Initiative „Telearbeit" 
zu, mit der die Möglichkeit geschaffen wird, Ar-
beitsplatz und Familienplanung besser aufeinan-
der abzustimmen. Gleichzeitig kann mit dieser Ar-
beitsform vorhandenes Poten tial für Wachstum 
und Beschäftigung besser genutzt werden. In 
mehreren Ministerien und oberen Bundesbehör-
den, wie z. B. im Auswärtigen Amt, Bundesmini-
sterium der Finanzen, Bundesministerium für 
Wirtschaft, im Bundesministerium für Arbeit und 
Sozialordnung, im Bundesministerium für Bildung, 
Wissenschaft, Forschung und Technologie und im 
Bundesamt für Sicherheit in der Informationstech-
nik werden hierzu Pilotprojekte durchgeführt bzw. 
sind mit positiven Ergebnissen abgeschlossen wor-
den. Eine ausführliche Darstellung verschiedener 
Pilotprojekte ist im Anhang des Ersten Berichts 
und Fortschreibung des Aktionsprogramms zur 
weiteren Steigerung von Effektivität und Wi rt

-schaftlichkeit der Bundesverwaltung erfolgt. Die 

Auswertung dieser Pilotprojekte führte zu dem 
„Beratungspaket Telearbeit", das allen Behörden 
dabei helfen soll, die Einführung der Telearbeit zu 
fördern. 

5. Reform des Dienstrechts 

Ein wesentliches Element des „Schlanken Staates" 
ist die Fortentwicklung des öffentlichen Dienst-
rechts. Das am 1. Juli 1997 in Kraft getretene Gesetz 
zur Reform des öffentlichen Dienstrechts ist einer der 
wichtigsten Modernisierungsschritte seit Jahrzehn-
ten. Es beweist, daß eine flexible Anpassung an neue 
Rahmenbedingungen und Anforderungen auf der 
Grundlage der bewährten Verfassungsnormen über 
den öffentlichen Dienst möglich ist. Das Gesetz ver-
bessert durch eine grundlegende Neugestaltung des 
Beamtenrechts unter Aspekten von Effizienz, Lei-
stung, Mobilität und Führungsverhalten das Instru-
mentarium für einen effektiven Personaleinsatz im 
öffentlichen Dienst erheblich. 

a) Mehr als bisher ist jetzt im Personalbereich ein dif-
ferenziertes, flexibles und leistungsorientiertes 
Handeln möglich. Die Möglichkeiten der Verset-
zung und Abordnung von Beamten im Zuge der 
aufgabenmäßigen und organisatorischen Um-
strukturierungen der öffentlichen Verwaltung sind 
erleichtert und erweitert worden. 

Personalauswahl und -einsatz werden vor allem 
dadurch optimiert, daß Führungspositionen zu-
nächst auf Probe vergeben werden, generell eine 
Erprobung vor jeder Beförderung und differen-
ziertere Beurteilungen vorgesehen sind sowie die 
Durchlässigkeit der Laufbahnen erhöht worden 
ist. 

Für eine optimale Personalsteuerung und für die 
Motivation der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
haben Beurteilungen eine entscheidende Funkti-
on. Deshalb soll durch die Vorgabe von Richtwer-
ten für die beiden Spitzennoten in § 41 a der Bun-
deslaufbahnverordnung ein wichtiger Beitrag zu 
aussagekräftigeren Beurteilungen in der Bundes-
verwaltung geleistet werden. 

b) Die im Gesetz vorgesehene Schaffung von finan-
ziellen Leistungsanreizen in der Besoldung hat 
zum Ziel, die Motivation der Beschäftigten zu för-
dem, die Effizienz der Verwaltung zu steigern und 
denjenigen besser zu bezahlen, der mehr leistet. 

Der früher in der Besoldungsordnung A regelmä-
ßig alle zwei Jahre erfolgte automatische Anstieg 
des Grundgehalts ist durch ein von der fachlichen 
Leistung abhängiges Aufsteigen ersetzt worden. 
Bei dauerhaft herausragender Leistung kann der 
Zeitpunkt des Aufstiegs früher liegen; bei schlech

-

ter Leistung kann der Stufenaufstieg hinausge-
schoben werden. 

Besonders herausragende Einzelleistungen kön-
nen durch Zahlung von Leistungsprämien und 
Leistungszulagen zeitnah honoriert werden. Die 
im Reformgesetz enthaltene Ermächtigung zum 
Erlaß von Rechtsverordnungen gibt der Bundesre-
gierung und den Landesregierungen Spielräume 
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für jeweils auf ihre Bedürfnisse gerichtete Rege-
lungen. 

Mit der am 1. Juli 1997 eingeführten Leistungsstu-
fenverordnung sowie mit der Leistungsprämien- 
und -zulagenverordnung hat die Bundesregierung 
die durch das Dienstrechtsreformgesetz geschaffe-
nen Möglichkeiten für die Bundesverwaltung ge-
nutzt. 

Die Umsetzung der neu eingeführten Bezahlungs-
bestandteile vollzieht sich in den Resso rts und in 
den Geschäftsbereichen ohne größere Probleme. 
Für den Sommer 1998 ist ein erster Erfahrungsaus-
tausch mit den Resso rts vorgesehen, in dem Bilanz 
gezogen werden soll, insbesondere über die An-
zahl der bisher vergebenen Leistungszulagen, Lei-
stungsprämien und Leistungsstufen. 

Eine tarifvertragliche Regelung zur Einführung 
leistungsbezogener Bezahlungsinstrumente für 
Angestellte und Arbeiter konnte mangels Eini-
gung mit den Gewerkschaften nicht erreicht wer-
den. Der Bund hat daher durch eine einseitige au-
ßertarifliche Regelung die Gewährung von Lei-
stungsprämien und Leistungszulagen auch für die 
Arbeitnehmer analog den Regelungen für den Be-
amtenbereich ermöglicht. 

c) Erste Maßnahmen zur Begrenzung der Versor-
gungskosten enthält bereits das Dienstrechtsre-
formgesetz. Weitere Reformen hat die Bundesre-
gierung mit dem Versorgungsreformgesetz, das 
mit der Zustimmung des Bundesrates am 8. Mai 
1998 zustande gekommen ist, auf den Weg ge-
bracht. 

Ziel des Versorgungsreformgesetzes ist es, durch 
Einführung einer Versorgungsrücklage das ei-
genständige Alterssicherungssystem der Beam-
tenversorgung zukunftssicher zu machen. Die 
Bundesregierung hat den bestehenden Hand-
lungsbedarf erkannt. Sie hat im Bereich der Beam-
tenversorgung zunächst mit der Vorlage des Ver-
sorgungsberichts eine zuverlässige Prognose der 
künftigen Entwicklung der Versorgungskosten er-
möglicht und Vorschläge für die notwendigen An-
passungen der Versorgungssysteme des öffentli-
chen Dienstes angesichts der steigenden Belastun-
gen erarbeitet. Die Vorschläge zeigen, daß es 
möglich ist, die künftige Entwicklung der Versor-
gungskosten ebenso wie bei der Reform der ge-
setzlichen Rentenversicherung durch maßvolle 
Korrekturen im, nicht am System angemessen zu 
begrenzen. Zugleich werden im Hinblick auf die 
für die gesetzliche Rentenversicherung im Renten-
reformgesetz 1999 vorgesehenen Maßnahmen 
gleichgerichtete und wirkungsgleiche Änderun-
gen im Beamtenbereich sichergestellt. 

Die Bildung von Versorgungsrücklagen bei Bund 
und Ländern wird durch Verminderung der Bezü-
geanpassungen in den Jahren 1999 bis 2013 und 
Zuführung der ersparten Mittel zu entsprechen-
den Sondervermögen erreicht. Im Bereich der 
Bundesverwaltung werden diese in handelbaren 
Bundesschuldverschreibungen angelegt und im 
übrigen vom Bundesministerium des Innern ver-

waltet. Die Mittel werden damit zuverlässig vor 
Zweckentfremdung geschützt. Der Entwurf eines 
Versorgungsrücklagegesetzes, der dies sicher-
stellt, ist ebenfa lls bereits in die parlamentarischen 
Beratungen eingebracht. 

Ab dem Jahre 2014 stehen dem Bund und den 
Ländern Rücklagen im Umfang von rund 60 Mrd. 
DM zur Dämpfung der Versorgungskosten und 
Entlastung der öffentlichen Haushalte zur Verfü-
gung. Durch die Verringerung der Einkommens-
zuwächse tragen die Beamten über die Versor-
gungsrücklage zur Finanzierung ihrer Versor-
gungskosten bei. Zugleich wird damit eine all-
mähliche Absenkung des Besoldungs- und des 
Versorgungsniveaus um 3 % erreicht, die zu dau-
erhaften Einsparungen in den öffentlichen Kassen 
führt. 

d) In den Lohn- und Vergütungstarifverhandlungen 
1998 für den öffentlichen Dienst ist auf der Grund-
lage der Einigungsempfehlung der Schlichter ein 
an den Regelungen des Altersteilzeitgesetzes 
orientiertes Altersteilzeitmodell vereinbart wor-
den. Ab dem 60. Lebensjahr besteht danach ein 
Anspruch auf Altersteilzeit. Die Vergütung wird 
bei 50 % Arbeitszeit auf 83 % des Vollzeitnettoar-
beitsentgelts angehoben. Der Arbeitgeber entrich-
tet zusätzliche Beiträge zur Rentenversicherung. 

Im Entwurf eines Bundesbesoldungs- und -ver-
sorgungsanpassungsgesetzes 1998 (BBVAnpG 98) 
ist auch für den Beamtenbereich die Einführung 
einer entsprechenden Altersteilzeit für Beamte ab 
dem 55. Lebensjahr vorgesehen, die durch günsti-
ge besoldungs- und versorgungsrechtliche Rege-
lungen Anreize dafür bieten soll, daß lebensältere 
Beamte durch einen gleitenden Übergang in den 
Ruhestand die notwendigen Personalsteuerungs-
maßnahmen erleichtern. Durch arbeitszeitrechtli-
che Regelungen soll auch im Beamtenbereich ein 
Blockmodell ermöglicht werden, also z. B. bei zehn 
Jahren Altersteilzeit fünf Jahre Vollbeschäftigung 
und fünf Jahre Freistellung. 

VI. Deregulierung 

1. Liberalisierung von Märkten 

Die Liberalisierung von Märkten ist von großer Be-
deutung für eine dynamische wi rtschaftliche Ent-
wicklung und die Wettbewerbsstärke der Wi rtschaft. 
In den letzten Jahren wurden insbesondere folgende 
Liberalisierungsvorhaben umgesetzt: 

• Mit dem Telekommunikationsgesetz wurden die 
Telekommunikationsmärkte in Deutschland zum 
1. Januar 1998 vollständig dem Wettbewerb geöff-
net. Das am 1. August 1997 in Kraft getretene In-
formations- und Kommunikationsdienstegesetz 
(IuKDG) bildet den rechtlichen Rahmen. Auf diese 
Weise können sich die neuen elektronischen Dien-
ste nach marktwirtschaftlichen Grundsätzen ent-
wickeln. Gleichzeitig wird ein Ausgleich zwischen 
freiem Wettbewerb, berechtigten Nutzerinteres-
sen und öffentlichen Ordnungsinteressen erreicht. 
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• Die Postmärkte sind durch das Postgesetz zum 
Jahresbeginn ebenfalls für den Wettbewerb geöff-
net worden, wobei der Deutschen Post AG eine 
auf 5 Jahre befristete Exklusivlizenz für Briefsen-
dungen bis 200 Gramm und für Infopost bis 50 
Gramm eingeräumt wurde. 

• Der mit der Bahnreform 1994 eingeführte An-
spruch auf (diskriminierungs-)freien Schienen-
netzzugang für Dritte bildet die Grundlage für ei-
nen Wettbewerb verschiedener Anbieter von 
Schienenverkehrsleistungen. Im Zuge der 2. Stufe 
der Bahnreform werden - bis Anfang 1999 - die 
bisherigen DB AG-Geschäftsbereiche Personen-
fernverkehr, Personennahverkehr, Güterverkehr, 
Fahrweg und Personenbahnhöfe als eigenständige 
Aktiengesellschaften - unter dem Dach einer DB 
AG-Holding - ausgegründet. 

• Mit der Neuregelung des Energiewirtschafts-
rechts zum 29. April 1998 sind die geschlossenen 
Versorgungsgebiete und die Freistellungen der 
Energieversorgungsunternehmen vom allgemei-
nen Kartellverbot abgeschafft worden durch die 
wettbewerbliche Umgestaltung der Strom- und 
Gasmärkte. Das Netzzugangsrecht (Durchleitung) 
ist für Strom ausdrücklich im Gesetz verankert, 
wobei auf Ortsebene für eine Übergangszeit bis 
2005 auch das Alleinkäufermodell zugelassen ist. 
Für Gas finden die kartellrechtlichen Generalklau-
seln Anwendung. Die Neuregelung des Energie-
wirtschaftsrechts trägt zugleich dem europäischen 
Anliegen Rechnung, einen Binnenmarkt für Strom 
und Gas durch eine substantielle Marktöffnung zu 
schaffen. 

2. Optimierung der rechtlichen Vorgaben für Verwal-
tungsverfahren 

Für die Attraktivität des Standortes Deutschland ist 
ein wichtiger Faktor die Dauer von Planungs- und 
Genehmigungsverfahren, gerade im internationalen 
Wettbewerb und zur Sicherung der Arbeitsplätze. 
Der Erfolg neuer Produkte hängt auch von der 
Schnelligkeit ab, mit der sie eingeführt werden kön-
nen. Dementsprechend ist es ein wichtiges Ziel der 
Bundesregierung, die Verwaltungsverfahren, insbe-
sondere die Planungs- und Genehmigungsverfahren 
deutlich zu verkürzen. 

a) Durch die in dieser Legislaturpe riode verabschie-
deten sogenannte Beschleunigungsgesetze sind 
entscheidende Voraussetzungen für die Beschleu-
nigung von Verfahren geschaffen worden. Auf-
bauend auf den Empfehlungen der „Schlichter" - 
Kommission und der Koalitions-/Ressort-Arbeits-
gruppe „Beschleunigung der Planungs- und Ge-
nehmigungsverfahren" konnten durch umfassen-
de Gesetzesänderungen die Verfahren nachhaltig 
verbessert werden. Schwerpunkte der Reform sind 

- das verbesserte Verfahrensrecht sowie die Straf-
fung des Planungsrechts im Bundesverwal-
tungsverfahrensgesetz, 

- Verfahrensregelungen im Bundes-Immissions-
schutzgesetz, die das bislang relativ starre 
immissionsschutzrechtliche Antragsverfahren 

ohne Absenkung materieller Umweltstandards 
auflockern und besser an die Bedürfnisse der 
davon Betroffenen anpassen und 

- die Flankierung durch Beschleunigungsmaß-
nahmen im Rahmen der Verwaltungsgerichts-
ordnung und des Wasserhaushaltsgesetzes. 

Bei konsequentem Gebrauch durch die Länder er-
öffnen sich im Einzelfall erhebliche Beschleuni-
gungspotentiale. 

b) Das Genehmigungsverfahrensbeschleunigungs-
gesetz war ein erster Schritt auf dem Weg zu ei-
nem strafferen und effektiveren Verwaltungsver-
fahrensrecht. Erste Erfolge bestätigen den einge-
schlagenen Weg. Aber auch weiterhin bleibt das 
Bemühen um ein effektives Verwaltungsverfah-
rensrecht eine Daueraufgabe, die kontinuierlich 
und unter Einbeziehung der Erfahrungen aus Pra-
xis, Rechtsprechung und Wissenschaft zu erfüllen 
ist. Aus diesem Grund wurde am 9. Dezember 
1997 beim Bundesministerium des Innern der Bei-
rat Verwaltungsverfahrensrecht berufen, der den 
Dialog zwischen Wirtschaft, Verwaltung und 
Rechtsprechung unterstützen und die notwendi-
gen Impulse für die Fortentwicklung des Verwal-
tungsverfahrensrechts geben soll. 

In diesem Zusammenhang ist bereits mit dem 
Maßnahmekatalog „ Schlanker Staat": Die näch-
sten Schritte festgelegt worden, daß das Verwal-
tungsverfahrensgesetz zukünftig auch eine ergän-
zende Regelung zum Projektmanagement erhal-
ten soll. Durch eine solche Regelung können die 
organisatorische Struktur, Verantwortlichkeit, Ab-
läufe und Prozesse sowie die verschiedenen Be-
hörden- und Bürgerbeteiligungen optimiert wer-
den. Im Ergebnis werden die zeitlichen Abläufe 
von Genehmigungsverfahren dadurch erheblich 
gestrafft, und die Konzentration auf einen An-
sprechpartner vermeidet weitestgehend die Kom-
munikationsprobleme zwischen Antragsteller und 
Behörde. 

c) Ein weiterer Schritt zur Beschleunigung von Zu-
lassungsverfahren wird durch das Projekt Umwelt-
gesetzbuch (UGB) angestrebt. Mit dem UGB wird 
das Ziel verfolgt, das bestehende, in verschiedene 
Fachgesetze zersplitterte Umweltrecht zusammen-
zufassen, zu vereinheitlichen und zu vereinfachen. 
Es soll dadurch überschaubarer werden. Wer-
tungswidersprüche und Doppelregelungen in den 
Gesetzen sollen soweit möglich vermieden wer-
den. Den Einstieg soll ein Erstes Buch zum Um-
weltgesetzbuch bilden. 

d) Verfahrensvereinfachung ist jedoch nicht nur in 
den großen Bereichen der Planungs- und Geneh-
migungsverfahren notwendig; Verfahrensverein-
fachung wird in den unterschiedlichen Bereichen 
angestrebt, wie die folgenden Beispiele belegen: 

• Nutzung von Synergieeffekten durch Zusam-
menfassung gleichgelagerter Programme bei 
einem Ressort, wie z. B. das „Deutsch-amerika-
nische Austauschprogramm für junge Berufstä-
tige", das mit Wirkung vom 1. Januar 1997 vom 
Bundesministerium für Arbeit und Sozialord- 
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nung an das Auswärtige Amt abgegeben wur-
de. 

• Vermeidung des Aufbaus einer neuen Verwal-
tung und zusätzlicher Meldepflichten zur Kon-
trolle der Einhaltung der Versicherungspflicht 
durch die Durchführung der Pflegeversiche-
rung unter dem Dach der Krankenversicherung 
seit 1. Januar 1995. 

• Vereinfachung der Abrechnung von Aufwen-
dungen der Träger der Krankenversicherung 
für Leistungen nach dem Opferentschädigungs- 
und Bundesseuchengesetz durch das Gesetz 
zur Änderung von Erstattungsvorschriften im 
sozialen Entschädigungsrecht, das am 1. Januar 
1998 in Kraft getreten ist. 

• Die Reduzierung von Meldevordrucken, die 
Vereinfachung der Datensätze und der Wegfall 
des Sozialversicherungsnachweisheftes durch 
die Datenerfassungs- und -übermittlungsver-
ordnung sind in Vorbereitung. 

3. Förderung von eigenverantwortlichem Handeln 

a) Deregulierung bedeutet in besonderem Maße 
auch das eigenverantwortliche Handeln von Bür-
gern und Unternehmern zu fördern und zu stär-
ken. Wesentliches Element ist dafür die Förderung 
des Audit-Gedankens. Zwei Jahre nach Inkrafttre-
ten des Umwelt-Audit-Gesetzes haben sich bis 
zum 19. Dezember 1997 in Deutschland 1035 Un-
ternehmensstandorte im Rahmen des Audit-Sy-
stems registrieren lassen. Diese Zahl setzt sich mit 
ca. 40 Registrierungen pro Monat auf hohem Ni-
veau fort . Deutschland hat damit allein mehr regi-
strierte Standorte als alle übrigen EG-Länder zu-
sammen. Von den in Deutschland registrierten 
Standorten sind am stärksten Unternehmen des 
Ernährungsgewerbes und der chemischen Indu-
strie vertreten. 

In Übereinstimmung mit einer Entschließung des 
Deutschen Bundestages vom 22. Juni 1995 setzt 
sich die Bundesregierung für die Schaffung ord-
nungsrechtlicher Erleichterungen für registrierte 
Unternehmensstandorte ein. 

Die Förderung des Audit-Gedankens wird auch in 
Zukunft eine wichtige Rolle spielen. Die Bundes-
regierung hat mit dem am 18. März 1998 verab-
schiedeten Maßnahmepapier „ Schlanker Staat": 
Die nächsten Schritte beschlossen, diesem Anlie-
gen verstärkt Rechnung zu tragen. So soll z. B. 
durch Regelungen im Fachrecht und im Verwal-
tungsverfahrensgesetz die Möglichkeit geschaffen 
werden, für auditierte Unternehmen und Bet riebe 
behördliche Genehmigungs- und Überwachungs-
verfahren zu erleichtern. Im Zusammenhang mit 
dem Ersten Buch zum Umweltgesetzbuch sollen 
überwachungsrechtliche Erleichterungen für Un-
ternehmensstandorte geschaffen werden, die nach 
der EG-Öko-Audit-Verordnung registriert worden 
sind. 

b) Als ökonomische Instrumente haben in letzter Zeit 
die Selbstverpflichtungen der Wirtschaft an Be-

deutung gewonnen. Mit dem. Maßnahmepapier 
„Schlanker Staat": Die nächsten Schritte sind die 
Eckpunkte festgelegt worden, unter denen wett-
bewerbskonforme Selbstverpflichtungen gefördert 
werden sollen. 

Danach sollen entsprechende Bestimmungen 
möglichst bereits in das Umweltgesetzbuch aufge-
nommen werden, um den modernen Instrumenten 
des Umweltrechts neben dem traditionellen Ord-
nungsrecht angemessenes Gewicht zu verleihen. 
Zusätzlich sollen Anzeigeverfahren soweit wie 
möglich Genehmigungsverfahren ersetzen. Des 
weiteren sollen Haftungs- und Versicherungslö-
sungen als Ersatz von Genehmigungsverfahren 
geregelt werden. Mit diesen Maßnahmen können 
nicht nur Behörden entlastet werden; sie fördern 
gleichzeitig die Eigenverantwortung der Unter-
nehmen und führen zur Zurücknahme der Kon-
trolldichte. 

c) In diesem Zusammenhang sind auch die Übertra-
gungen von Testaten auf Private oder die Übertra-
gung von Zulassungsverfahren für bestimmte Be-
rufsgruppen auf die entsprechenden Kammern zu 
sehen. So können z. B. im Bereich des Straßenver-
kehrs der erforderliche Nachweis der finanziellen 
Leistungsfähigkeit eines Güterkraftverkehrsunter-
nehmens künftig durch Wirtschaftsprüfer und 
Steuerberater erstellt und testiert werden. Im Be-
reich des Luftverkehrs kann der Nachweis über 
die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit eines Luft-
verkehrsunternehmens durch vereidigte Wi rt

-schaftsprüfer durchgeführt werden. Geplant ist 
des weiteren z. B. die Zulassung zur Patentanwalt-
schaft durch die Patentanwaltskammer oder die 
Übertragung des Zulassungsverfahrens bei Steu-
erberatern und Wirtschaftsprüfe rn  auf die Steuer-
beraterkammern und die Wirtschaftskammern. 

4. Normenreduzierung und Verbesserung der 
Rechtsetzung 

Eines der grundlegenden Anliegen des Ziels 
„Schlanker Staat" ist die Reduzierung von Normen. 
Erklärtes Ziel der Bundesregierung ist es, den be-
stehenden Wachstumsmechanismus hinsichtlich der 
Zahl von Gesetzen zu durchbrechen. 

a) Die Bundesregierung hat daher in dieser Legisla-
turperiode strengere Kriterien festgelegt, um zu ei-
ner Reduzierung der Normen zu gelangen. Dem-
entsprechend ist aufgrund der Änderung der Ge-
meinsamen Geschäftsordnung der Bundesministe-
rien (GGO) im März 1996 für die Bundesregierung 
festgelegt worden, die Notwendigkeit und Zweck-
mäßigkeit eines Gesetzentwurfs konsequent zu 
überprüfen. Jedes Ministerium ist verpflichtet, ei-
nen in seinem Bereich entstehenden Gesetzent-
wurf anhand eines festgelegten Testkatalogs 
(Blaue Prüffragen) auf seine Notwendigkeit zu 
überprüfen (§ 22a GGO II). Die Blauen Prüffragen 
sind daher Bestandteil der GGO II geworden. Das 
Ergebnis der Notwendigkeitsprüfung ist dann in 
der Begründung des Gesetzesentwurfs darzustel-
len (§ 40 Abs. 4 a GGO II). Außerdem muß die 
Durchführung der Notwendigkeitsprüfung noch 
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einmal gegenüber dem Bundeskanzleramt darge-
legt werden (§ 40 Abs. 1 GGO II). Bei Änderungs-
gesetzen ist zusätzlich anzugeben, welche Vor-
schriften des geänderten Rechts entbehrlich ge-
worden bzw. vereinfacht worden sind. 

Diese Maßnahmen beginnen zu greifen, wie bei-
spielhaft an den folgenden Novellierungen deut-
lich wird:  

• Arbeitsförderungs-Reformgesetz; mit dem am 
1. Januar 1998 in Kraft getretenen Dritten Buch 
Sozialgesetzbuch (SGB III) sind das Arbeitsför-
derungsgesetz und nahezu alle dazu ergange-
nen Anordnungen der Bundesanstalt für Arbeit 
(1997 galten 26 Anordnungen) aufgehoben wor-
den. Die aufgehobenen Anordnungen der BA 
waren von einer großen Regelungsdichte ge-
prägt (die Anordnung über die Arbeits- und Be-
rufsförderung Behinderter enthielt z. B. 64 Para-
graphen und 165 Absätze). Trotz des größeren 
Umfangs des SGB III im Vergleich zum AFG ist 
der Normenumfang damit deutlich gesunken. 

• Das Baugesetzbuch, das am 1. Januar 1998 in 
Kraft getreten ist, sieht ein einheitliches 
„schlankes" Baurecht vor. Unter anderem durch 
Integration fachgesetzlicher Sonderregelungen 
sowie Wegfall von Sonderregelungen für die 
neuen Länder ist Rechtsvereinfachung und De-
regulierung erreicht. 

• Raumordnungsrecht; mit ihm wurden Vereinfa-
chungen durch Zusammenlegung bisher ver-
schiedener Planungsebenen erreicht. Die Mög-
lichkeiten des Nachbesserns von Plänen ohne 
großen Verfahrensaufwand wurden erleichtert. 
Planinhalte können auf das Wesentliche be-
schränkt werden. 

• Schiffssicherheitsanpassungsgesetz, das am 
1. Oktober 1998 in Kraft treten soll. Der Entwurf 
faßt unter Aufhebung einer Vielzahl nationaler 
Vorschriften die schiffsbezogenen internationa-
len Sicherheitsregelungen in einer gesetzlichen 
Standardregelung zusammen und stärkt die un-
ternehmerische Eigenverantwortung, unter an-
derem durch Aktivierung des Schiffssicher-
heits-Managements. 

• Das Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkun-
gen, welches das Wettbewerbsprinzip im Hin-
blick auf das europäische Recht und die Globa-
lisierung der Märkte stärken wird und am 1. Ja-
nuar 1999 in Kraft treten soll. 

• Das Gesetz zur Neuordnung des Zivilschutzes 
vom 25. März 1997, durch das die rechtlichen 
Rahmenbedingungen für die Neuordnung des 
Zivilschutzes geschaffen sind. Damit wurde das 
Zivilschutzrecht aktualisiert u. a. durch Zusam-
menfassung der ursprünglichen drei Gesetze 
und gleichzeitiger Befreiung von obsolet gewor-
denen und überflüssigen Normen. 

b) Reduzierung von Normen bedeutet aber nicht nur 
Reduzierung von Gesetzen, sondern auch Redu-
zierung von Verwaltungsvorschriften. Effektivität 
und Wirtschaftlichkeit der Verwaltung erfordern 

übersichtliche, leicht zu aktualisierende und 
schnell auffindbare verwaltungsinterne Regelun-
gen. Um die Transparenz des Verwaltungshan-
delns zu erhöhen, hat der Lenkungsausschuß Ver-
waltungsorganisation daher am 24. November 
1997 einen Beschluß zum konkreten Vorgehen bei 
der Bereinigung von Verwaltungsvorschriften ge-
faßt. Das zu seiner Umsetzung entwickelte Grob-
konzept sieht ein stufenweises Vorgehen auf der 
Basis eines im Bundesministerium der Finanzen 
konzipierten und zunächst in einem kleinen Be-
reich erprobten Verfahrens vor. Im Rahmen eines 
Pilotprojektes zwischen BMI und BMF wird nun 
ein praxisorientiertes Feinkonzept erarbeitet. 

c) Reduzierung von Normen heißt schließlich auch 
Reduzierung von Normierungen. In engem Kon-
text mit dem Abbau von Verwaltungsvorschriften 
steht daher der Abbau von Standards, d. h. von 
qualitativen oder quantitativen Mindestanforde-
rungen, namentlich an Personal und Ausstattung, 
an Verhalten und Verfahren. Einzuschränken ist 
allerdings, daß Standards nicht nur in Verwal-
tungsvorschriften, Gesetzen und Rechtsverord-
nungen, sondern auch in privatrechtlichen Rege-
lungswerken, etwa in den Deutschen Industrienor-
men oder in selbstverwaltungsautonomer Recht-
setzung festgelegt werden. 

Unabhängig davon, daß Standards eine grund-
sätzliche Berechtigung nicht abzusprechen ist - 
sie dienen der Rechtsklarheit und Rechtssicherheit 
sowie der Gewährleistung von Qualitätsmerkma-
len - gilt trotzdem, Standards auf ihre zwingende 
Notwendigkeit zu überprüfen. Der Schwerpunkt 
der Standardsetzung liegt bei den Ländern und 
Gemeinden, gleichwohl hat der Bund beschlossen, 
durch Regelungen im Fachrecht und im Verwal-
tungsverfahrensgesetz die Möglichkeit zu schaf-
fen, im Einzelfall von vorgesehenen Standards ab-
weichen zu können. Durch die Normierung eines 
entsprechenden Verfahrensmodells im Verwal-
tungsverfahrensgesetz, dessen Einzelheiten noch 
zu regeln sind, würde die Grundlage für eine be-
reichsübergreifende Gestaltung des Verfahrens 
für die Standardöffnung geschaffen und zugleich 
gewährleistet, daß den fachspezifischen Besonder-
heiten Rechnung getragen werden kann. 

5. Gesetzesfolgenabschätzung/Blaue Prüffragen 

Die Bundesregierung ist bestrebt, allen wichtigen 
Gesetzes- und Verordnungsvorhaben eine aussage-
kräftige Gesetzesfolgenabschätzung beizufügen. Sie 
hat zu diesem Zweck 1996 die Gemeinsame Ge-
schäftsordnung der Bundesministerien geändert. Die 
Gesetzesfolgenabschätzung soll sich nicht nur mit 
den Mehrkosten für die öffentlichen Hände, sondern 
auch mit den Kosten für die Wirtschaft, insbesondere 
den Mittelstand, auseinandersetzen. Dabei sind Bü-
rokratiebelastungen und sonstige Folgekosten zu er-
fassen (§ 40 Abs. 2 und 5 GGO II). 

Die Forderung des Sachverständigenrats „Schlanker 
Staat" nach einer intensiveren Zusammenarbeit von 
Bund und Ländern bei der Verwaltungsmodernisie-
rung haben das Bundesministerium des Innern und 
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das Innenministerium Baden-Württemberg mit ei-
nem Projekt zur Gesetzesfolgenabschätzung aufge-
griffen. Gemeinsam wurde eine „Arbeitshilfe zur Er-
mittlung der Kostenfolgen von Rechtsvorschriften" 
erstellt. Sie enthält Empfehlungen für das methodi-
sche Vorgehen bei der Ermittlung des kostenrele-
vanten Vollzugsaufwandes und die Berechnung von 
Teilprozeßkosten an konkreten Beispielen. Die 
Arbeitshilfe richtet sich an alle, die Kostenfolgen von 
Rechtsvorschriften prognostizieren, errechnen, prü-
fen oder sich dazu äußern müssen. Es ist vorgesehen, 
die Arbeitshilfe zunächst in der Praxis zu testen und 
später unter Einbeziehung der gewonnenen Er-
kenntnisse weiterzuentwickeln. In diesem Zusam-
menhang wird auch geprüft werden, welche Schluß-
folgerungen sich aus der Arbeitshilfe für die Über-
arbeitung der sogenannten Blauen Prüffragen erge-
ben. Ziel ist es, die bisher unterschiedlichen Festle-
gungen zu den finanziellen Auswirkungen der Ge-
setzgebungsmaßnahmen inhaltlich und beg rifflich 
aufeinander abzustimmen. 

Auch die EU-Kommission verstärkt in jüngster Zeit 
ihre Anstrengungen, im Bereich des Gemeinschafts-
rechts unerwünschte Mehrkosten für die öffentlichen 
Haushalte und die Wirtschaft durch eine effizientere 
Gesetzesfolgenabschätzung von vornherein zu ver-
meiden. Neue Gesetzesvorhaben der EU sollen 
ebenfalls nur nach Prüfung ihrer finanziellen Auswir-
kungen verabschiedet werden. Der fiche d'impact, 
die EU-Prüfliste für Gesetzesvorhaben, wird derzeit 
neu gestaltet. Das Vereinigte Königreich, Österreich 
und Deutschland haben sich verständigt, während 
ihrer Präsidentschaften 1998 und 1999 diesem Vorha-
ben einen hohen Stellenwert einzuräumen. 

6. Reduzierung administrativer Pflichten 

a) Freiraum für Innovation in Wi rtschaft und Gesell-
schaft zu schaffen, bedeutet auch, zusätzliche Bü-
rokratie zu vermeiden und insbesondere auch ad-
ministrative Verpflichtungen für Bürger und Un-
ternehmen zu reduzieren. Unter diesem Aspekt 
hat die Unabhängige Kommission für Rechts- und 
Verwaltungsvereinfachung des Bundes unter Vor-
sitz des Parlamentarischen Staatssekretärs im Bun-
desministerium des Innern, Dr. Horst Waffen-
schmidt, und seit Mai 1997 unter dessen Amts-
nachfolger, Manfred Carstens, besonders Rechts-
vorschriften auf administrative Verpflichtungen 
hin überprüft. Von Bürgern, Verwaltungen und 
Unternehmen wurden über 1500 Vereinfachungs-
vorschläge benannt, die systematisch ausgewertet 
wurden. Die Ergebnisse der Untersuchung wur-
den in 2 Bänden zusammengefaßt und veröffent-
licht. 

b) Ein wichtiger Punkt ist in diesem Zusammenhang 
die kritische Überprüfung von Statistiken. Gerade 
bei der Rückführung des Verwaltungshandelns 
auf seinen Kernbereich nimmt sie einen bedeuten-
den Stellenwert ein. Zur Entlastung der Aus-
kunftspflichtigen sollen außerdem vorhandene 
Angaben aus administrativen Dateien genutzt 
werden. So wird z. B. durch die Novellierung des 
Statistikregistergesetzes die Nutzung eines Teils 

der Verwaltungsdaten durch die Statistik ermög-
licht. 

Die Reduzierung von Statistiken ist inzwischen 
weit fortgeschritten. Die Umsetzung der aufgrund 
der Überprüfung des Programms der Bundesstati-
stik vom erweiterten Abteilungsleiterausschuß 
Statistik vorgelegten 45 Kürzungsvorschläge wur-
de fortgeführt. Nachdem ein Teil der Vorschläge 
bereits 1996 durch Maßnahmen des Statistischen 
Bundesamtes und der Statistischen Ämter der 
Länder sowie durch die Statistikänderungsverord-
nung vom November 1996 realisiert  worden sind, 
werden fast alle weiteren Kürzungsvorschläge mit 
dem 3. Statistikbereinigungsgesetz vom 19. De-
zember 1997 umgesetzt. 

Der Deutsche Bundestag hat Ende März 1998 das 
Agrarstatistikänderungsgesetz verabschiedet. 
Dieses Gesetz ordnet zusätzliche Einschränkun-
gen und Rationalisierungen der Statistiken im 
Agrarbereich an, die land- und forstwirtschaftliche 
Betriebe deutlich entlasten oder infolge der Anhe-
bung unterer Erfassungsgrenzen gänzlich von sta-
tistischen Auskunftspflichten befreien. 

In der parlamentarischen Beratung ist des weite-
ren ein Gesetzentwurf zur Neukonzeption der 
monatlichen und vierteljährlichen Produktions-
erhebungen, der in erster Linie eine fühlbare Ent-
lastung berichtspflichtiger Bet riebe im produzie-
renden Gewerbe bewirken wird. Darüber hinaus 
ist eine Verordnung des BMWi eingebracht wor-
den, die die Aussetzung bestimmter Erhebungs-
merkmale der jährlichen Investitionserhebung 
nach dem Gesetz über die Statistik im Produzie-
renden Gewerbe vorsieht. Fortschritte sind 
schließlich bei der geplanten Neukonzeption der 
laufenden Wirtschaftsrechnung p rivater Haushalte 
und der 5jährlichen Einkommens- und Ver-
brauchsstichproben zu verzeichnen, die zu einer 
Verbesserung dieser Statistiken und zu Einsparun-
gen im Bereich Verbraucherindexberechnungen 
führen. 

Schließlich ist auf Initiative des Sachverständigen-
rats „Schlanker Staat" für die nationale Statistik 
ein Verfahren entwickelt worden, wonach die Fi-
nanzierung neuer Statistiken grundsätzlich nur 
bei gleichzeitigem Wegfall oder Einschränkung ei-
ner anderen Statistik in Betracht kommt. Hier-
durch soll Kostenneutralität gesichert werden. 

VII. Justizentlastung 

Mit dem Ersten Bericht zum Aktionsprogramm hat 
sich das Bundesministerium der Justiz verpflichtet, 
über den Stand der Umsetzung zur Justizentlastung, 
wie sich aus dem entsprechenden Beschluß des 
Sachverständigenrats „Schlanker Staat" ergibt, zu 
berichten. Dieser Verpflichtung ist das BMJ mit dem 
folgenden Bericht nachgekommen: 

Die Vorschläge des Sachverständigenrats „Schlanker 
Staat" zur Entlastung der Justiz sind als wertvolle 
Hinweise anerkannt und in unterschiedlichem Aus-
maß in die Gesetzgebungsarbeit eingeflossen. 
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1. Umgesetzte Vorschläge  

Einige Vorschläge des Sachverständigenrats 
„Schlanker Staat" sind bereits vom Gesetzgeber um-
gesetzt worden und schon in Kraft getreten oder im 
Bundesgesetzblatt verkündet. 

a) Das Gesetz zur Neuregelung des Schiedsverfah-
rensrechts ist am 1. Januar 1998 in Kraft getreten 
(BGBl. I 1997 S. 3224). Durch das Gesetz wurden 
insbesondere Bestimmungen aufgehoben, die die 
Schiedsgerichtsbarkeit unangemessen einge-
schränkt haben. Entlastungseffekte werden wei-
terhin daraus resultieren, daß Rechtsmittel gegen 
gerichtliche Entscheidungen, die während des 
Schiedsverfahrens oder im Anschluß hieran erfor-
derlich werden, gegenüber dem früheren Rechts-
zustand eingeschränkt werden. Neben dieser un-
mittelbaren Deregulierung ist damit zu rechnen, 
daß die Verbesserung des Schiedsverfahrens-
rechts ganz allgemein dazu beiträgt, die Schieds-
gerichtsbarkeit als Alternativmethode der Streit-
entscheidung stärker in das Bewußtsein der recht-
suchenden Bürger zu rücken, und somit auch eine 
Entlastung der Justiz zur Folge haben wird. Der 
Beschluß des Sachverständigenrats im Abschluß-
bericht III. 1. d (S. 190) ist damit umgesetzt. 

b) Das Gesetz zur Änderung des Gesetzes über Ord-
nungswidrigkeiten vom 26. Januar 1998 (BGBl. I 
S. 156) ist am 1. März 1998 in Kraft getreten. Do rt 

 ist als Vereinfachungsmaßnahme u. a. für den Be-
troffenen die Möglichkeit vorgesehen, den Ein-
spruch auf bestimmte Beschwerdepunkte, etwa 
auf die Höhe der Geldbuße, zu beschränken. Wei-
terhin kann der Betroffene die Wirksamkeit eines 
Fahrverbotes bis zu vier  Monate hinausschieben. 
Dadurch werden Rechtsbehelfe verhindert. Dem 
gleichen Ziel dient die deutliche Erhöhung der 
Wertgrenzen. Der Gesetzgeber ist damit der Anre-
gung des Sachverständigenrats unter III. 3. c 
(S. 192) des Abschlußberichts nachgekommen. 

c) Das 'Gesetz zur Vereinheitlichung des Unterhalts-
rechts minderjähriger Kinder vom 6. April 1998 
(BGBl. I S. 666) wird am 1. Juli 1998 in Kraft treten. 
Die neue Möglichkeit, Unterhaltsansprüche ent-
sprechend der Nettolohnentwicklung zu dynami-
sieren, wird die Justiz entlasten. Während bislang 
die Anpassung der Unterhaltstitel an geänderte 
wirtschaftliche Verhältnisse dadurch erfolgt, daß 
neue Regelbedarfssätze bzw. Anpassungssätze 
festgelegt und die Titel entsprechend umgeschrie-
ben werden, wird künftig der Unterhaltsanspruch 
als Prozentsatz des maßgeblichen Regelbetrages 
ausgewiesen werden können. Der Regelbetrag 
selbst wird alle zwei Jahre entsprechend der Net-
tolohnentwicklung angepaßt und damit ändert 
sich automatisch auch der dynamisiert festgesetzte 
Unterhaltsanspruch, ohne daß Gerichte oder Be-
hörden noch zu beteiligen wären. Damit wird die 
Forderung unter III. 4. a (S. 192) des Sachverstän-
digenrats umgesetzt. 

d) Durch das Zweite Gesetz zur Änderung zwangs-
vollstreckungsrechtlicher Vorschriften vom 
17. Dezember 1997 (BGBl. I S. 3039), das am 1. Ja-
nuar 1999 in Kraft treten wird, ist die Zuständig-

keit für die Abnahme der eidesstattlichen Versi-
cherung vom Vollstreckungsgericht, d. h. vom 
Rechtspfleger, auf den Gerichtsvollzieher übertra-
gen worden. Mit der Auslagerung der Abnahme 
der eidesstattlichen Versicherung wird insgesamt 
eine höhere Vollstreckungseffizienz erreicht. Das 
bisherige duale System der Mobiliarvollstreckung 
durch den Gerichtsvollzieher und das Verfahren 
zur Abgabe der eidesstattlichen Versicherung vor 
dem Rechtspfleger beim Amtsgericht bedeutete 
Zeitverzögerungen für die Gläubiger und unnöti-
ge Belastungen für die Schuldner. Mit dem Gesetz 
werden die Vorschläge des Sachverständigenrats 
zu einer Stärkung der Gerichtsvollzieher als Voll-
streckungsorgan umgesetzt (Beschluß III. 1. b - 
S.  189).  

2. Projekte im Gesetzgebungsverfahren  

Weitere auch vom Sachverständigenrat befürwortete 
Projekte zur Entlastung in der Justiz befinden sich im 
Gesetzgebungsverfahren. 

a) Vorschläge zur Steigerung der Effizienz und Entla-
stung der Zivilrechtspflege enthält der dem Deut-
schen Bundestag mit der Stellungnahme der Bun-
desregierung vorliegende Gesetzentwurf des Bun-
desrates zur Vereinfachung des zivilgerichtlichen  
Verfahrens und des Verfahrens der freiwilligen  
Gerichtsbarkeit (Drucksache 13/6398). Die do rt 

 gemachten Vorschläge schöpfen die kurzfristigen 
Möglichkeiten der Effizienzsteigerung und Entla-
stung der Zivilrechtspflege aus (vgl. Beschluß des 
Sachverständigenrats III. 3. a/b - S. 191). Mit einer 
abschließenden Beratung dieses Gesetzentwurfs 
noch in dieser Legislaturpe riode ist zu rechnen. 

Der Gesetzentwurf sieht auch die vom Sachver-
ständigenrat befürwortete Öffnungsklausel für ein 
obligatorisches Schlichtungsverfahren vor (III. 1. c 
- S. 190 des Abschlußberichts). Diese ermöglicht 
es den Ländern, für einen bestimmten Kreis zivil-
rechtlicher Streitigkeiten der Klageerhebung ein 
obligatorisches Güteverfahren vorzuschalten. 
Über die als neuer § 15a in das EGZPO einzustel-
lende Vorschrift besteht in der Form einer vom 
BMJ überarbeiteten Fassung mit den Ländern 
Übereinstimmung. 

Gleichzeitig soll in dieses Gesetzgebungsvorha-
ben die Möglichkeit von Modellversuchen zur  
Übertragung des Handels- und Genossenschafts-
registers von den Gerichten auf die Indust rie- und 
Handelskammern, ggf. unter Einbeziehung der 
Handwerkskammern, eingefügt werden. Die Ju-
stiz- und Wirtschaftsminister der Länder Baden-
Württemberg und Bayern  haben sich bereit er-
klärt, dort  Pilotprojekte für eine moderne, wirt-
schaftsnahe und vollautomatisierte Führung des 
Handelsregisters durch die Kammern durchzufüh-
ren. Damit wird der Beschluß III. 1. a (S. 189) des 
Abschlußberichts umgesetzt. 

b) Die Übertragung der Anwaltszulassung auf die  
Anwaltskammern ist Gegenstand eines Gesetz-
entwurfs des Bundesrats (BR-Drucksache 816/97), 
zu dem die Bundesregierung grundsätzlich zu- 
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stimmend Stellung genommen hat (Drucksache 
13/9610). Mit der abschließenden Beratung des 
Gesetzentwurfs in der 13. Legislaturpe riode ist zu 
rechnen. Ein paralleles Vorhaben für den Bereich 
der Patentanwälte und ein Projekt . Übertragung 
von Aufgaben der Prüfung der Notare auf die No-
tarkammern befinden sich in Vorbereitung. Durch 
die Initiative des Bundesrats werden das Verfah-
ren der Anwaltszulassung gestrafft, die Autonomie 
der Anwaltschaft gestärkt und die Justizverwal-
tung entlastet. Damit wird der Beschluß des Sach-
verständigenrats III. 1. a (S. 189) umgesetzt. 

c) Eine Vereinfachung des Kostenrechts fordert  der 
Sachverständigenrat in seinem Beschluß unter II. 
1. b (S 187). Ein Referentenentwurf eines Gesetzes 
zur Reform des Gerichtsvollzieherkostenrechts ist 
den Ländern und Verbänden soeben zur Stellung-
nahme zugeleitet worden. Im übrigen prüfen zwei 
Arbeitsgruppen, ob eine drastische Vereinfachung 
des Kostenrechts möglich ist. 

3. Forschungsprojekte 

Die vom Sachverständigenrat geforderte Überprü-
fung des Rechtsmittelsystems (Beschluß II. 4. c - 
S.  188f.) wird sowohl im Zivil- als auch im Strafver-
fahrensrecht durch entsprechende Forschungsaufträ-
ge vorbereitet. 

Für das Zivilverfahren wird derzeit eine möglicher-
weise mittelfristig zu rea lisierende Umstrukturierung 
- insbesondere des Berufungsverfahrens - geprüft. 
Das Vorhaben wird von einer Bund-Länder-Arbeits-
gruppe unter dem Vorsitz Bayerns betreut. Im Einver-
ständnis und Zusammenwirken mit den Ländern läßt 
das Bundesjustizministerium zur Zeit eine rechtstat-
sächliche Untersuchung durchführen, die Daten zur 
Funktion und Ausgestaltung des Berufungsverfah-
rens sammelt. Die so gewonnenen Informationen sol

-

len Anfang 1999 vorliegen, die Grundlage für die 
weitere Diskussion über eine bessere Koordinierung 
der Verfahrensabläufe in erster und zweiter Instanz 
bilden und Aufschluß über die Motivationen zur 
Rechtsmitteleinlegung geben. 

Im Rahmen dieser Prüfung wird auch die Frage einer 
Neuordnung des Zugangs zum Bundesgerichtshof 
in Zivilsachen zu erörtern sein, weil sich eine struk-
turelle Änderung in der Berufungsinstanz auf die 
Funktion und Ausgestaltung der Revisionsinstanz 
auswirken kann. 

Zum Strafverfahren hat das Bundesjustizministerium 
im August 1997 ein breit angelegtes Forschungspro-
jekt zu dem Thema „Rechtswirklichkeit und Effizienz 
des deutschen Rechtsmittelsystems im Strafrecht un-
ter Berücksichtigung des internationalen Standards" 
vergeben. Gegenstand der Untersuchung wird auch 
die Frage sein, welche Auswirkungen von einer Ver-
kürzung des Rechtsmittelzuges zu erwarten sind. Ein 
Schlußbericht ist Mitte 1999 zu erwarten. 

Nach Eingang und Auswertung der Gutachten kön-
nen ggf. weitere gesetzgeberische Maßnahmen in 
Angriff genommen werden. 

4. Weitere Möglichkeiten der Justizentlastung 

Mit diesen eingeleiteten und umgesetzten Maßnah-
men zur Entlastung der Justiz ist ein Großteil der For-
derungen des Sachverständigenrats „Schlanker 
Staat" umgesetzt worden. Die noch offenen Vor-
schläge erfordern umfassende und grundlegende 
Überprüfungen. Gleichwohl hat die Bundesregie-
rung sich mit dem Maßnahmepapier „ Schlanker 
Staat": Die nächsten Schritte zu weiteren Maßnah-
men hinsichtlich der Entlastung der Justiz verpflich-
tet. 
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Teil C: 
Organisationsstrukturen der Ministerien nach dem Regierungsumzug 

Die Organisationsstrukturen der Ministe rien werden 
mit Blick auf den Regierungsumzug und mit dem Ziel 
der Konzentration auf ministe rielle Aufgaben ange-
paßt. Überwiegend konnten schon Ergebnisse der 
überall durchgeführten bzw. begonnenen Organisa-
tionsuntersuchungen berücksichtigt werden. Trotz 
eines Mehraufwandes für den Aufbau der zweiten 
Dienstsitze in Bonn und Berlin wird die Zielstruktur 
der Bundesregierung schlanker sein als vor dem Um-
zug. 

Durch den Kabinettbeschluß vom 7. Februar 1996 
wurde festgeschrieben, daß alle Bundesministerien 
für die Neuorganisation anläßlich des Regierungsum-
zugs optimale Strukturen schaffen. Hierfür wurde im 
1. Bericht des Lenkungsausschusses Verwaltungsor-
ganisation als Termin der 30. Juni 1998 vorgesehen. 
Wegen der Ausrichtung auf diesen Termin konnten 
einige Ressorts jedoch für den 2. Bericht noch keine 
abschließenden Beiträge zu ihrer Organisations-
struktur vorlegen. Darüber hinaus werden die Struk-
turkonzepte in vielen Ministe rien bis zum Umzug 
noch weiterentwickelt, so daß die derzeitige Uber-
sicht nur vorläufigen Charakter hat. 

Auf den folgenden Seiten stellen die Bundesministe-
rien ihre zukünftigen Organisationsstrukturen je-
weils durch eigene Textbeiträge vor. 

Dieser Teil des Berichtes ist wie folgt gegliedert: 

1. Darstellung der Resso rts, die die Umsetzung ihrer 
Organisationsuntersuchung bereits abgeschlossen 
haben. 

2. Ressorts, die ihre Organisationskonzepte abge-
schlossen und teilweise bereits mit der Umsetzung 
begonnen haben. 

3. Ressorts, deren Organisationsuntersuchungen 
noch nicht abgeschlossen sind. Bei diesen Resso rts 
handelt es sich um einen Zwischenbericht, mit An-
gaben zur Tendenz. 

I. Abgeschlossene Reorganisationen 

1. Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend 

Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frau-
en und Jugend wurde zum 1. Januar 1998 unter Be-
rücksichtigung der Verteilung der Aufgaben und Or-
ganisationseinheiten in Berlin und Bonn neu struktu-
riert. 

Mit der Umstrukturierung wurden sämtliche Abtei-
lungen, deren Zahl insgesamt unverände rt  bleibt, 
einzügig geschnitten. Die Zahl der Unterabteilungen 
sinkt dadurch von 11 auf 6. Es wurde eine neue 
Querschnittsabteilung „Grundsätzliche und ziel-
gruppenübergreifende Aufgaben" geschaffen, in der 

Aufgaben zusammenfassend bearbeitet werden, die 
für alle Politikbereiche relevant sind. 

Zusätzlich wurde die Zahl der Referate von 62 auf 43 
reduziert. Die Referate, die bisher nur über wenige 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter verfügten, wurden 
vergrößert und so in die Lage versetzt, schlagkräfti-
ger und flexibler zu arbeiten. 

Für solche ständigen Aufgaben, die in einem Referat 
nach Inhalt, Umfang oder Durchführungsart der Auf-
gaben nicht sachgerecht zuzuordnen waren und die 
Einrichtung einer Unterabteilung oder Abteilung 
nicht rechtfertigten, wurden Arbeitsgruppen und für 
zeitlich befristete Aufgaben Sonderaufträge einge-
richtet. 

Nach dem Regierungsumzug befinden sich der 
Leitungsbereich sowie die Grundsatzreferate der 
Fachabteilungen des Bundesministeriums für Fami-
lie, Senioren, Frauen und Jugend in Berlin. Über die 
Präsenz und den Umfang einer Arbeitseinheit der 
zentralen Verwaltung wird im Ressortverbund und in 
Abhängigkeit der zentralen Beschlüsse zur Struktu-
rierung der Servicebereiche in Berlin entschieden. 

Alle übrigen Arbeitseinheiten sollen in Bonn verblei-
ben. 

Die Grundsatzreferate nehmen übergreifende und 
grundsätzliche Aufgaben ihrer Abteilungen, d. h. 
Aufgaben mit einem direkten Leitungs- und Pla-
nungsbezug, wahr und stellen den Planungsverbund 
zwischen den Arbeitseinheiten in Bonn und Berlin si-
cher. 

2. Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft, 
Forschung und Technologie 

a) Organisatorische Straffungen zur Optimierung 
der Organisationsstruktur 

Bereits die Zusammenlegung der Ressortbereiche 
Forschung/Technologie und Bildung/Wissenschaft 
zu Beginn der Legislaturpe riode wurde konsequent 
für Synergiebildung und organisatorische Straffung 
genutzt (Einsparung von 2 Abteilungen, 1 Unterab-
teilung und 15 Referaten). 

Als Ergebnis der von November 1996 bis Oktober 
1997 gemeinsam mit der Kienbaum-Organisations-
beratung GmbH erarbeiteten neuen Organisations-
struktur des BMBF wurden in einem 2. Schritt folgen-
de Eckdaten realisie rt : 

• 7 Abteilungen verbunden mit funktionalen Ver-
dichtungen und dem Ausgleich von Arbeitspake-
ten 

• Straffung auf Unterabteilungsebene, Abteilungen 
1 bis 6 jeweils zweizügig, Zentralabteilung einzü-
gig (mit ständigem Vertreter des AL Z) 
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• Reduzierung der Zahl der Referate von 110 auf 93. 

b) Planung des 2. Dienstsitzes und künftige Aufga-
benwahrnehmung in Berlin 

Für den 3. Schritt - Gestaltung des Dienstsitzes Ber-
lin - sind im Rahmen der Organisationsuntersu-
chung als erste Kernelemente definiert worden: 

• Leitung Dienstsitz Berlin 

• Unterstützung der Leitung des BMBF in Berlin: 
Anteile aller Bereiche des Leitungsstabes (Teile 
des Leitungsbüros sowie Kab./Parl., Presse, Öf-
fentlichkeitsarbeit, Politische Analysen) 

• Betreuung internationaler Kontakte in Berlin 
(Teile Referat 123, Querschnittsfunktion) 

• Mitwirkung Bund/Länder-Kooperation 
(Teile 614, Querschnittsfunktion) 

• Geschäftsstelle, Infrastrukturfunktionen (teilweise 
anlaßbezogen). 

Darüber hinaus werden anlaßbezogen Projektteams, 
Arbeitsgruppen und Arbeitseinheiten vorgesehen. 

Organisatorische und personelle Entscheidungen 
wird die Leitung des BMBF bis zum Jahresende 1998 
treffen; die Struktur des Dienstsitzes Berlin ist nach 
angemessener Erprobung zu evaluieren und ggf. un-
ter Berücksichtigung der Eckwerte der Bundesregie-
rung zu optimieren. 

II. Feststehende Zielstrukturen 

1. Auswärtiges Amt 

a) Die Reorganisation der Zentrale des Auswärtiges 
Amts 

Das Reorganisationskonzept für die Zentrale folgt so-
wohl stringenten quantitativen wie qualitativen Vor-
gaben: 

Quantitativ: 
Die Zentrale wird mit der Einsparung von 20 Refera-
ten bzw. Arbeitseinheiten, 3 Unterabteilungen und 
1 Abteilung etwa 15 % seiner Organisationseinheiten 
sowie 100 Stellen abbauen. 

Qualitativ: 
Der Stellenabbau geschieht vor allem im Bereich der 
Eigenverwaltung, durch Abbau von Doppelarbeit 
und unnötigem Koordinierungsaufwand und durch 
eine verbesserte Ablauforganisation (z. B. Einsatz 
von mehr Informationstechnologie, Schaffung größe-
rer Arbeitseinheiten, Organisation von Arbeitseinhei-
ten in Form von Arbeitsstäben und Projektgruppen, 
Verminderung der Zahl der Unterabteilungen). 

Eine Reduzierung der operativen Arbeitsfähigkeit 
der Zentrale wurde so weit wie möglich vermieden. 

Alle eingesparten Stellen wurden und werden der 
pauschalen Stelleneinsparung (1,5 % für 1998) zuge-
führt. Der Berlin-Umzug des Auswärtiges Amts 
spielte bei der Ausgestaltung der Reorganisation 
keine wesentliche Rolle, da lediglich 17 % der Ar-
beitsplätze der Zentrale in Bonn verbleiben, die spe-

ziellen Fachbereichen, wie der Informationstechnolo-
gie und der Besoldung, zugeordnet sind. 

b) Änderungen der Aufgabenstruktur 

Die Fachabteilungen werden wieder stärker nach re-
gionalen bzw. Querschnittsaufgaben gegliedert. 

- Zukünftig werden z. B. alle bilateralen Aufgaben 
der politischen, wirtschaftlichen und kulturellen 
Zusammenarbeit mit unseren Partnerstaaten in 
neuen, umfassend zuständigen und damit erheb-
lich schlagkräftigeren Länderreferaten zusam-
mengefaßt. 

- Die an Bedeutung weiter zunehmende Rolle des 
Politischen Direktors und dessen alle Abteilungen 
umfassende koordinierende Verantwortung insbe-
sondere für gemeinsame europäische Außen- und 
Sicherheitspolitik (GASP) soll institutionell da-
durch gestärkt werden, daß ihm ein stellvertreten-
der Politischer Direktor (B 6) an die Seite gestellt 
wird. 

- Der fortschreitenden europäischen Integration 
wird dadurch Rechnung getragen, daß die Länder-
referate für die Mitgliedstaaten der EU in die Eu-
ropa-Abteilung verlegt werden. 

- Künftig wird die VN-Abteilung eine zentrale Ar-
beitseinheit (Arbeitsstab für globale Fragen) für 
die Koordinierung und Umsetzung globaler Fra-
gen wie Drogenbekämpfung, organisierte Krimi-
nalität, Asylmißbrauch, Umweltschutz, Menschen-
rechte etc. erhalten. 

- Die Abteilungen 4 und 6 (Wirtschaft und Kultur) 
verlieren ihre bilateralen (Länder-)Zuständigkei-
ten (s. oben). Dafür werden die Querschnittsberei-
che wie auch einige Regionalaspekte ausgebaut. 
Dies kommt vor allem, der länderübergreifenden 
Außenwirtschafts- und Investitionsförderung so-
wie der globalen Auswärtigen Kulturpolitik zu-
gute. 

2. Bundesministerium des Innern 

Die Organisationsstruktur des BMI wird verschlankt. 
Mit den seit April 1996 durchgeführten Organisati-
onsuntersuchungen wird erreicht: 

- Abbau von Hierarchiestufen 

- Wegfall von Aufgaben 

- Abschichtung nichtministerieller Aufgaben 

- Privatisierung oder Zentralisierung von Aufgaben 

- Optimierung von Arbeitsabläufen/Schnittstellen-
abbau 

- Steigerung von Effektivität und Effizienz 

- Erhöhung der Leitungsspanne/Abbau von 
„Kleinst-Organisationseinheiten" . 

Die Aufteilung Bonn-Berlin steht seit 1995 fest. 

Es wurden folgende Abteilungen in die Untersu-
chungen bisher einbezogen (= 55 % der Planstellen/ 
Stellen): 
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- die Abteilung Z (Zentralabteilung), 

- die Abteilung A (Ausländer- und Asylangelegen-
heiten) und 

- die Abteilung O (Verwaltungsorganisation; Proto-
koll; Zivile Verteidigung; Kommunalwesen, Stati-
stik) . 

Die abgeschlossenen Organisationsuntersuchungen 
der Abteilungen Z, A und O haben zu folgenden Er-
gebnissen geführt: 

- Insgesamt 13 Organisationseinheiten wurden auf-
gelöst; 

- Abschichtung/Verlagerung von Aufgaben auf den 
nachgeordneten Geschäftsbereich mit ca. 150 Stel-
len. 

Zur Zeit werden die Abteilungen IS (Innere Sicher-
heit, Abschluß: Oktober 1998), P (Polizeiangelegen-
heiten, Abschluß: Oktober 1998), V (Verfassung, 
Staatsrecht und Verwaltung, Abschluß: Juni 1998) 
und SG (Sport- und Grundsatzfragen der Innenpoli-
tik; Leitungsbereich, Abschluß: August 1998) geprüft 
(= 20 % der Planstellen/Stellen). Diese Untersuchun-
gen sollen insgesamt bis Oktober 1998 abgeschlos-
sen (Vorlage Sollkonzeption) sein. 

3. Bundesministerium der Finanzen 

Bereits im Jahr 1994 hat die Leitung des BMF in der 
Konsequenz des Hauptstadtbeschlusses und der 
Festlegung des überwiegenden Umzuges des BMF 
nach Berlin eine Arbeitsgruppe „Perspektivplanung 
BMF" eingerichtet und folgende Aufgaben festge-
legt: 

• Optimierung der Effizienz und der Effektivität der 
derzeitigen Aufgabenwahrnehmungen des BMF, 

• Entwicklung von Vorschlägen für die künftige Or-
ganisation des BMF in Berlin und Bonn, 

• Vorbereitung aller mit dem Umzug zusammenhän-
genden Maßnahmen. 

Mit Unterstützung durch ein Beratungsunternehmen 
wurde im Rahmen dieses Prozesses das Organisati-
onsrahmenkonzept BMF 2000 bis Mitte 1996 entwik-
kelt. 

Nach dem Stand der 1. Fortschreibung (April 1997) 
wird das Ministerium mit der damit vorgesehenen 
Neustrukturierung - bezogen auf den Stand Januar 
1996 - um 1 Abteilung, 2 Unterabteilungen und 25 
Referate gestrafft. 

Die Bonn/Berlin-Aufteilung des Ministe riums orien-
tiert sich danach an den Kriterien Politiksensibilität, 
Parlamentsintensität und räumliche Nähe zu sonsti-
gen wichtigen Entscheidungsträgern. 

Die zum 1. Januar 1998 vollzogene Auflösung des 
ehemaligen BMPT und die in diesem Zusammen-
hang stattgefundene Verlagerung von Teilaufgaben 
in den Geschäftsbereich des BMF konnte im vorlie-
gendén Organisationsplan noch nicht berücksichtigt 
werden. Dies wird im Rahmen einer 2. Fortschrei-

bung (voraussichtlich Ende 1998/Anfang 1999) erfol-
gen. 

4. Bundesministerium für Wi rtschaft 

Vor dem Hintergrund der Sparbeschlüsse der Bun-
desregierung, zusätzlicher Aufgabenfelder sowie des 
Umzuges nach Berlin hat das Bundesministerium für 
Wirtschaft in Zusammenarbeit mit einer Unterneh-
mensberatung ein neues, modernes Organisations-
konzept entwickelt. Ziel dieses Konzeptes ist es, dem 
BMWi eine schlanke, flachere und flexiblere Organi-
sation zu geben. Dies bedeutet auf der Zeitschiene 
eine Veränderung der derzeitigen Abteilungsstruk-
tur. Im Hinblick auf neue Aufgaben des BMWi ist be-
reits zu Beginn des Jahres eine neue zusätzliche Ab-
teilung gegründet worden, die Aufgaben des ehema-
ligen Postministeriums übernommen hat. 

Reduzierungen auf der mittleren Führungsebene der 
Unterabteilungen ebenso wie auf der Fachebene der 
Referate sollen neue organisatorische Spielräume 
schaffen. In geeigneten Bereichen wird z. B. durch 
die Einrichtung von Gruppen mehr Flexibilität er-
reicht werden. Daneben sollen moderne Formen der 
Arbeitsorganisation, z. B. Projektmanagement, Ver-
einfachung von Arbeitsabläufen, für mehr Flexibilität 
sorgen. 

Das Organisationskonzept berücksichtigt auch die 
Vorgaben der Bundesregierung für den Umzug des 
BMWi nach Berlin, wonach 69 % der Arbeitsplätze 
nach Berlin verlagert werden, und das auf dieser 
Basis erstellte Aufteilungskonzept. Dieses sieht vor, 
einerseits die zentralen wirtschaftspolitischen Aufga-
ben nach dem Umzug in Berlin wahrzunehmen, 
andererseits durch Bündelung wichtiger Aufgaben-
bereiche in Bonn, z. B. des Umwelt-, des Finanzie-
rungs- sowie des Bildungsbereiches, eine wirksame 
Zusammenarbeit mit den in Bonn verbleibenden 
Ressorts zu gewährleisten. Auch hierbei wird jedoch 
dem Anliegen Rechnung getragen, die politisch be-
deutsamen Grundsatzreferate in Berlin anzusiedeln. 

Das Konzept wird entsprechend den personellen Fle-
xibilitäten und vor dem Hintergrund einer sinnvollen 
Personalentwicklung schrittweise umgesetzt. Hierbei 
werden - gerade auch im Hinblick auf die schwieri-
gen Rahmenbedingungen für den Berlin-Umzug - 
gegebenenfalls Anpassungen vorgenommen. 

In wichtigen Bereichen wurde das Organisationskon-
zept bereits umgesetzt. Es handelt es sich um folgen-
de Maßnahmen: 

- Einsparung von 2 Unterabteilungen 

- Auflösung von 17 Organisationseinheiten 

- Auflösung von 5 Doppelzuständigkeiten 

- Einstieg in die Bildung von Gruppenstrukturen. 

5. Bundesministerium für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten 

Im Bundesministerium für Ernährung, Landwirt

-

schaft und Forsten ist von Dezember 1996 bis zum 
Februar 1998 eine flächendeckende Organisations- 
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untersuchung mit externen Beratern im sogenannten 
Coaching-Modell durchgeführt worden, deren be-
sonderer Schwerpunkt im Bereich der Aufgabenkri-
tik lag. 

Unter der Berücksichtigung der Ergebnisse der Or-
ganisationsuntersuchung ist anschließend ein Kon-
zept „Organisationsstruktur BML 2000" entwickelt 
worden, mit dessen Umsetzung bereits begonnen 
wurde. 

Nach abschließender Umsetzung des Konzepts erge-
ben sich - einschließlich des Abbaus von Organisati-
onseinheiten seit 1993 - folgende Veränderungen: 

- Reduzierung der Anzahl der Abteilung von 8 auf 6 

- Reduzierung der Anzahl der Unterabteilungen 
von 16 auf 12 

- Reduzierung der Anzahl der Referate von 95 auf 
76. 

Die Umsetzung des Konzepts führt zu einer Einspa-
rung von 1 Abteilung, 4 Unterabteilungen sowie 
11 Referaten. Hierdurch wird eine weitere wesentli-
che Verschlankung der Organisationsstruktur des 
BML erzielt, nachdem bereits in 1997 1 Abteilung 
und seit 1993 8 Referate aufgelöst wurden. Die Ver-
ringerung der Zahl der Abteilungen, der Unterabtei-
lungen und der Referate führt zu einer nachhaltigen 
Straffung und Bündelung von Aufgaben sowie der 
Beseitigung von Schnittstellen. Kleinreferate werden 
aufgegeben und grundsätzlich Referate mittlerer 
Größenordnung geschaffen. 

6. Bundesministerium der Verteidigung 

Nach der Zielstruktur 2000 wird das Ministe rium bis 
1999/2000 um rund 2 200 Dienstposten von ursprüng-
lich ca. 5 560 auf rund 3 340 reduziert werden. Hierin 
enthalten sind bis zu 354 Dienstposten für die Ausge-
staltung des 2. Dienstsitzes des BMVg in Berlin. Ein-
gespart wurden bereits 2 Abteilungen, 20 Stabs-/Un-
terabteilungen, 127 Referate und rund 1900 Dienst-
posten. 

Die Führungs- und Fachaufgaben des Bundesmini-
steriums der Verteidigung werden entsprechend 
dem Beschluß der Bundesregierung auch künftig am 
1. Dienstsitz in Bonn wahrgenommen. Die Teilstreit-
kräfte Heer, Luftwaffe und Ma rine, die Bereiche der 
Zentralen Militärischen Dienststellen der Bundes-
wehr sowie der Zentralen Sanitätsdienststellen wer-
den truppendienstlich und fachlich von Bonn aus 
durch ihre Inspekteure mit den do rt  verbleibenden 
Führungsstäben geführt. Die ministe riellen, admini-
strativen Aufgaben (Personal, Haushalt, Recht, Terri-
toriale Wehrverwaltung) und auch die Aufgaben der 
Hauptabteilung Rüstung werden in Bonn wahrge-
nommen. 

Der Bundesminister der Verteidigung wird zur Erfül-
lung seiner Aufgaben Arbeitsmöglichkeiten in Bonn 
und in Berlin erhalten. Die Parlamentarischen Staats-
sekretäre und der für Militärpolitik zuständige 
Staatssekretär werden ihren Amtssitz in Berlin ha-
ben. Der für Militärpolitik zuständige Staatssekretär 
wird auch Arbeitsmöglichkeiten in Bonn haben, der 

für Administration zuständige Staatssekretär wird 
neben seinem in Bonn verbleibenden Unterstüt-
zungsbereich Arbeitsmöglichkeiten in Berlin erhal-
ten. Die zur unmittelbaren Unterstützung der Lei-
tungsmitglieder in Berlin benötigten Arbeitseinhei-
ten werden aus Kostengründen ausschließlich am 2. 
Dienstsitz ausgebracht. Hierzu gehören insbesondere 
das Ministerbüro, die Büros der Parlamentarischen 
Staatssekretäre sowie das Büro des für den Bereich 
„Militärpolitik" zuständigen beamteten Staatssekre-
tärs. Hinzu kommen das Parlament- und Kabinettre-
ferat sowie Teile des Planungsstabes, des Presse- und 
Informationsstabes und des Protokolls. 

Der Generalinspekteur der Bundeswehr wird als mi-
litärischer Berater des Ministers und der Bundesre-
gierung in Berlin präsent sein, ebenso die den Staats-
sekretär und den Generalinspekteur unterstützende 
Stabsabteilung, die sich mit Militärpolitik befaßt und 
auf engste Zusammenarbeit mit dem Auswärtigen 
Amt und dem Bundeskanzleramt angewiesen ist. 

Die zivilen Abteilungen und Führungsstäbe des Mi-
nisteriums erhalten kleine Verbindungselemente in 
Berlin. Grundsätzlich bis zu 2 Mitarbeitern. Für inter-
nationale Rüstungsangelegenheiten wird wegen der 
Politiknähe und der erforderlichen intensiven Koope-
ration vor allem mit dem Auswärtigen Amt und dem 
Bundesministerium für Wirtschaft ein personell stär-
keres Verbindungselement für die Hauptabteilung 
Rüstung geplant, dessen nähere Ausgestaltung noch 
nicht festliegt. 

7. Bundesministerium für Verkehr 

Die Organisationsstruktur des Bundesministeriums 
für Verkehr wird fortlaufend gestrafft. So wurden seit 
1993 1 Unterabteilung und 16 Referate sowie im Fe-
bruar 1998 im Zusammenhang mit der „Reform der 
WSV" 1 Unterabteilung und 9 Referate aufgelöst. 
Weitere 4 Referate werden auf der Grundlage der Or-
ganisationsuntersuchung des BMV bis November 
1998 aufgelöst. 

Mit Umzug der Bundesregierung wird das Bundes-
ministerium für Verkehr seinen Sitz in Berlin nehmen 
und einen Dienstsitz zur Wahrnehmung von Fachauf-
gaben in Bonn behalten. Vorgesehen ist, daß 1/3 der 
Beschäftigten des BMV ihren Arbeitsplatz in Berlin 
und 2/3 der Beschäftigten ihren Arbeitsplatz in Bonn 
haben werden. 

Das unter der Vorgabe, den politischen Teil des Mini-
steriums nach Berlin zu verlagern und den primär 
verwaltenden Bereich in Bonn zu belassen, erstellte 
Aufteilungskonzept des BMV sieht folgende Vertei-
lung der Organisationseinheiten auf die Standorte 
Berlin und Bonn vor: 

- Die Leitung des BMV nimmt mit den ihr unmittel-
bar unterstellten Organisationseinheiten ihren Sitz 
in Berlin. 

- Die Verkehrspolitische Grundsatzabteilung (A) 
nimmt mit den beiden Unterabteilungen für Ord-
nungs- und Investitionspolitik in Berlin ihren Sitz. 
Vier verbleibende Referate (A 13, A 16, A 24, A 25) 
bilden eine dritte Unterabteilung mit Sitz in Bonn. 
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- Die Fachabteilungen Eisenbahnen (E) ohne die 
Aufgaben „Bundesbeteiligungen am DB AG-Kon-
zern", Straßenverkehr (StV), Luft- und Raumfahrt 
(LR), Schiffahrt (S), Wasserstraßen (W) und Stra-
ßenbau (StB) bleiben geschlossen in Bonn. Diese 
Abteilungen erhalten, wegen der ständig erf order

-

lichen  Präsenz in Berlin und zur Erleichterung der 
Kommunikation zwischen dem Berliner Teil des 
BMV, der Bundesregierung, dem Parlament und 
den Abteilungen in Bonn, je ein Verbindungsrefe-
rat in Berlin, dem auch Fachaufgaben zugewiesen 
werden können. 

- Die Zentralabteilung (Z) ist in Berlin und Bonn ver-
treten, in Berlin mit 2, in Bonn mit 4 und in Berlin 
und Bonn mit 6 Referaten. 

8. Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit 

Das Ministerium für Umwelt, Naturschutz und Reak-
torsicherheit hat als „Bonn-Ressort" eine Zielstruktur 
für den zweiten Dienstsitz erarbeitet. 

Entsprechend der Aufgabenstruktur wird die erfor-
derliche Präsenz in Berlin unter Berücksichtigung 
der Sitzungswochen des Deutschen Bundestages 
und der sitzungsfreien Zeit durch 73 dauerhaft in 
Berlin arbeitende Mitarbeiter und 32 Pendler-Ar-
beitsplätze sichergestellt. Davon sind 24 feste Mitar-
beiter und 9 Pendler dem Leitungsbereich im weite-
ren Sinne (mit Ministerbüro, Pressereferat, Kabinett- 
und Parlamentsreferat sowie Öffentlichkeitsarbeit), 
17 feste und 18 Pendler-Arbeitsplätze dem Infra-
strukturbereich einschließlich Schreibdienst und Ver-
waltungssekretariat zugeordnet. 

Die Fachabteilungen werden nicht mit geschlosse-
nen Referaten, sondern mit je einem Verbindungsbü-
ro in Berlin vertreten sein. 

Die Zielstruktur für den 2. Dienstsitz in Berlin wird, 
jedenfalls grundsätzlich, keine Auswirkungen auf 
die Organisationsstruktur des 1. Dienstsitzes in Bonn 
haben. Unabhängig davon wird die Organisations-
struktur in Bonn entsprechend dem Ziel einer weite-
ren Steigerung von Effektivität und Wirtschaftlich-
keit weiter gestrafft und neuen Schwerpunkten an-
gepaßt, wobei der Aufgabenabschichtung in den 
nachgeordneten Bereich und der Privatisierung von 
Aufgaben jedenfalls außerhalb des Infrastrukturbe-
reichs im BMU aufgrund seiner spezifischen Aufga-
benstruktur Grenzen gesetzt sind. 

Unabhängig hiervon wurden seit 1995 1 Unterabtei-
lung und 6 Basis-Organisationseinheiten (Referate/ 
Arbeitsgruppen) eingespart. 

9. Bundesministerium für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau 

Das BMBau hat, nachdem im Zuge der deutschen Ei-
nigung wie in anderen Resso rts zunächst ein Stellen-
zuwachs erfolgte, ab dem Jahr 1994 Planungen zur 
Straffung seiner Organisation eingeleitet und schritt-
weise Stelleneinsparungen umgesetzt. Ziele der 
Maßnahmen sind die Konzentration auf ministe rielle 
Aufgaben und Abschichtung anderer Aufgaben in 

den nachgeordneten Bereich, Abbau von Hierar-
chieebenen (Unterabteilungen), Rückführung von 
Kleinstreferaten und organisatorische Unterstützung 
der Arbeitsflexibilität durch Gruppenbildung in ge-
eigneten Bereichen. 

Ein wesentliches weiteres Ziel ist die effiziente und 
funktionsgerechte Aufteilung der Aufgaben und Or-
ganisationseinheiten entsprechend dem Bonn-Ber-
lin-Beschluß, wonach 80 % der Arbeitsplätze des 
BMBau nach Berlin verlagert werden. 

Inzwischen liegt die neue Zielstruktur vor. Sie be-
rücksichtigt das Ergebnis der Aufgabenkritik und 
Organisationsprüfung und schichtet eine Reihe von 
Aufgaben in das Bundesamt für Bauwesen und 
Raumordnung ab. Im Ministerium werden im Ver-
gleich zum Jahr 1993 4 Unterabteilungen und über 
20 Referate eingespart. Der Stellenplan wird auf den 
Stand vor der deutschen Einigung zurückgeführt. In 
Bonn verbleiben geschlossene Aufgabenfelder, die 
vollzugsorientierten Charakter haben oder in engem 
Sachzusammenhang mit anderen am Standort Bonn 
situierten Aufgaben oder Behörden stehen (Raum-
ordnung, Städtebauförderung alte Bundesländer und 
allgemeine Fragen Städtebau, Vollzug wohnungspo-
litischer Instrumente, Fachaufsicht Bauen Bonn, Ver-
waltungsaufgaben Bonner Dienstsitz); alle übrigen 
Aufgaben werden nach Berlin verlagert. 

Mit der Umsetzung der neuen Zielstruktur wurde be-
gonnen; im Vergleich zur Ausgangslage des Jahres 
1993 wurden 1 Unterabteilung, mehrere Referate 
und 88 Stellen eingespart. Der vorübergehend neu 
eingerichtete Stab des Umzugsbeauftragten wird 
nach Erledigung der Aufgabe wieder zurückgeführt. 

10. Presse- und Informationsamt der Bundesregie-
rung 

Seit dem Sommer 1995 bemüht sich das BPA gemäß 
den Beschlüssen der Bundesregierung, durch ver-
schiedene Maßnahmen seine Organisationsstruktur 
zu verschlanken und dadurch zu einer Effizienzstei-
gerung zu kommen. Diese Maßnahmen haben bis 
jetzt dazu geführt, daß die Anzahl der Referate von 
47 auf 41 gesenkt werden konnte und alle Abteilun-
gen einzügig strukturiert sind. Die bis dahin be-
stehenden 8 Unterabteilungen sind damit entfallen. 
Zu den Maßnahmen gehörte auch, daß das BPA ein 
Leitbild durch eine Fremdfirma entwickeln ließ, das 
für das Jahr 1999 in 5 Abteilungen 31 Referate vor-
sah. Die anliegende Zielstruktur für den Zeitpunkt 
nach dem Umzug weist eine Verschlankung des BPA 
um 4 Referate gegenüber dem heutigen Stand aus. 
Das BPA entspricht damit den Vorgaben der Bundes-
regierung, den Umzug nach Berlin für eine Ver-
schlankung zu nutzen. 

Ill. Begonnene Konzeptionen und Umsetzungen 

1. Bundesministerium der Justiz 

Das Organisationskonzept des Bundesministeriums 
der Justiz für den geplanten Aufbau der Behörde 
nach dem Regierungsumzug bildet die Grundlage 
für die praktische Durchführung des Regierungsum- 
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zuges insbesondere in organisatorischer und perso-
nalwirtschaftlicher Hinsicht. 

Seit Ende vergangenen Jahres läuft eine organisato-
rische Volluntersuchung des BMJ. Diese Organisati-
onsuntersuchung verfolgt einen aufgabenkritischen 
Ansatz und hat zum Ziel, den Aufgabenbestand der 
Behörde zweck- und vollzugskritisch zu überprüfen 
und die Organisationsstruktur vor dem Hintergrund 
des Berlin-Umzuges auf die optimale Wahrnehmung 
ministerieller Kernaufgaben auszurichten. Es handelt 
sich um ein Projekt, das vom BMJ in eigener Planung 
und Verantwortung mit Unterstützung eines exter-
nen Beraters durchgeführt wird. 

Nach einer flächendeckenden Erhebung und Aus-
wertung des gesamten Fachaufgabenbestands des 
BMJ befindet sich die Untersuchung derzeit in der 
Phase vertiefender Analysen und Entwicklung von 
Bewertungskriterien. Daraus sollen im Fortgang Leit-
linien zur Optimierung entwickelt werden, um den 
Prozeß der Strukturoptimierung einzuleiten. 

Der Abschlußbericht der Organisationsuntersuchung 
soll im Dezember 1998 vorgelegt werden. 

2. Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung 

Das Bundesministerium für Arbeit und Sozialord

-

nung wird als Berlin-Resso rt  nach dem Regierungs

-

umzug seinen 1. Dienstsitz in Berlin haben. Danach 
haben 

- der Minister, 

- die parlamentarischen und beamteten Staatsse-
kretäre, 

- alle Organisationseinheiten des Leitungsbereiches 

ihren Sitz in Berlin. Die Abteilungsleiter haben ihren 
1. Sitz in Berlin und werden durch Arbeitsstäbe un-
terstützt. 

Die Aufbauorganisation des 2. Dienstsitzes in Bonn 
ist Gegenstand einer zur Zeit mit Unterstützung ex-
terner Berater durchgeführten Organisationsuntersu-
chung. Die Untersuchung wird entsprechend dem 
Beschluß des Lenkungsausschusses Verwaltungsor-
ganisation bis zum 30. Juni 1998 abgeschlossen sein. 

Die Aufgabenkritik wurde bereits abgeschlossen. 
Nach einer Ist-Erhebung .der Aufgaben wurden die 
Aufgaben systematisiert  und daraufhin überprüft, ob 
sie privatisiert oder auf den nachgeordneten Bereich 
abgeschichtet werden können. Das so gefundene Er-
gebnis wurde in insgesamt 13 Workshops mit allen 
Referatsleitern des Ministe riums unter Beteiligung 
des Personalrats erörtert. 

Die Analyse der Aufbauorganisation hat zum Ziel, 
die Zahl der Organisationseinheiten deutlich zu ver

-

ringern. Schon jetzt steht fest, daß mindestens 
1 Fachabteilung und 2 Unterabteilungen aufgelöst 
werden. 

In den letzten Jahren wurde die Zahl der Referate 
um 19 Referate reduziert. Eine weitere Verringerung 
in ähnlicher Größenordnung wird angestrebt, was im 
Ergebnis dann eine Verringerung der Zahl der  Refe

-

rate  um etwa ein Drittel bedeuten würde. 

3. Bundesministerium für Gesundheit 

Das Bundesministerium für Gesundheit hat vor dem 
Hintergrund globaler Stellenkürzungen, der Zuwei-
sung neuer Aufgabenfelder und der Änderung von 
Schwerpunkten eine neue Zielstruktur entwickelt, 
die mittelfristig im Rahmen der personellen, sachli

-

chen und organisatorischen Möglichkeiten erreicht 
werden soll. 

Das Konzept sieht eine Straffung der Aufbauorgani-
sation verbunden mit einer Reduzierung von Organi-
sationseinheiten und die Einrichtung von Arbeits- 
und Projektgruppen vor, um eine größere Flexibilität 
zu erzielen. Unterstützt wird dieses durch die Einfüh-
rung moderner Formen der Arbeitsorganisation, bei 
deren Entwicklung die Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter eng eingebunden sind (z. B. Vereinfachung 
von Arbeitsabläufen, Controlling mit der Einführung 
einer Kosten-Leistungsrechnung). 

Die Struktur des 2. Dienstsitzes in Berlin wird ge-
prägt durch die Notwendigkeit, die Funktionsfähig-
keit des Ministe riums als Teil der Bundesregierung in 
Berlin sicherzustellen. Dies bedeutet, daß die poli-
tisch wichtigen Arbeitseinheiten des Leitungsberei-
ches sowohl in Bonn als auch in Berlin präsent sein 
müssen. Die Fachabteilungen sollen durch „Verbin-
dungsreferate" vertreten werden. Diese Referate 
decken das fachliche Spektrum und den Sachver-
stand einer Abteilung des Ministe riums als „Spiegel-
einheit" ab. 

4. Bundesministerium für wi rtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung 

Ziel der laufenden und weiterzuführenden Maßnah-
men zur Reorganisation des BMZ ist, die Organisati-
onsstruktur schrittweise weiter zu straffen und die 
Voraussetzungen dafür zu schaffen, daß die ministe-
riellen Aufgaben trotz der personellen Engpässen 
auch in Zukunft wahrgenommen werden können. 

Die Straffung der Organisationsstruktur folgt folgen-
den Prinzipien: 

- Neue strategische Ausrichtung der Aufgabenbe-
reiche 

- Stärkere Bündelung zusammengehörender Aufga-
benbereiche 

- Verschlankung der Organisationsstruktur durch 
Schaffung größerer Arbeitseinheiten und Verrin-
gerung der Zahl der Führungspositionen. 

Bereits in den letzten beiden Jahren wurden entspre-
chende Schritte unternommen: Gegenwärtig verfügt 
das BMZ über 4 Abteilungen mit 9 Unterabteilungen 
und 60 Referate gegenüber 3 Abteilungen mit 11 Un-
terabteilungen im Jahr 1996. Die Zahl der Referate 
wurde im gleichen Zeitraum um 6 reduziert. Die Ziel-
struktur für das Jahr 2000 sieht eine weitere Reduzie-
rung der Zahl der Referate und der Unterabteilungen 
vor. 

Der vorliegende Organisationsplan „BMZ 2000" 
stellt die zur Zeit der Berichtserstellung noch gültige 
Zielstruktur des BMZ für die nach dem Regierungs- 
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umzug angestrebte Organisationsstruktur dar. Sie 
wurde vor dem Beginn der gegenwärtig ihren Ab-
schluß findenden Aufgabenkritik und der daraus 
herrührenden Strukturreform erstellt. Eine daraus 
abgeleitete neue Organisationsstruktur kann nicht so 
frühzeitig fertiggestellt werden, daß sie in den hier 

vorliegenden Bericht Eingang finden könnte. Es muß 
davon ausgegangen werden, daß mit der Umsetzung 
der Strukturreform noch Änderungen der Organisati

-

onsstruktur des BMZ einschließlich der Aufgaben-
verteilung zwischen den Dienstsitzen Bonn und Ber-
lin verbunden sein können. 


